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Vorwort 
Der vorliegende: Bericht beinhaltet die Zusammenfassung der Koordinatoren des Studienkomplexes 
4 (Nutzung der Kernenergie). Die im Rahmen dieKS Studienkomplexes durchgeführten Arbeiten 
sind im Studienverzeichnis am Ende dieses Berichtes aufgeführt. In diesen Arbeiten sollte der 
aktuelle Wisscnsstand bezüglich 
des Standes und der Entwicltlungsmöglichkeiten von Kemspaltungsreaktoren, 
der lechnischen und wirtschaftlichen Potentiale des Beitrags zur Energieversorgung 
und zur Minderung ltIimarelevanter Spurengasc durch Kernenergie in der 
Bundesrepublik Deutschland, 
der Umwelt-, Sicherheits-, Entsorgungs- und Altzeptanzaspelt1e der Kemcncrgienut-
zung, 
der Perspektiven der Kernfusion 
dargestellt werden. 
In diacn Dmtellungen und insbesondere auch in der Zusammenfassung der wesentlichen 
Ergebnisse durch die Koordinatoren unn nicht ignoriert werden, daß mit dem derzeitigen 
Wisscnsstand in vielen der genannten Bereiche untrennbare kontroverse: Einscllitzungen hinsichtlich 
Angemessenheit, Genauigkeit, Vollstindigkeit und Gültigkeit der Arbeitsergebnisse und ihrer 
Scblußfolgerungen verbunden sind. Es liegt auf der Hand, daß diese Kontroversen im Rahmen der 
Arbeiten des Studienkomplexes A.4 nicht aurgelöst werden konnten, weder in den Einzelbeitrigen 
noch In der Zusammenrassung der Koordinatoren. Dies war auch nicht Aufgabe der Bearbeiter und 
der Koordinatoren. 
Bezüglich wesentlicher Ergebnisse des Studienkomplexes konnte zwischen den Koordinatoren kein 
Konsens erzielt werden. Um dennoch zu einem gemeinsamen Bericht zu kommen, wurde folgende 
Form der Ergebnisdarstellung gewihlt: im Anschluß an eine gemeinsame Einleitung werden in den 
von A. Voss vcrCaBIcn Kapiteln 2 und 3 der Stand der Technik und die Entwicltlungsmöglichkei-
tcn der Kernenergie (Kapitel 2) sowie mögliche Beiträge der Kernenergie zur Minderung 
ltIimarelevanter Spurengasemissionen in der Bundesrepublik Deutschland (Kapitel 3) beschrieben. 
In dem von 1.. Hahn verCaßten Kapitel 4 werden die Umwelt-, Sicherheits-, Entsorgungs- und 
Ampcanzaspekle der Kernenergie dargestellt. Die Enlwilrf'e zu diesen Kapiteln wurden in einem 
mehrstufigen Prozeß wechselseitig kommentiert und gemeinsam diskutiert. Dabei wurden viele 
Anmertungen UDd Vorschlige aufgenommen und eingearbeitet. In zahlreichen anderen, wichtigen 
Punkten kam keine Anniherung der Standpunlt1e zustande. Die verblc.ibcndcn Kontroversen wurden 
daher in den Kapiteln 5 und 6 in Form von Stellungnahmen dargestellt. Kapitel 5 enthilt 
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Stellungnahmen von 1.. Hahn zu verschiedenen AUSSIgen der Kapitel 2 und 3 von A. Voss. 
Umgekehrt nimmt A. VOSS in Kapitel 6 zu aus seiner Sicht nicht konsensCihigen AUSSIgen des 
Kapitels 4 von 1.. Hahn Stellung. 
Mit dieser Vorgehcnswei.sc: haben die Koordinatoren vCßucht sicherzustellen, daß die Bandbreite 
der Auffassungen und der abzuleitenden Schlußrolgcrungcn dargestellt wird und zentrale 
Kontroversen der Diskussion um die Kcmcncrgie dokumentiert sind. Dem Leser soll damit das 
Nachvollziehen der gesicherten Erkenntnisse und der Grundlinien der Dissense erleichtert werden. 
Darmstadl/Stuttgart, Mai 1990 
Lothar Hahn 
AlIicdVoss 
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1 Einleitung und AufgabensteJlung 
Die Kernenergie ist neben den erneuerbaren Energicströmen eine weitere uns heute zur Verfügung 
stehende Energicquelle, deren Nutzung nicht mit der Emission von Spurengasen verbunden ist, die 
gegenwirtig. wie das COlt maßgeblich am sogenannten Treibhauseffekt beteiligt sind. Die 
Substitution COz-behafteter Energieerzeugung durch Kernenergie kann somit zur Minderung 
klimarelevan\Cr Spurc:ngasc beitragen. Die Rolle der Kernenergie für die zukÜDftige Energiever-
sorgung. auch im Hinblick auf die Minderung klimarelevanter Spurengasc, wird sehr unterschied-
lich beurteilt. 
Um die Klimaverindcrungen auf ein tolerierbares Maß zu begreozcn, sind die energicbcdingten 
Treibhausgascmissioncn innerhalb weniger Jahrzehnte drastisch - in der Bundcsrepublik Deutsch-
land Uf. um mehr als 90% - zu reduzieren, was eine grundlegende Umstrukturierung unserer 
vornehmlich fossile Energietriger nutzende Energieversorgung erforderlich macht. Angesichts der 
Dimension dieser Herausforderung sind alle Möglichkeiten, auch die Encrgieerzeugung millels 
Kemcncrgic, hinsichtlich ihres nach heutigem Kenntnisstand möglichen Beitrags zur Eingreozung 
anthropogener Klimavcrinderungen zu untersuchen. Dies schließt die Analyse und Darstellung 
anderer Effekte, die mit der Nutzung einer Energicquelle oder Energietcchnik verbunden sind, 
ausdrücklich mit ein. 
Ziel der Arbeiten zum Studienkomplc:x A.4 ist es, den möglichen Beitrag der Kernenergie zur 
Energievcrsorgung und zur Reduktion der klimarelevanten Spurengasc:missionen in der Bundcsrepu-
blik Deutschland darzustellen. Zu erfassen sind dabei, neben dem Bereich der Stromerzcugung. 
auch die Möglichkeiten der Erzeugung anderer Sckundärenergietriger sowie die Bereitstellung von 
Prozcß-, Fern- und Nahwirme mittels Kernenergie. Ausgehend vom gegenwirtigen Stand und den 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten der kcmtechnischcn Anlagen sind die aus tcchnischcr Sicht 
erschlicJlbarcn Potentiale der Kernenergie zur Minderung klimarelevanter Spurcngasc im Zcitablauf 
zu ermitteln und die KosIcn bzw. der Aufwand der Reduktion klimarelevanter Spurcogasc: durch 
Kemcncrgie zu quantifizieren. Der gegenwirtige nationale und internationale Wissc:nsstand zu den 
Umwelt-, Sicherheits-, Entsorgungs- und Akzeptanzaspckten der Kemcncrgienutzung ist 
darzustellen, ebenso wie der bezüglich integraler und vergleichender Risikobetrachtungcn von 
Energicsystcmen. 
Die im folgenden erlluterten Ergebnisse, insbesondere die abgeschätzten technischen und wirt-
schaftlichen COz-Minderungspotentiale sind nicht isoliert, sondern im Kontext der Ergebnisse: der 
entsprechenden Abschätzungen der anderen Studienkomplexe zu beurteilen, um daraus robuste 
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EnLScheidungen für eine eCliziente Strategie zur Minderung klimarelevanter SP""ngasemissioDCn 
rar die Bundcsrepublik DeuLSchland abzuleiten. 
Die Bearbeiter und Koordinatoren des Studienkomplcxes A.4 WNutzung der Kernenergiew haben 
ihre Aufgabe dahingebend verstanden, aufbauend auf dem gegc:nwlrtigen Stand des Wissens, 
sachgerechte EnLScheidungsbilfen für die Energie- und Umweltpolitik bereitzustellen, um heute 
diejenigen EnLScbc:idungcn zu identifizieren bzw. Entwicklungen einleiten zu können, die zu einer 
klimavertrlglichen Energieversorgung führen. WissenschaCtliche Politikberatung kann, nach ihrem 
VersliDdnis, dies nur erreichen, wenn sie zwischen wissenscbaCtlicber Aussage und politischer 
Bewertung. zwischen Fakten und ihrer subjektiven Wertung klar und eindeutig trennL Dies ist 
versucht worden. 
Die Nutzuug von Kernenergie bnn in verschiedenen Bereichen zur Minderung von ~-Emissio­
nen beitragen. Dies sind die Stromcrzcugung und der Bereich der Fern- und Nabwlrmevenorgung 
sowie durch die Bereitstellung von industrieller ProzcßwIrme bzw. von ProzcBdampC. Des weiteren 
sind in diesem Zusammenhang die Erzeugung synthetischer Kohlenwasserstoffe mittels nuklearer 
Wlrme sowie die Erzeuguug neuer Sckundirencrgictrlgcr z.B. von Wuscrstofr, zu neDDCn. In der 
Tab. 1.1 sind die ~-Emissionen durch Encrgienulzung nach verschiedenen Bereichen für das 
Jahr 1987 aufgcsch1i1ssc1L 
T.belle 1.1 
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COa·EmJssloncn durch Encrglenutzung In vencbledeocn Bereichen 
Im Jahr l.987 
UmwandlllllgllBektor 
davon 
Elcktrizilitserz.cugung 
Femwlnnccrz.cugung 
Industrie 
davon 
Proußwärme- und 
Proußdampf 
H ... balte 
davon 
Wlnneversorgung 
Kleinverbraucher 
davon 
Wirmevcrsorgung 
Verkehr 
285 Mio I COJ. 
232 Mio t COJ. 
18 Mio t CO.!. 
114 Mio t COJ. 
97 Mio I CO.!. 
113 Mio I COJ. 
104 Mio t COJ. 
64 Mio I CO.!. 
40 Mio t COJ. 
131 Mio t COJ. 
=================z==z=~=================~======= 
gesamt 706 Mio t COJ. 
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2 Stand der Technik und Entwiclclungsperspektiven der Kernenergie 
(Autor: A. Voß) 
Milte 1989 Wlren weltweil 429 KernknCtwerbbl6cke mil einer Gesamlneltoleistung von 325400 
MW .. in Betrieb, weitere 110 Kernkraftwerke mit einer ~istung von 95400 MW .. befinden sich 
im Bau. Die Kernkraftwerke trugen 1988 zu rund 17 Ij(, zur weltweiten Stromerzeugung bei. In 
einigen Undern entrallen mehr als 70 Ij(, der gesamten Stromerzeugung auf Kernenergie. In der 
Bundesrepublik Deutschland wurden im Jahr 1988 145 TWh E1ektrizitit in KernkrartweBcn 
erzeugt, dies entspricht 33 % der gesamten Brulto-Stromerzeugung. Die installierte Nettoleistung 
der Kernkraftwerke in der Bundesrcpublik Deutschland betrigt Mitte 1989 22400 MW .. und 
verteilt sich aur 21 Anlagen. 
Die weltweite Betriebserfahrung. ausgcdrüc~t in Rcaktorbetriebsjahren, hat die 5000 Jahre-Marlte 
überschrillen. Von den 429 weltweit in Betrieb befindlichen Kemkflrtwerlcsblöclten sind 328 
~ichlwasserreaktoren, davon 242 mit einem Druckwasserreaktor (DWR) und 86 mit einem 
Siedewasserreaktor (SWR) ausgcriisteL Alle in der Bundesrepublik Deutschland derzeit in Betrieb 
befindlichen ~istungsrcalttorcn sind ~jchtwasserreaktorcn. 
Neben den ~ichtwasserreaktorcn (Druck- und SicdewUKrreaktorcn) werden im folgenden noch 
der Hochtemperaturreaktor (HTR), der Schnelle Brutreaktor (SBR) sowie Heizreaktoren rür die 
Niedc:rtemperaturwirmeerzeugung behandeIL Entwiclclungsstand sowie Entwiclclungsperspektiven 
der einzcloen Reaktortypen werden zunlchst beschrieben. 
2.1 ~jchtwasserreakloren CLWRl 
Leichtwasscrreaktoren (LWR) sind mit leichtem Wasser gekühlte und moderierte Reaktoren. Als 
Kernbrennstoff wird leicht angereichertes Uran in Form von keramischen Urandioxid-Tabletten 
eingesetzt. Die Btennsto(ftablellen befinden sich hi Hüllrohren aus Zirkaloy, die zu Brennstoff-
bündeln zusammengeraßt sind. Beim LWR wirkt der negative Reaktivitltskoeffizient einer 
LeislungserbOhung (aurgrund physikalischer Gegebenheiten) entgegen. Dies ist eioe wichtige 
inhlrcnte Sicherheitscigenschan zur Verhinderung unlcontrollierter ~istungscxkursionen. 
Mit den Erfahrungen aus dem Betrieb und aus SlÖrWlen, durch ein umfangrcicbca Forschungs-
und Entwiclclungsprogramm, sowie aurgrund detaillierter Risikoanalyscn konnten LWR-AnIagcn 
bezüglich ihrer Sicherheit, Verfügbarkeil, Betriebseigenschaften, der Strah\enbelastung des 
Betriebspersonals sowie der Abgabe von Radioaktivitlt (bis auf Tritium) an die Umgebung stlodig 
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weiterentwickelt werden. Leichtwasserrc:aktoren werden als Druckwasserreaktoren (Zweikreisanla-
gen) und als Siedewasserreaktoren (Einkreisanlagen) ausgeführt. 
Druckwassc:rrea ktoren 
Den gegenwirtigen Stand der Druckwasserreaktorentwicklung in der Bundc:srepublik Deutschland 
stellen die sogenannten Konvoi-Anlagen 1sar-2 (KIO-2), Emsland (KKE) und Nc:cltarwc:slheim-
2 (GKN 2) dar. Sie haben eine Leistung von rund 1300 MW,.. Der prinzipielle Aufbau eines 
Konvoi-DWR ist aus Abbildung 2.1 ersichtlich. Die SpaJlzone besteht aus 193 Brennelementen 
mit einer aktiven Unge von 3,9 mund 61 Kontrollc:1ementen. Jedes Brennelement enlhilt 300 
Brennslibe in einem 18 x 18 Gitter. 24 Positionen sind für die Steuerslabfinger freigehalten. In 
einzelnen Silben ist dem Brennstoff Gadolinium als abbrennbares Neutronengift zugemischt. Die 
Kontrollelemente werden elektrisch angetrieben. Bei einer Schnellabschaltung klinkt der Antrieb 
aus und die Silbe fahren durch Schwerkraft ein. DWR-Anlagen haben einen geschlossenen 
Kühl1tn:islauC. der für einen Betriebsdruck von ca. IS MPa ausgelegt ist. Das Kühlmillel wird von 
externen Pumpen durch die Spaltzone gepumpt und transportiert die Energie zu den Dampfer-
zeugc:rn. die sie an den Turbincnkreislauf übertragen. Das Reaktordrucltgc:fiß, das den Reaktorkern 
umschließt, hat einen Innendurchmessc:r von S m und eine Höhe von rund 12 m. Es besteht aus 
gc:schmiedeten Stahl ringen ohne longitudinale Schweißnähte. Die Wirmeabfuhr aus dem Kern 
erfolgt über vier parallele Stringe und Dampferzeuger mit je 27 % VoUastltapazilit. 
Der Sicbcrbcilsbehlltc:r ist kugc:1förrnig und aus Stabl gc:schweißt. Er umschließt alle Primirltrcis-
komponenten, einschließlich der Absperrarmaturen der FrischdampOeitungc:n. Sein Durchmesser 
ist 56 m. Nach einem Reaktorunfall ist eillC kontrollierte Drucltcntlastung des Sicbc:rheilsbehiltcrs 
(Containments) möglich. In einigen Anlagen sind die entsprc:chenden Vorrichtungen bereits 
installiert. Dabei werden die Gas- und DampCströme über Venturi-Wiscbc:r und eingebaute FlI-
tcrstrcckcn geleitet, sodaB die Spaltprodukte weitgehend zurückgehalten werden. Das Not- und 
Nachltiih1system besteht aus vier getrennten Slringen mit einer eigc:ncn Notstromversorgung. Jeder 
Strang hat eine Hoch- und Nic:dc:rdruckpumpc:. einen Wärmetauscber, zwei Drucltspeicber und ein 
Borwasserbecken. Bei Kühlmittelvc:rlust wird Borwasser aus dem BorOutbeclten in das 
Realttorkühlsystc:m gepumpt. Bei einem Druck VOll 2,S MPa beginnen die Drucltspeicher Wasser 
einzuspeisen. Die langfristige Abfuhr der Nlchzerfallswirme übernehmen die Nicdcrdruckpumpcn. 
Sobald das Borwasserbecken leer ist, wird auf Sumpfbctrieb zur Wirmeabfuhr aus dem 
Reaktorkern umgeschaltet. Die Speiscwasserversorgung der Dampferzeuger besteht aus drei 
Slringc:n mit je SO % Leistung und zwei notstromgesichertc:n An- und Abfahrpumpcn mit je 
100 % Kapazillt. Unabhingig davon ist ein vierstringiges Notspc:iscwasscrsystc:m mit autarkem 
Diesc:1antrieb vorhanden. 
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Die Anlagen sind mit einem dreistufigen Kontroll- und Schutzsystem zur Überwachung der 
Betriebsparameter, die kontinuierlich und redundant gemessen werden, ausgestattet. Durch die 
betrieblichen Regelsysteme werden die Parameter in einem vorgegebenen Regelband gehalten. Bei 
einer Überschreitung werden von dem Bcgrenzungssystem Gegenmaßnahmen eingeleitet. die die 
GrOßen wieder auf den Sollwert zurückbringen. Erst wenn dies nicht gelingt und ein Parameter 
seinen zulissigen Grenzwert überschreitet, tritt das Reaktorschutzsystem in Aktion und veranlaßt 
Gegenmaßnahmen, z.B. die Reaktorabschahung. 
Auch bei Annahme eines Versagens der oben beschriebenen Sicherheitssysteme können noch 
Maßnahmen ergriffen werden, um ein Kernschmelzcn zu verhindern oder seine Auswirkungen zu 
begrenzen. Die zur Durchführung derartiger anlageninterner NotfaJlmaßnahmen, wie z.B. die 
Kühlung des Reaktorkerns durch Verdampfen von Kühlmillcl (bleed and fced) auf der Primär-
und der Sckundirseite, notwendigen technischen Änderungen an der Anlage, sind bei den Konvoi-
Anlagen ohne größeren finanziellen Aufwand möglich. 
Die Einzelheiten zu verschiedenen anlageninternen NotfallschutzmaBnahmen, die mit ihnen 
verbundenen Prozeduren und Anweisungen an das Betriebspersonal werden zur Zeit ausgearbeitet 
und festgelegt. An Maßnahmen zur Vermeidung von WassersioCCdetonationen, die die Integrität 
des Containments nach einer Kemschmelzc gefihrden können, wird gearbeitel 
Druckwasserreaktoren haben eine hohe LastwechselfihigkeiL Sie können nicht nur Tageszylden 
fahren, sondern lassen sich auch zur automatischen Frequenzstatzung heranziehen. Die Auslegung 
der Brennelemente erlaubt hobe Entladeabbrinde (ca. 40 MWdIkg U), 50 daß Brennelementwecb-
selzyklen von 18 Monaten erreicht werden. Eine Auskopplung von Wärme zur Fernwärmever-
50rgung bis SOO MW .. ist ohne Änderungen an der Turbine möglich. Bei den Konvoi-Anlagen sind 
die notwendigen AnzaplJtutzcn an der Turbine zur Entnahme einer Leistung von maximal 500 
MW .. bereits vorhanden. 
Siedewasserreaktoren 
In der Bundcsrc:publik Deutschland sind sieben Siedewassereaktoren mit einer Nettoleistung von 
6885 MW,. in Betrieb. Siedewasserreaktoren (SWR) sind Einkreisanlagen. Der im Reaktorkern 
erzeugte Dampf wird in Wasserabscheidern getrocknet und direkt zur Turbine geführt. Die neueren 
Anlagen der "Baulinie 72", die Kernkraftwerke Gundrcmmingen B und C, haben interne 
Kilhlmittelpumpen, Feinantriebe für die Steuerstibe und einen Sicherheitsbcbilter aus Spannbeton. 
Sie haben eine Leistung von 1240 MW,.. Der Reaktorkern besteht aus 784 Brennelementen, wobei 
die Brennstibe in einem 8 x 8 oder 9 x 9 Gitter angeordnet sind. Die Abschaltung und die 
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Regelung der Relktivillt sowie der Leistung bzw. Leistungsvencilung erfolgt mit 193 Itrcuz(i)rmi-
gen SleucrelemenleD, deren Blitler vertiltale, mit 80rltabid gefüllle Röhrchen enlbalten. Sie lind 
zur Abbrandltompcasation und Leistungsrcgelung durch einen elektrischen Antrieb kontinuierlich 
verstellbar. Die Schnellabschallung erfolgt hydraulisch durch, unler hohem Druck liebendem 
Wasser, das die Abschaltsllbe von unten in den Kern schiebL Der Rcalttordrucltbchllter hat eine 
Höbe von 22,35 m und einen Innendurchmcsscr von 6,62 m. 
Der SicherbeitsbehUter besieht aus SpannbelOn und ist auf der Innenseile mit einer Slihlbicchhaut 
abgedichleL Er enthUt den Rcaktordrucltbehiller und alle primlrkQh1mitlelCilhrcnden ROhrleitungen 
bis zur ersten Absperrarmatur. Er ist als Drucltkammer ausgelegt und enthIlI eioc große, 
Iiefliegendc, ring(i)rmige Kondensalionsltammer mit der zur DampCkondensation erforderlichen 
Wuscrvorlage. Bei eventuellen Rohrleitungsbrüchen wird der freigcsclzlc Dampf durch vertikale 
Rohrc aus der Druckltammer in die Wuscrvodage geleilet und kondensiert. Dadurch soll ein 
unzullssiger Drucltanslieg verhindert werden. Neben dieser Funktion dient das Wuscr in der 
Kondensationsltammer als Ersalzwlrmesenke bei Ausfall der Hauptwirmesenltc und ist gleichzeitig 
passiver Bestandleil der Notltühleinrichtungen. Eine Druckentlastung des SicberhcitsbehUtcrs 
(Conllinments) mit nachgcscbaltelen Wlscbcm und Fillerstrccken ist möglich bzw. schon realisiert. 
Das Not- und NachkOhlsyatcm besieht aus drei rlumlich getrennlen, voneinander unabblngigcn 
100 ~trlngen mit Wirmelluscher, Nieder- und Hochdruckpumpc. Bei UntcrscbrcituDg eines 
vorgegebeocn Wasserstandes im RcaklOrdruckbehlller erfolgt die Rcalttorschndlabschaltung und 
der Start der notstromvcrsorglcn oder clampCbctriebenen Hocbdruckeinspcisung. Versagen beide 
Systeme, wird die aulOmatische Druc:kcnllastung ausgel&1, bei der der RcaklOrdruck innerhalb von 
Minulen durch Abblasen von Dampf in die Wasscrvorlage der Kondensalionsltammer auf 0,5 MPa 
abgebaut wird. Danach übernehmen die Nicdcrdrucksystcme die Kcrnkühlung. 
Das SchneUabschaltsystcm besieht aus lCCbs Tanks. die mit Wasser und Stickstoff unter 16 MPa 
Druck gefüllt lind. Sie liehen au8crhalb des SichcrbeitsbchUtcrs. Jeder Tank stellt die Energie 
zum Einfahren von SO ~ der Sleucrstlbe bcrciL Die Anlage enlbQt ein Wasserstoff-Überwa-
chungs- und Abbausystcm. Das RcaklOrgcbludc ist bei den ocuen Anlagen gcm18 den gegenwirtig 
im Rcgelwcrk fcslgelegten Anforderungen gegen Rugzcugabsturz und Erdbcbcu ausgelegt. 
Sicdcwaacrreaktoren haben ein hohes Lastfolgevcrmllgen und ltOnncn auch im Mittc1laslbctrieb 
gefahren werden. Eine Auskopplung von Dampf im Tcmpcratwbcrcicb zwiscbcn 100 und 200 ·C 
ist möglicb. 
1645 
Weiterentwicldungen des LWR 
Ausgehend vom erreichten technologischen Stand werden weltweit erhebliche Anstrengungen zur 
Weiterentwicldung der Leichtwasserreaklortechnik unternommen. Die wichtigsten Zlele sind dabei: 
• 
• 
• 
• 
• 
Verbesserung der Sicherheit (Reduktion der Kemschmelzhlu6gkeit. Erhöhung der 
zur Einleitung von Notfallschutzmaßnahmcn verfügbaren Zeiträume, Verbesserung 
des Containments zur Begrenzung der Auswirkungen von Unfillen auf die Anlage 
selbst, Verwendung von mehr oder ausschließlich passiven Sicherbeil5Cinrichtungen) 
Reduktion der Anlagekosten (Standardisierung, Verkürzung der Bau- und 
Gcnehmigungszciten, Verbesserung und Vereinfachung von techniscben Komponen-
ten und Systemen, Rationalisierung bei der Fertigung und Errichtung der Anlage) 
Reduktion der Brennstofflcreislaufkosten (Erhöhung des Entladeabbrandcs, 
Verbesserung der Brennstorrausnutzung, verbesserte Neutronenökonomie) 
Erhöhung der Anlagenverfügbarkeit (lingere Brennelementwechsclintervalle, ldirzere 
Brennc1ementwcchselzeiten, vereinfachte Wartung) 
Reduktion der Strahlcnbelastung des Betriebspcrsonals und der Abgabe radioaktiver 
Storre (bessere Zugänglichkeit und Instandhaltungsfreundlichkeit, verbesserte 
Abschirmungen, weniger koballhaltige Stähle) 
Die verschiedenen derzeit laufenden Weiterentwicklungen lasscn sich vereinfacht in zwei 
Entwicklungslinien einteilen. Einmal in eine mehr cvolutionäre Weiterentwicklung der Anlagenkon-
zcplc heutiger Bauart und zum anderen in die Entwicklung neuer Konzepte mit weitergehenden 
"inhlrcnten" Sicherheil5Cigenschaften und einer weitergehenden Anwendung passiver lII5Ielle 
aktiver Komponenten, insbesondere bei Anlagen kleiner und mittlerer LeistungsgröBc. 
Einige der Weitercntwicklungen ließen sich bereits in den nicbslen, zu bauenden Anlagen 
realisieren, wihrend für die Konzepte, die weitgehend auf passiven Sicbcrhcitscinrichtungen 
au(bauen, gegebenenfalls noch Dcmonstrationsanlagen gebaut werden müssen, bevor die 
Erfahrungen für eine Markteinfiihrung ausreichen. 
2.2 Hochtempenturrcaktoren CHTRl 
Der Hochtemperaturreaktor gehört zur Familie der gasgckiihlten Reaktoren. Diese ist zu etwa 10 % 
an der bisherigen Stromcrzcugung durch nukleare Anlagen beteiligt. Gegenüber den gasgckiihltcn 
Reaktoren der ersten Generation unterscheidet sich der Hochtemperaturreaktor durch einige 
wichtige Merkmale. Als Wlrmeiibertragungsmitte1 wird Helium stall Kohlendioxid und statt der 
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metallischen oder oxidischen stabl'örmigen BreMelemente werden keramisch umhüllte Partikel 
verwendet. Damit sind hohe Temperaturen für die Realisierung von hohen Wirkungsgraden bei der 
Stromem:ugung und die Erzeugung von Prozcßwirme möglich. Die Brennelemente weisen 
besonders günstige Eigenschaften im Hinblick auf die Rückhaltung von Spaltprodukten bei 
Normalbetrieb und Störungen auf. Aus der Physik der Hochtemperaturreaktoren ergibt sich eine 
kleine l.eistungsdichte, d. h. der Reaktorkern ist relativ groß und hat eine sehr große Wirmekapa-
ziläL Die letztere ist eine, aus Sicht der Sicherheit, positive Eigenschaft. 
In den sccbziger Jahren wurden eine Reihe von Pilot·Anlagen gebaut: In den USA der Peach-
Dottom·Reaktor, in England der Testreaktor Drap und in der Bundcsrepublik Deutschland der 
A VR in JÜlich. Der A VR tOMte dabei über Jahre mit einer IIIchtrlglich erhlIh\cn Austrit\stempc-
ratur von 9SO ·e betrieben werden und Iiefer\c wichtige Kenntnisse Ilber das sicherhei\srelcvaute 
Verbalten von Hoch\cmperlturreakto/'CII. 
Im Jahr 1986 wurde der lHTR-300 als Prototyp für einen großen HTR-Kugelhaufenreaktor in 
Betrieb genommen. In Abbildung 2.2 ist der Aufbau des lHTR dargcstdlL Der Reaktorkern 
(CORE) (1). gebildet aus CI. 670000 keramischen, kugelförmigen Brennelementen boher 
Hitzcbestlndigkeil, ist von den GraphitreOektoren (2). (3) und (4) umgeben. SciUich zum Reaktor 
sind 6 Dampferzeuger angeordnet (6). Die BreMelemente werden kontinuierlich wlhrend des 
Betriebs oben in den Reaktorkern (14) zugegeben, durch das Kugelabzugrohr (7) und durch die 
BrennclemenlcDtnabmccinrichtung entnommen (13) und gegcbcncnCaJIs zurüctgespeisL Das 
Wlrmcilbcrtragungsmittel Helium, unter einem Druck VOll 40 bar, durcbstnimt den Reaktorkern 
und wird auf 7SO ·e erhitzt. Es gelaugt durch 6 HeiBgaskanile (6) in die Dampferzeuger (5), wird 
dort auf 270 ·e abgekühlt und von den Gcbliscn (9) wieder zum oberen Teil des Reaktors 
zurilckbcförderl, wobei es die sciUichen Teile des Rcak10rs abkühlL Der Reaktor wird mit 
Absorbcrsllbcn (8) und (10). teils im ReOektor, teils in der Kugelschllllung beweglich, geregelt 
bzw. abgclcbaltet. Das gesamte System wird von einem Spaunbetonbehiller (11) eingcschlosscu, 
der nach innen hin isoliert (12) und Ilber Wasserrohre im Beton gekühlt wird. 
Die physikalischen und technischen Auslegungen dea Rcaktorkems und scillCl HiICscinrichtungcn 
wurden bei der Inbetriebnahme und durch den Betrieb beslltigt. Insbesondere ergab sich, IhnIich 
wie bei dem Betrieb des A VR·Rcaktors, ein sehr niedriger Radioaktivilltspcgcl im Primlrkreis-
lauf. 
Neben dicscu positiven Ergebnissen gab es auch protolypspczifische Probleme, z. B. die vcrmuUich 
aus Sondcrbcdingungcn wlbrcnd der Inbetriebnahme resultierende erhöhte Kugelbrucbrate, eine 
anflnglich unzureichende Kugelabzupnte bei hobem Kühlgasdurchsatz und eine Bcsc:hldigung 
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an einigen BeCestigunpelementen der Winneisolierung in den Heißgukanilen. Diese Mingelsind 
zwischenzeitlich entweder behoben worden oder würden einen Weiterbetrieb cks TIITR nicht in 
Frage stellen. 
Abbildung 2.2: Vertikalscbnill durch den TIITR-Realdor 
Beim TIITR wurde ein als berstsicber geltender Spannbetonbebilter mit dünnen Anschlu.Bteitungen 
angewendet, um den Luftzutrill Dlcb Druckentlastung ausreicbend zu begrenzen. Die keramiscben 
Materialien bedeuten für den Reaktorkern des Hochtemperaturreaktors eine hohe Temperatwbc:stän-
diglteit und eine nabezu vollständige Rückhaltefähigkeit für Spaltprodukte bis zu Temperaturen von 
etwa 1600 ·C. Bei Störfällen mit Kcrnaufheizung steht eine Eingriffszeit von mehreren Stunden 
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zur Verfilgung. um eventuell auftretendes NicbtfunktiOllicren der Komponenten, LB. Küblmittelge-
blise, von Hand zu korrigieren. 
Im Sommer 1989 wurde die Stillegung des THTR bc:schlosscn, wobei dem Weitetbetrieb der 
Anlage nach Ansicbt von Betreiber, RSK und Sachverstlndigcn aus sicberbeil5techniscbcr Siebt 
mOglich gewesen wlrc. 
Weiterentwicklungen des Hochtemperaturreaktors (HIR) 
Die Weiterentwicklungcn des Hochtemperaturreaktors zielen einmal auf einen Reaktor mit einer 
Leistung VOll SSO MW .. (HTR-SOO) zur Stromerzeugung und gekoppelten Kraft-Wlrme-Eneugung 
und zum anderen auf die Entwicklung von Anlagen kleiner Leistung bis 300 MW. für die 
Stromerzeugung sowie zur Prozelldampf-, Fern- und Nahwlrmebereitstellung ab. 
Der HTR-SOO baut auf den Erfahrungen mit dem THTR auf und hat wie dieser einen 
Spannbetonbebllter. Der HTR-ModuJ mit einem Druckbehilter aus Stahl und einer thermischen 
Leistung von 200 bis 300 MW. ist durch eine sehr niedrige Leistunpdicbte (3 MW.!m') und eine 
schlanke Bauart gekennz.eichneL Damit wird eine passive Abführung der NachzerfaJlswlrme 
möglich, mit der die Brennclementtemperatwcn unterhalb einc:s Grenzwcnes bleiben, der ihre 
SpaltproduktriickhalteCihigkcit praktisch nicht becintrichtigL 
Die Regelung und Abschaltung des Reaktors erfolgt Ober Absorbcrstlbc, die in den Scitenreflektor 
einfahren. Als zweites Abschaltsystem dienen Kleinabsorberkugeln. 
Steigt die Temperatur des Reaktorkerns Ober die Betriebstempcratur an, so verarmt die nukleare 
Kettenreaktion aus pbysikalischen Gründen. Wegen des negativen Temperaturkoeffizienten der 
Reaktivitlt wird der Reaktor unterkritisch, d.b. et schaltet sich ohne Hilfsmittel scIbstltig ab. 
Die Korrosion der Brennelemente beim Eintrill von Dampf und Luft bei StOrflllen soll durch 
basissichere Behlltet mit dünnen Anscblußleitungen bzw. durch eine Begrenzung der Wasser- und 
Dampfzufuhr bei Lecks im Dampferzeuger auf tolerierbare Werte begrenzt werden. 
Die WeitcrentwickJungcn der verschiedenen JITR-Unien sind auf Verbc:sscrungcn der Wartscbaft-
lichkeit und WeitcrentwickluDgcn der Sicherheit gericbteL In dieser Hinsicht zeichnen sich große 
Vorteile einc:s neuartigen korrosionsgcscbiltzten Brennelements ab. Die kugclCOrmigen Brennele-
mente sollen mit einer Schicbt aus Siliziumkarbid vCllCben und damit widerstandsCibig gegenlibcr 
Dampf, Wasser und Luft werden. Bei unbcstrablten Brennelementen wurde nachgcwic:scu, daß bis 
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1600·e keine Korrosion durch Luft crfolgt. Entsprechende Untersuchungen für bestrahlte 
Brennelemente werden zur Zeit durchgeführt. Sollte sich die erwartete KorrosionsresisteDZ der mit 
Siliziumkarbid beschichteten Brennelemente durch die Experimente bestätigen, 50 würde dies eine 
einfachere Beherrschung der SlÖrfille mit Eindringen von Luft und Dampf in das Rcaktorsystem 
bedeuten. 
Ferner soll durch diese Maßnahme, die schon geringe Kontamination des Primärkreises des lffR 
soweit reduziert werden, daß die Zugänglichkeit der Anlage weiter erleichtert und die direkte 
Verbindung eines Hochtemperaturreaktors mit einer Gasturbine möglich würde. Die Vereinfachun-
gen, vor allem der Wegfall spezieller Sicherheitskomponenten, würden eine Reduzierung der 
Anlagekosten erlauben. 
2-3 Schneller Brutreaktor (SBR) 
Die energicwirtschaftliche Bedeutung von Schnellen Brütern liegt darin, daß sie das Natururan bis 
zum 6O-fachen besser als die herkömmlichen Lcichtwasscrrcaktorcn ausnulzCD können und damit 
von eiocr äußeren Spaltstoffquelle nahezu unabhängig sind. Durch die Verwendung schneller 
Neutronen für den Kcrnspaltun~prozcß und von Plutonium als Spaltmaterial kann die 
Erzeugungsrate von Spaltstoff eines solchen Reaktors auf über eins ansteigen, d.h. Brüter erzeugen 
dann mehr Spaltstoff, als sie im Betrieb verbrauchen. Auf dem Umweg über Plutonium sind Brüter 
damit in der Lage, das reichlich vorhandene, direkt nur schwer spaltbare Uran-238 für die 
Energic:crzeugung nutzbar zu machen. Dies erfordert allerdings zwingend eine Wicdcraufbereitung 
der abgebrannten Brennelemente, um das erbrütete Plutonium wiederverwcnden zu können. 
Der erreichte Entwicklungsstand der Brutreaktoren ist durch den Betrieb einer Reibe von Ver-
suchs-, Prototyp- bzw. GroBbrüterkemkraftwerken (siehe Tabelle 21) gekennzeichnet 
Die hohe Volumenleistung im Brüter-Reaktorkern muß durch ein geeignetes Wärmeübertra-
gungsmittel aus dem Reaktorkern in die Dampferzeuger abgeführt werden. In simtlichen heute 
betricbcocn Brüterrealttoren der Welt wird als Wärmeübertragungsmittel flüssiges Natrium benutzt. 
Natrium bremst Neutronen kaum ab, hat eine hervorragende Winneleitfihigkeit und erfordert 
keinen wesentlichen Betricbsdruck.. 
Das "primäre" Natrium, das im Reaktorkern zwischen den Brenn- und Brutstäben aufgcheizt wird, 
gibt seine Wärme zunlchst über Zwischenwärmetauscher an Natrium in "sckundlrcn" Kreisläufen 
ab, und erst das sckundire Natrium heizt die Dampferzeuger. Dieses aufwendige Konzept wird aus 
Sicberbcitsgründcn gewählt 
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Für die Anordnungen der Komponenten im Primlr-Natriumsystem gibt ca grundsltzlich zwei 
Konfigurationen: die Pool- und die Loop-Version. In bciden Flllen benötigt man u.a. Reaktorkern. 
Pumpen und Zwischcnwinnelluscher. Im Fall der Pool-Version befinden 5ic:h Pumpen und 
Zwischenwirmelluscher zusammen mit dem Reaktorkern integriert im Rcalt1ortank; bei der Loop-
Version sind sie außc:rhalb des Tanks angcordncL Für das deutsch-belgisch-nicdcrllodische 
Brütcr!trafrwerk SNR-300 in Kalltar ist die Loop-Anordnung gewlblt worden, uod Japan baut 
seinen Brüter-Prototyp "Monju" nach Kalltar-Vorbild. Demgegenüber verrolgen Frankreich.. EngJand 
und die Sowjctunion das Pool-Prinzip. Für den geplanten Ewopcan Fast Reactor ist die Pool-
Anordnung vorgesehen. 
l Jind ,l..nl·S· l."tung In Betr.eb Pooll 
'elt l_ 
F RAPSOOIE ~:I I.I\'I\!, 1967 (-19S2I l 
PHEIIiX m 1.1\'1. 1974 P 
SUPERPHENIX 1200 1.1\'1. 19S' P 
en OrR t5 t.M. 1959 (- \Sn) l 
PFR m 1.1\'1. 1975 P 
~U OR5/BR10 5/10 I.I\'Ith 1959 L 
BOR &0 4>0 I.I\'Ilh 1970 l 
ON l~O 125 1.1\'1. 1975 l 
(. 80 000 LId S" .. w .... rl 
ON 600 4>00 t.M. 1980 P 
Oll 800 800 1.1\'1. 1995 ~ P 
USA EBR·II 20 1.1\'1. 194;4 P 
FFTF 400 I.I\'Ith 1980 l 
0 KNI( 11 20 1.1\'1. 1919 l 
O/B/'4l SNR 300 300 1.1\'1. 1 l 
J JOVO 100 I.I\'Ith 1978 l 
MONJU 300 1.1\'1. 1992 L 
1>40 I FOTA 15 r.IW. 19119 l 
Tabelle 2.1: Schnelle LdsIunpraldorm der Welt 
In Frankreich, Großbritannien und der Sowjetunion erzeugen die PrototypCD P~ PFR und 
BN-350 seil etwa IS Jahren Energie. Der BN-3S0 Iierert nichl nur Strom ins Netz, sondcru benutzt 
einen Teil seiner WInDe unmittelbar zur Enlsalzung von tlglich 80000 I WISKr da Kaspischcn 
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Meeres. Der Sowjetische BN-600 ist seit 1980 ohne größere Störungen im Betrieb, für den BN-
800 wird an de:mselben Standort der Bau vorbereitet. Der Demonstrationsbrüter Supcrphenix mit 
1200 MW .. Leistung war 1973 gemeinsam von ElektrizitätsverliOrgungsunternehmen Frankreichs, 
lIaliens, Deutschlands, Belgiens und der Niederlande in Auftrag gegeben worden. Supcrphenix 
erlitt im Min 1987 einen betrichtlichen Schaden Im Brennelementlagcrtank, ist seit April 1989 
aber wieder Im Netz. 
Allgemein zeigen bisherige Erfahrungen aus über 200 Reaktorbetriebsjahren: natriumgckühlte 
Brüter im PrototypmaBstab sind technisch realisierbar. Insbesondere ist es beim Betrieb von 
insgesamt über 300000 Brfitemrennsliben trotz der hohen Belastungen und erreichten Abbrande: 
nur vereinzelt in de:n letzten 2J Jahren zu kleinen SchAden gekommen. Erfahrungen aus früheren 
Brennelementstörfällen waren seinerzeit konstruktiv ausgewertet worden. 
Schwierigkeiten sind in de:n letz\cn Jahren fast nur auJlcrbalb des Rca1ctorkerns im nicht-nuklearen 
Anlagcnbercicb. insbcsoDdcre an NalNa-Zwischen-Warmetauschcrn, Lagertanks und Dampferzeu-
gern, aufgetreten; sie haben sich als überwindbar erwiesen, ZoB. beim britischen PFR, der nach 
Bruch von 40 Rohren in einem Überhitzer wieder in Betrieb ist. 
Das Sicherheitskonzept des Schnellen Brutreaktors weist viele Gemeinsamkeiten mit den 
thermischen Reaktoren auf, aber auch einige brüterspcziflScbe Sicherheitsaspckte, die mit dem 
Kühlmittel Natrium zusammenhingen. Als Sicherhcitsvortcile des Natriums sind seine nahezu 
drucltIosc Verwendung, der hohe Siedepunkt (900 0q und die hohe Wirmeleitlähigkcit zu nennen. 
Natrium ermöglicht die Nachwirmeabfuhr durch Naturumlauf, wie durch spezielle Versuche ZoB. 
in den schnellen Reaktoren Phenix und Supcrphcnix nachgewiesen wurde. 
Andcmscits bringt die Verwendung von Natrium Nachteile und Probleme mit sich; Natrium 
reagiert chemisch unter Encrgicfreisctzung mit Wasser (Dampferzeuger, Beton) und Luft. Kommt 
ca gleichzeitig zu Kühlungsverlust des Reaktorkerns und Ausfall simtlichcr Abscbaltsystemc, so 
ist aufgrund des positiven "Na-Void-Kocffizienten" eine Rcaktivititssteigcrung und Lcisltmgsexkur-
sion mit Zcratörung des Reaktorkerns nicht auszuschließen. Für diesen sogenannte Bethe-Tait-
SlÖrfall muß das Containmentsystem ausgelegt werden, wenn seine Folgen innerhalb der 
Rcaktoranllgc beherrscht werden sollen. 
Weitercntwicklungen des Schnellen Brutreaktors 
Dic internationalen Forschungs- und Entwicklungsarbcitcn richten sich in den letzten Jahren 
zunehmend luf Kostcnreduktion und auf Ausnutzung von Sicherheitsmerkmalen der Natriumküh-
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lung aus, wie LB. die Möglichkeit einer passiven Nachwinneabfuhr. Die wcsteuroplischen 
Anstrengungen sind auf die Entwicldung des European Fast Reactor (EFR) mit einer Leistung von 
1520 MW .. ausgerichtet, dessen Nachwinne mittels Naturkonvektioo abgefilhrt werden 11011. 
In den Vereinigten Staaten von Amerika steht die Entwicldung eines modular aufgebauten 
schnellen Brutreaktors PRISM (power Reactor Innovative Safe Module) im Vordergrund. Der 
gesamte Reaktor soll aus drei BlOcken mit jeweils einer Leistung von 46S MW .. bestehen. Jeder 
dieser BlOcke wiederum setzt sich aus drei Realttonnodulen mit je einer thermi~n Leistung von 
CI. 470 MW .. zusammen. Es 11011 ein metallischer Brennstoff verwendet werden. und die 
Wiederaufarbeitung ist minels eines pyrometallurgischen Verfahrens innerhalb der Realttoranlage 
vorgesehen. 
In Japan wird U.l. die Verwendung Schneller Brutreaktoren zur Umwandlung von langlebigen 
Aktiniden wie Np-237. Am-241 und Am-243 untersucht. Hierdureh lieBe sich die Radiotoxizillt 
der endzulagernden bochalttiven Abfälle, lIOWCit sie auf Alphastrahlung zuriickzufilhren ist, etwa 
um den Faktor 200 reduzieren. Der Bau eines Testreaktors ist geplant 
2.4 Heizreaktoren 
Im In- und Ausland wurden in den letzten Jahren verschiedene Konzepte far Heizrealttoren mit 
einem thennischen Leistungsbereich von 10 bis SOO MW .. entwickelt Diese vergleichsweise 
Ideinen Reaktoren dienen ausschließlich der Winneerzeugung bis CI. 170 ·C rur die Versorgung 
von Nah-und Femwinnenetzen. 
In der UdSSR befinden sich zwei Heizrea1r.toren vom Typ AST-500 rur die Femwinneversorgung 
der Stldte GorIti und Voronescb in Bau. In Otina wurde 1986 mit dem Bau eines S MW-
Prototyp-Heizreaktors begonnen und in Kanada befindet sich ein Demoostrationsheizrea1r.tor vom 
Typ "Slowpoke" in der Erprobungsphase. 
Die wichtigsten Heizrealttorkonzepte mit ihren typischen LeistungsgrOBen sind nachfolgend 
aufgelistet: 
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UdSSR AST SOOMW (DWR, NaturumlauC. im Bau) 
ABB SECURE-H 400MW (PWR, PlUS-Konzept) 
Siemens/KWU HR 200 MW (SWR, Naturumlauf'kühlung) 
ABB GHR 10 MW (gasgekühlter Heizreaktor) 
PSI SHR 10MW (SWR, Naturumlauf'kühlung) 
Kanada SLOWPOKE 10MW (LWR bei Umgebunf.'ldruck, Demon-
strationsanlage im Test) 
Weitere Konzepte wurden in Frankreich (Therm~) und USA (TRIGA) verfolgt. Die nuklearen 
Heizwerke unterscheiden sich in der Regel in folgenden Punkten von großen Kernkraftwerken: 
• niedrige thermische Leistung bzw. Leistungsdichte. 
• 
• 
• 
• 
• 
niedrige Kühlmitteltemperatur « 200 0c) und niedriges Druckniveau (Faktor 10 
kleiner als bei einem DWR). 
konservative Kernauslegung, lange Betriebszyklen (bis IS Jahre). 
passive Systeme zur Abfuhr der Wärme und Nachwirme. 
bobe inhärente Sicherbeitseigenschaften, bobe Karenzzeiten, 
kleine Abmessungen, damit ist ZoB. Untergrundbauweise zum Scbutz vor 
Einwirkungen von außen ohne großen Aufwand möglicb. 
Die grundsitzlichen sicberbeitstechniscben Anforderungen an Heizreaktoren sind für die 
VerhUtnisse der Bundesrepublik Deutscbland und der Schweiz formuliert worden. Die bisher 
vorliegenden Analysen zeigen. daß die Heizreaktorltonzepte (HR. GHR, SHR) diesen grundsätzli-
chen sicherheitslechnischen Anforderungen bzw. Schutzzielen, auch im Hinblick auf einen 
siedlungsnahen Standort, genügen. Ein Genehmigungsverfahren ist aber noch nicht durchgeführt 
worden. Um in größerem Umfang Anlagen einzusetzen, müßten Erfahrungen mit Prototypanlagen 
vorliegen. 
2.S Nutzunl!li- und Anwendunl!limöglichkeiten der Kernenergie 
Zum gegenwittigen Zeitpunkt wird die Kernenergie fast ausschließlich zur Stromerzeugung 
eingesetzt. Neben eiern Sekundirenergieträger Strom tragen viele andere Energieträger zur Deckung 
des Energiebedarfs in den verschiedenen Bereicben bei. Im Jahr 1987 war in der Bundeslepublik 
Deutschland Strom zu etwa 17 % an der Deckung des Endenergieverbrauchs beteiligt. Die Einsatz-
und Verwendungshereic:he der nicht-elelttrisc:hen Energieträger sind allerdings sehr vielgestaltig und 
heterogen; dies gilt insbesondere für den WirmemarItt. 
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Neben der Stromeruugung unn Kernenergie in einer Vielzahl von weiteren Energicwand-
lungsprozcBcn genutzt werden. weil die primire Energieumwandlung in Kernrcütoren die 
Produktion von Wlrmccnergie ist. Allerdings herrschen auf dem nicht-clektrlscbcn Encrgiemlrk1 
andere Bedingungen, und die WettbewerbsCihigkeit iSl schwieriger zu erreichen. Aus dicacn 
Gründen und aus technischer Sicht ist nach dem Tempcraturniveau der im Kernreaktor primlr 
eruug\cn Wlrmccnergie zu differenzieren: Wasscrgekühlte Kernreaktoren bieten Wlrmccnergie im 
Tempcraturbcreich bis zu 3OO'e, OiWigmellllgekühlte Kernreaktoren erreichen Wcrle bis zu 
soo 'e und gasgekühlte Kernreaktoren, insbesondere der Hochtemperaturreaktor, produzieren 
Wlrmccnergie im Tempcraturbcrcich bis zu 950 'e. 
Die verschiedenen Anwendungsmöglichkeiten der Kernenergie sind die folgenden; sie lind - bis 
auf die Encugung von Strom- und Elektrolyscwasscratoff - im wcacntlichen nach der erforder-
lichen Temperatur der bei der Anwendung umgewandelten WIrmCCDCtgie geordnet: 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
Erzeugung von Strom 
Erzeugung von Wasserstoff 
Erzeugung von Fcmwlrme und Nahwlrme 
Erzeugung von ProzcBwlrme und - dampf 
Eruugung von Fcrncncrgie (chemische Energie in Form von Synthcscgu) 
Vcrcdclung fossiler Eocrgietrlgcr 
Die Techniken zur Erzeugung dicacr Sckundlrenergietrlger mittels nuklearer Wlrme sind weitge-
hend entwic:tclt, aber nur im Fall der Stromcm:ugung auch in den Markt eingefilhrt. 
2.6 Kernfusion 
Unter dem Begriff der Kcmfusion wird der kontrollierte Prozcß der Vcracbmdzung leichter Kerne 
zu Helium unter Frcisclzung von Energie vcralludcn. Die Fusionsforachung versucht, die aus den 
thermonuklearen Prozcsacn in der Sonne vcrIraute exotherme Natur der Fusionsprozcasc leichter 
Kcmc in kontrollierter Form einer praktischen Nutzung zuzufilhrcn. Unter der Vielfalt von 
FusioDSplozcsscn kommt fllr die praktisc:bc: Anweodung in absehbarer Zeit nur die Verschmelzung 
der Wasscrstofrlsotopc Deuterium (0, acbwcrcr Wasserstoff) und Tritium (1', flbersc:hwcrer 
Wasserstoff) zu Hdium (He) in Frage. 
Es gibt verschicdcnc Tc:chnikcn den Fusionsprozcß einzuleiten, z. B. über einen Trlgbcitsc:ln-
schluß oder einen magndischen Einschluß des Plasmas. Le\z1erc ist die FusionstcchDologic, die 
in Europa in groBem Ma&tab zur Energiegewinnung entwickelt wird. Die physiblisch-tccbni-
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sch .. le Aufgabe bei der Kernfusion mit magnetischem Einschluß ist es, ein Plasma aus einem 
Deuterium-Tritium-Gemisch auf mehr als 100 Mio Kaufzuheizen und stabil und ausreichend 
wlrmeisoliert durch M,agnetfeldcr einzuschließen. Gelingt dies, so laufen mit einer für die 
Energiegcwinnung ausreichenden Rate Verschmelzungsprozasc: ab. Die bei der Fusion entste-
henden energiereichen Neutronen werden aus dem Plasma transportiert und erzeugen in einem 
sog. "blanket", das Lithiumverbindungen enthält, Tritium. Die im "blanket· entstehende Wärme 
wird dureh Wasser- oder Heliumkühlung abgeführt und zur Stromerzeugung verwendet. Die 
Energie der im Plasma verbleibenden Heliumkcrne dient dem Ausgleich der Wärmeverluste des 
Plasmas und damit der Aufrechterhaltung seiner Temperatur. Zur Aufrcchterhaltung der Fusionsbe-
dingungen müsscn die drei Schlüsselgrößen Temperatur, Plasmadichte und Wärmeisolation 
(charakterisiert durch die Einschlußzeit) bestimmte Mindcstwcrtc eneichen. 
Aus den vCJSChicdcnen im Laufe der Jahre verfolgten Konzepten des magnetischen Plasma-
einschlusses bat sich eine toroidale Konfiguration (Form eines Autoreifens) des Plasmas durchge-
setzt. In Deutschland werden die Tokamak- und die Stellaratorlinie verfolgt, wobei der Tokamak 
den Zielparametern für einen Fusionsreaktor bislang am nlchsten kommt. Mit den zur Zeit 
verfolgten Großcxpcrimenten z. B. des JET (Joint Europcan Torus) versucht man die sogenannten 
"brcakcven" Bedingungen (Verhiltnis der a-Teilchenbeizleistung zur Zusatzbeizung = 1), eine 
Vorstufe für die ·Zündung" des Plasmas, zu erreichen. Über eine weitere Stufe (Grollcxpcrimente 
NET oder ITER) sollen dann die notwendigen p1asmaphysikalischen und technischen Kenntnisse 
zur Auslegung und zum Bau eines Demonstrationsrcaktors gewonnen werden. 
Obwohl die plasmaphysikaliscben Bedingungen für die ·Zündung" des Plasmas in den bisheri-
gen Experimenten noch nicht erreicht wurden. lassen sich aus bisher durchgeführten Rcaktorde-
signstudien bereits Aussagen zur Umweltbelastung und Sicherheit von Fusionsreaktoren ableiten. 
Eine Emission k1imarclevanter Spurcngasc erfolgt nicht. Beim Fusionsreaktor auf der Basis der 
D-T-Fusionsrcaktion bedürfen vor allem das Tritium im Breonstoflkrcislauf, die Aktivierung der 
das RcaktiolL'lvolumen umgebenden Materialien durch die Fusionsncutronen und die mit der 
Prozeßführung verknüpften nuklearen. chemischen und magnetischen Energien besondere Aufmerk-
samkeit. 
• Beim Betrieb des Fusionsreaktors wird der "Brennstoff", das Deuterium-Tritium 
Gemisch, kontinuierlich in die Brennkarnmer eingebracht, um das brennende Plasma 
aufrechtzuerhalten. Bei Unterbrechung der Brcnnstoffzufubr erlischt die Reaktion. Ein 
unkontrollierter Lcistungsanstieg ist nicht möglich. 
• 
• 
• 
• 
• 
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Nach heutiger KcMtniS kann davon ausgegangen werden, daß keine der in einem 
Fusionsreaktor Creisetzbaren EDergien (Nachwirme, Brutmatcrialbrand, Kühlwasser-
druckbebilterversagen, Verdampfen von Helium oder Freisetzung von magoc:tischer, 
Fusions- oder thermischer Energie) zur Zerstörung der Sicherbc:itshülle führen. 
Der Brennstoff Deuterium ist, ebenso wie das Reaktionsprodultt Helium, nicht radioak-
tiv. Dagegen ist die BrennstofCltomponente Tritium radioaktiv. Tritium ist flüchtig, und 
sein Gesamtinventar im Kraftwerk wird muimal 10 kg betragen. Das Tritium wird im 
Fusionsreaktor erbrütet, und die gesamte Aufbereitung findet im Reaktorgcbiude statt. 
Nach der Erstbescbickung des Reaktors mit Tritium ist kein weiterer Tritiumtraosport 
aullerhalb des Reaktorgelindes notwendig. 
Die Ergebnisse zahlreicher Studien zeigen, daß für einen Fusionsreaktor im Normalbe-
trieb Tritium-Abgaben von einigen g pro Jahr an die Atmosphlre nicht Ilberschritten 
werden. Dieses würde im ungünstigsten Fall für die Im meisten belastete Person, die 
sich stindig in einem Kilometer Entfernung vom Fusionsreaktor auCbllt, zu einer 
maximalen Dosis von etwa 40 iJSv pro Jahr führen. Dieser Wert liegt deutlich unter-
halb der Dosissehwankung der natürlichen Radioaktivitit von Ort zu Ort (Dosis·Mittel· 
wert der Bundcsrepublik Deutschland ist 1,1 mSv). 
Da innerhalb der biologischen Abschirmung des Fusionsreaktors durch Neutrooenaltti-
vierung der Luft die Radionultlide ''C und "Ar erzeugt werden, mllssen diese Im 
Entweichen gebindert werden. 
Bei Verwendung heutiger konventioneller Stihle in Fusionsreaktoren sind die Radioak· 
tivititsinventare (gemessen in Bq, d. h. der Anzahl der radioaktiven ZerflIle pro 
Zeiteinheit) von I..eichtwuser-, schnellen Brut- und Fusioasreaktoren gleicher I..eistlDlg 
nach lingcrem Betrieb in etwa gleich. Wegen der Verschiedenheit der radioaktiven 
Isotope ist die biologische Wirksamkeit des Radioalttivititsinventars im Fusionsrealttor 
anflnglich um mindcatens eine Großcoordnung niedriger als im Spaltunprealttoren und 
fillt spiter deutlich schneller ab. Insbesondere sind im Fusionsrealttor keine A1p1wtrab-
ler vorhanden, die das aktivierte Inventar eioes Spaltungsrealttors dominieren. Außer-
dem liegen die aktivierten Materialien im Fusionsrealttor als Fcstkiirper vor. Langfristig 
kaM es möglich werden, das Inventar durch DCIIC Strultturmaterialien erheblich weiter 
zu vermindern und für schnelleren Zerfall auszulegen. 
• 
• 
• 
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Das Volumen des durch Reparaturen, Wartung und Außerbetriebnahme eines Fusions-
reaktors anrallenden aktivierten Materials ist etwas großer als das eines vergleichbaren 
Leichtwasscrrcaktors. Die Toxizilit ist allerdings viel geringer. Außerdem gibt es kein 
Kritikalitltsproblem und kein Kühlproblem bei der Lagerung. Die Verringerung der 
Abri11mengen durch Verwendung von rür Fusionsreaktorbcdingungen optimierten 
Materialien ("Low Activation Materials,,), deren Entwicklung im Anlauren ist, und die 
Wicdcrverwendung bereits gebrauchter Materialien ist ein großes Potential des Fusions-
reaktor-Konzeptes. Das Gefihrdungspotential von Fusionsrcaktor-Abfillen, die über 
mehrere hundert Jahre gelagert werden, ist erheblich geringer als das der A1ttinidenab-
lilie aus Spaltungsrcaktoren. 
Die mit der Fusion mit magnetischem Einschluß verknüprten elektromagnetischen 
Felder könnten eine geringe Auswirkung auf das Bcdienungspersonal, nicht jedoch auf 
die Öffentlichkeit haben. Die Auslegung einer Fusionsanlage errolgt derart, daß zum 
Beispiel die magnetische flußdichte am Zaun der Anlage die Dichte des Erdmagnetfel-
des, die zwischen 30 und SO mikro Tesla schwankt, nicht wesentlich fiberschrciteL 
Von dem im Fusionsreaktor vorhandenen Tritium sind etwa 200 g in mobilisierbarcr 
Position, so daß nach heutigem Kenntnisstand bei 'dem denkbar schwersten Störrall 
Tritium als Hf (tritiertcs Wasser) in die Rcaktorhalle hinein freigesetzt werden könnte. 
Ursachen für einen derartigen Unrall könnten das Versagen von Komponenten des 
Brennstoffsystems oder des Plasmagefißcs sein. Da die Tritiuminventarc teilweise 
miteinander in Verbindung stehen werden, kann die tatsichliche Freiselzungsmenge nur 
auf der Basis einer detaillierten Konstruktion bestimmt werden. Da ein Fusionsreaktor 
nach heutiger Kenntnis keine Energiequellen enthilt, die die Sicherheitshiille sprengen 
könnten, hitte ein solcher Unfall geringe Auswirkungen nach außen. Selbst wenn man 
ein Versagen der Sicherheitshülle annehmen würde, hitte die Freisetzung einer Tritium-
menge von 200 g IUS 20 m Höhe in ihrer gefihrlichsten Form, als lITO, Dosiswerte 
durch Inhalation und externe Exposition der Hlut rnr das am meisten exponierte 
Individuum unter den ungünstigsten Bedingungen nur etwa 40 mSv nach Vorbei zug der 
lITO-Wolke (nlch etwl 2 Minuten) und etwa 120 mSv nach 5 Tagen Aufenthalt (an 
derselben ungünstigsten Stelle) zur Folge. Bei Freisetzung des T als Hf und nachrol-
gender Konversion zu lITO durch Bakterien wircn die Dosen um etwa zwei Größen-
ordnungen niedriger. In keinem Falle wird außcrhalb des Rcaktorgelindes eine 
Evakuierung der Bevölkerung. eine Gcbietsspenung oder ein Bodenaustausch notwen-
dig. Ein selbstindiger Brand des Brutmaterials kann ausgeschlossen werden, wenn das 
Brutmaterial Lithium nicht in metallisch reiner sondern - wie es die europiische 
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Fusionslcchnologie vorsiehl - in chemisch inakliver Form als Lithiumkeramik verwen-
det wird. 
Primire BrennstofCe für den D-T-Fusionsreaktor sind Deuterium und Lithium. In den meisten 
Reaktorkonzcpten wird zur Neutronenmultiplikation im "blankcl" außerdem Beryllium oder Blei 
benötigt. 
Deuterium und Lithium sind weltweil (geographisch relativ g1eichmlßig verfügbar) in groBen 
Mengen vorhanden. Deuterium wird durch Elektrolyse aus nalürlichem Wasser gewonnen, in dem 
es zu 3.34 x 10" Gewichtsprozenl vorkomml Der Voml in den Weltmeeren betrigt insgesamt 
etwa 4.6 x 10" I. 
Lithium wird deneilaus pcgmaliti.schen Gesteinen und aus der Sole von Salzseen gewonnen. Die 
in der Landmasse der Erde vorhandenen Lithiumvonite liegen zwischen 101 und 10' t. die im 
Meerwasser (mi I dem miUlcren Lithiumgehalt von 0,1 ppm) bei elwa 10" I. Dort kOnnte Lilhium 
zum Beispiel der Bilterlauge entzogen werden, die bei der Trinkwassergewinnung aus dem Meer 
abfilll 
Die insgesami gewinnbare Brulloenergiemenge wird durch den Gcsamtvoml an Lithium, nicht 
jedoch durch die verfügbaren Deuleriummengen begrenzl Die - insbesondere im Meer vorhande-
nen - Lithiumvorrlte haben ein Eoergielquivalenl von etwa S Mrd EI • S 10" J, also etwa mehr 
als das 10 Millionenfache des deneitgen Weltenergicbedarfs von 350 EI/a. 
Die gegenwlrtig bekannten Wellvorrlte an Beryllium kOnnlen bei einer umCangreichcn Nutzung 
der Kernfusion eine Begrenzung darstcl1en, WCDn nichl weitere Vorrlte gefunden werden. 
Eine realistische Abschltzung der Stromerzcugungskosten von Fusionsreaktoren ist zum gegenwIr-
ligen Ztitpunkt nichl möglich. Es gibt jedoch Untersuchungen, die danuf hindeuten, daß trotz der 
hohen Investitionskosten (wegen der Komplexilll der Anlage) die niedrigen Brennstofikosten 
akzeptable SUomcrzeugunpkosten ermöglichen sollten. DaDach 11& der derzeitige Stand der 
KostenaDllyse nicht er1tennen, daß Fusionsenergie im nichsten Jahrhundert mit anderen Energiege-
winnungssystemen nichl konkunieren kOnnte. 
Die physikalisc!le und technische Machbarkeit der Fusion sowie ihre WirtschaCllichkeit wird sich 
erst im Verlauf der langfristig angelegten EntwickJungsschrilte herausstellen können. Zur Zeit 
rechnet man beim magnetischen Einschluß (Tokamak) damit. daß bis zum Ende von JET (Mitte 
der neunziger Jahre) alle wesenllichen plasma physikalischen Fragestellungen eines Reaktors 
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beantwortet sind und Plasmen mit wesentlicher a-Teilchenheizung untersucht wurden. Bis etwa 
2020 sollte die technologische Durchführbarkeit eines Reaktors mit den Erfahrungen von NET 
bzw. ITER beurteilt werden können. Eine abschließende Beurteilung der techniscben und wirt-
schaftlichen Aspekte der Kernfusion wird erst ab etwa 2050 mit den Erfahrungen eines Demon-
serltionsreaktors möglich sein, dessen Bau ca. 2010 beginnen könnte. Vor dem Hintergrund 
dieses Entwicklungshorizootes Ist die Kernfusion als Option für eine Minderung der CO ... 
Emissionen in der ersten Hälfte des näcMten Jahrhunderts nicht weiter zu diskutieren. 
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3 Mögliche BeitrAge der Kernenergie zur Minderung klimarelevanter Spurengasemissionen in 
der Bundesrepublik Deutschland 
(AulOr: A. VoB) 
Im folFnden werden die Möglichkeiten der Minderung von energiebcdinglCn ~-EmissiODCD 
durch den EinsalZ von Kernenergie im Rahmen der Energievenorguag der Bundcsrepublik 
Deutschland aufgezeigt. Dabei werden die folFaden sechs EiDSllZmöglichkeiten betnK:htet. miUCIs 
denen Kernenergie zur COI-Emissionsmiaderung durch direkte oder indirekte Substitution fossiler 
Encrgiccrzcuguag beitraFn kann: 
Elektrizititscrzcugung 
Fern- und Nahwirmccrzcugung 
Veredelung fossiler EnergietriFr 
Industrielle ProzcBdampf- und ProzeBwirmccrzcuguag 
WasscrslOffcrzcugung 
Tcrtiire ErdOIRlrderung 
Die ~-Minderunppotentiale der vcrschiedeDcn EiDSltzmöglichkeiten der Kcmcncrgie werden fIlr 
unterschiedliche Zeitpunkte soweit möglich quantitativ ermittelt und die Kosten der ~-Vermci­
dung durch Kemeoergie werden abgcschllZL Untcraucht werden einmal die Minderuapmöglich-
keitcn, die sofort wirksam werden könnten. Weiterhin wcrdca die ~-Minderunppotcatiale f11r 
die nahe Zukunft, mit dem Bezupjahr 2005, und für die feme Zukunft, mit dem Bezupjahr 
2050, belrlchte\. In eiocm ersten Schritt werden zunkhst die \ccbniscbca ~-Miodcrunppotcn­
dale abgcschllZl, worunter die unter AuBcrachtluaung VOll Wirtschafllic:hkcitsaspckteo und 
Hemmnissen maximal \ccboiscb mögliche Reduktion von ~-Emissionen zu verstehen isL In 
einem zwcilcD Schritt wcrdca dann die Kosten der ~-Miodcrung ermiUCIt, um die jeweilige 
COI-MiodcrunpmaBnahme hinsichtlich ihrer Eflizieu bewerten zu köonca. 
Dies ermöglicht dann auch Aussagen zum wirtschaftlichen Potential der ~-Miodcrung, das alle 
im Ra1uoca der Annahmen wirtschaftlich Itonkurreozflhige MaBoahmca umfaBt. Einer Aus-
schöpfung dieser Potentiale können dann noch Hemmnisse CDtFJ'CDStehco. 
Für die quantitative Absc:hilZung zukünftiFr COI-Rcdulttionsmöglic:hkciten ist es erfordcrlich, VOll 
einer Bczugsbasis auszuFhco. die die Entwicklung der EncrgietriFmachfrage und ihre DccItung 
unter status-quo Bedingungen. d.h. ioshcsoodcrc ohoe MaBaahmca zur Reduktion k1imarelevantcr 
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Spurcngase beschreibL Entsprechend den Vorgaben des gemeinsamen Analyscrastcrs wird als 
Refercnzentwicklung zur Ouantifizierung der C01-Minderunspotentiale das PROGNOS-RcfereDZ-
szenario IPROGNOS, 1987/ benutzt. Die anband dieser Bczugsbasis quantifizierten Potential werte 
sind nicht als exakte Angaben der erreichbaren Minderungen oder gar als Prognose der tatsäch-
lichen C01-Rcduktionen zu verstehen, sondern sollen nur eine quantitative Vorstellung der 
erzielbarcn C01-Minderungen vermitteln. 
Für die Ermittlung der Minderungskostcn einzelner Maßnahmen werden die Preiscntwicklungen 
für die fossilen Energielriger aus dem gemeinsamen Analyscraster des Studienprogramms 
zugrunde: gelegL Alle Kostenangaben basieren auf dem Geldwert des Jahres 1987. 
In Tabelle 3.1 ist die hier unterstellte Entwicklung der Energielrigcrprcisc einiger ausgcwihltcr 
Energieträger dargestellL 
Tabelle 3.1: 
Eatwldduag der Eaef'KIctri&el1'rdIe (Im Geldwert da Jabra 1987 
l1ir Großabnehmer) Im Rd'eRozran [DM,/Gn 
1987 2000 2005 2010 
Importkoble 3,0 4,2 4,7 5,3 
beimische Koble 9,8 10,2 10,5 11,0 
Braunkohle 3,6 3,4 3,5 3,7 
Heizöl, 5 5,8 7,2 8,8 11,2 
Heizöl, EL 9,3 11,9 14,4 17,9 
Erdgas 7,1 7,3 9,1 11,8 
Soweit neue Wirtschaftlichkeitsrechnungen durchgeführt wurden, wurden entsprechend den 
Vorgaben des gemeinsamen Analyscrastcrs aus volkswirtschaCllicher Sicht finanzmatbematische 
DurchschoiltSltosten aufgrund der dynamischen Annuititen- oder Barwcrtmethodc ermitteil Für 
den Fall, daß Kostenangaben gemacht werden, die nach einer anderen WirtschaCllicbkeitsrcch-
nungsmethodc ermittelt wurden, ist darauf zu achten, daß die Ergebnisse nur bedingt vergleichbar 
sind. Dies gilt insbesondere für Kostenangaben, die für das erste Bctricbsjahr der Anlage und eine 
Abscbreibungszclt von 20 Jahren ge.nacht wurden. 
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Im Gegensatz zur Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung, bei der weitgehend bekannte und 
erprobte Reaktorkonzepce eingesetzt werden, ist die Nutzung der Kernenergie filr die Bereit-
stellung von Nah- und Fernwärme. Prozelldampf und Prozeßwlrme nicht auf dem Markt einge-
führt. Es kann somit nicht auf Erfahrungen mit realisierten Anlagen zun1c:kgegriCCen werden. Die 
bei der modellhaCten Wirtschaft1ichkeitsrcchnung verwcndeten Kost.endaten Cilr Heizrcaktoren und 
HochtemperaturreaklOml unterstellen, daß es sich um SerienauJagen handelt. die gegenQber dem 
Prototyp und den crsten Nachfolgeanlagen geringere InvestitioDSkosten aufweisen. Diese Annahme 
beruht auf der Fenigung gröBerer Stückzahlen, die notwendig wlrc, WC11ll auch Dur ein Teil der 
technischen Potentiale ausgeschöpft werden sollen. 
Das als Bezugsbasis verwendete 'PROGNOS-ReCercnzszenario' ist durcb einen nlckJlufigen 
Endenergieverbrauch gekennzeichnet (siebe Tabelle 3.2). Die gesamten energiebcdingten COz-
Emissionen sind demnach im Jahr 2005 mit 743 Mio t etwas bOber als im Jahr 1987 (706 Mio t). 
Tabelle 3.2: 
Sektor 
Industrie 
Verkehr 
Haushalte 
Eatwlckllllll da EodeDCI'JicYerbraac:" bn Rcrel'CllDZC1W'lo: 
aaamt uud uacb Seldoreu [P JJ 
1987 1995 2005 
2198,8 2459,2 2537.3 
1868,8 1753,9 1631,4 
2160,9 1986,9 1754.3 
Kleinverbraucher 1295,2 1202,3 1150,6 
Insgesamt 7523,7 7402.3 7073,6 
Der Stromverbrauch nimmt im Refercnzfall VOD 332,9 TWh im Jahr 1987 auf 461,8 TWh im Jahr 
200S zu. Dies CDtspricht einer durtbscbnittlicben Zuwachsrate von 1,5 'toll. Die installierte 
Kraftwcrbleistung steigt im Refercozfall von 101,6 GW .. (1987) auf 109,9 GW .. im Jahr 2005 an 
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(siehe auch Tabelle 3.3). Entsprechend der in Abbildung 3.1 dargestellten Bruttostromerzcugung 
nach Energieträgern erhöhen sich die C01-Emissionen der Stromerzcugung von 231,6 Mio t co. 
im Jahr 1987 auf 326,8 Mio t COl im Jahr 2005. 
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Abbildung 3.1: 
Tabelle 3.3: 
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Bruttostromerzcugung nach Energieträgern im Jahr 1987 und im Jahr 2005 
nach/PROGNOS, 1987/ (Refercnzcntwicldung) 
installierte KraftwcrkslelstulII Im Rcrcreoztall oacb 
/PROGNOS, 19frI/1m Jahr 19frI und Im Jahr 2005 
1987 2005 
HW •• \ MW., 
6744 6,7 6740 
13517 13,4 13760 
3J974 33,6 46060 
19993 19,7 28764 
10149 10,0 5254 
15667 15,5 9400 
1040 1,1 
---
lOlCH 100,0 109900 
\ 
6,1 
12,5 
41,9 
26,2 
4,8 
8,6 
--
100,0 
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Die ennittelten CO,-Minderungspotentiale sind im Hinblick auf ihre Abhlngigkeit von der 
untemelllen Referenzcntwicklung zu untersuchen. 
3.1 Kosten und WirtschaCtlichkeitsaspckte der Kernenergie 
Die Kosten und damit die Wirtschaftlichkeit der Energieerzc:ugung mittels Kernenergie werden im 
wesentlichen bestimmt durch die Anlagekosten, die BrennstoClltreislau(kosten, die die Kosten der 
Entsorgung enthallen, und die sonstigen Betriebs- bzw. Wartungskosten des Kraftwerks. 
Im Rahmen einer umfassenden Wirtschaftlichkeitsbetrachtung aus gesellschaftlicher Siebt, sind 
auch die sogenannten externen Kosten, z. B. die Umwelt- und Gesundheitsscblden, die vom 
Betrieb und von SlÖrfillen energietcchnischer Anlagen ausgehen, einzubeziehen. Externe Kosten, 
deren Quanlifizierung einige Probleme aufwirft, werden bei allen Energietccbniken, die im 
Studienkomplex A betrachtet werden, nicht erfaßt. An splterer Stelle wird auf den Problemkom-
plex der externen Kosten noch einmal eingegangen. 
Durch den Bau und Betrieb einer grollen Zabl von Kernkraftwerken sowie von Anlagen des 
BrennstoClltreislauCs, angefangen von der Urangewinnung Ilber die Konversion, die Anreicberung. 
die Brennelementfertigung bis zur Wicderaufarbc:itung. liegen Cilt wesentliche Kostenelemente der 
nuklearen Energieerzc:ugung umfangreiche reale Kostcndaten vor. FIlr neue noch niebt realisierte 
Rc:xklorkonzcpte und fllr die Endlagerung nuklc:xre Abfille stehen nur Kostenabscbitzungen zur 
Verfilgung. die ebenso wie die KOSIenangaben von weiterentwickelten, heute genutzten Kernreak-
tortypen, durch einen höheren Unsicherheitsfaktor gekennzeichnet lind. 
Leichtwasserre!klOren 
Die spezirISChen Anlagekosten von Leichtwasscrreaktoren konnten bis zu Beginn der siebzigcr 
Jahre durcb das AnwachKn der Anlagengroßc: (bis auf 1300 MW..) ZWIIchst gesenkt werden. 
Durch aufwendigere GenehmigungsverCahren, Konzcptlndcrungen, Modifikationen wihreod der 
Baupbase verlingerten sich die Bauzeiten und die spezifischen Anlagenkosten der Kernkraftwerke 
in der Bundesrepublik Deutscbland stiegen ab Mitte der 70er Jabre stark an. 
Erst bei den drei 1988/89 fmiggestell\en Konvoi-Anlagen, bei welchen Standardisierungen und 
eine Umlage von nicht projcktspezifISChen Aufwendungen auf mehrere Anlagen sowie ein 
bescbleunigtes Genehmigungsverfahren möglicb waren, konnte dieser Kosteuan.stieg gebremst 
werden. Die spezifischen Kosten einer Konvoi-Anlage mit 1258 MW,,-Nettoleistung lagen bei 
3340 ~ 160 DMlkW" (obne Erstkern, Bauzinsen und Steuern). Vergleicht man diese Kosten mit 
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spezifischen Anlagekosten in anderen Ländern, so kann man feststellen, daß in der Bundcsrepublik 
Deutschland die Kosten um ca. 40 % höher als in Frankreich, vergleichbar mit denen in Japan, 
jedoch wesentlich niedriger als in USA sind. Ein wesentlicher Grund für die kostengünstigen 
französischen Anlagen liegt in den grollen Serien. 
Aus den bei der Errichtung von Konvoi-Anlagen gemachten Erfahrungen kann, nach Angaben von 
Herstellern und Bctreibern, erwartet werden, daß durch optimierte Planungs-, Bau- und Montage-
abläufe, durch weitere technische Verbesserungen, wie z.B. fortschrittliche elektro- und leittechni-
sche Systeme sowie technische Systemänderungen, wie Erhöhung der Loop-Lcistung und kompak-
tere Anordnung. die Anlagekosten für ein 1300 MW .. -Kraftwerk noch um ca. 10 - 15 % gesenkt 
werden können. Eine weitere Senkung der spezifischen Anlagekosten von 5 - 10 % kann bei 
Doppelanlagen (2 x 1300 MW .. an einem Standort) sowie durch eine Leistungserhöhung auf ca. 
1450 MW .. erreicht werden. Für die nahe Zukunft dürfte deshalb die Annahme einer Sen1rung der 
Anlagekosten bei großen Leichtwasserreaktoren in der Bundesrepublik um 10 % auf rd. 3000 
DMlkW .. und für die fernere Zukunft auf rd. 2680 DM/ltW .. realistisch sein, sofern LWR-
Kraftwerke in Zukunft in einem gewissen Umfang zugebaut werden. 
Diese geschätzten Kosten beinhalten die heute ins Auge gefasste sicherheitstechnische Weiterent-
wicklung der Leichtwasserreaktoren, nicht aber die eventuell höheren Kosten von aufwendigen 
Änderungen des Sicherheitskonzepl, wie z.B. die Ausstattung mit einem kernschmelzfcsten 
Containment. 
Die größten Kostensenkungsmöglichkeiten werden bei den Entwicklungen in den USA durch 
vereinfachte Systeme und standardisierte Genehmigungsverfahren sowie eine rationelle Fertigung 
gesehen. Für Anlagen mittlerer Leistung (600 MW .. ) werden spezifische Anlagekosten von 1500 
$/kW .. genannt. 
Die BrennstofIkreislaufkosten' umfassen die Kosten der Brennstoffversorgung und der Entsorgung. 
Die wesentlichen Stufen sind Uranerzgcwinnung, Konversion von Urankonzc:ntral, Anreicherung, 
Brennelementherstelluog, Zwischenlagerung abgebrannter Brennelemente, Wiederaufarbcitung und 
Plutoniumrückführung sowie Endlagerung der dabei entstehenden Abfälle oder direkte Endlagerung 
der konditionierten Brennelemente. Dazu kommen Transporte zwischen den einzelnen Stufen. 
Wer wird der BcpiIf --•• deI. ........ aü aadl bei a- WIaIaa_,.. _=, ........... Siuo __ 
KniIInl'-<ldL 
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Die Preise für Natururan, Konversion, Trennarbeit usw. hingen von der jeweiligen MarktsitUition. 
also von Angebot und Nachfrage ab. Langfristig ist jedoch nur beim Natururan mit einem realen 
Preisanstieg zu rechnen. 
Die Entsorgung abgebrannter Brennelemente kann auf zwei Wegen erfolgen. Einmal durch direkte 
Endlagerung (nach einer Konditionierung) oder durch Wicderaufarbcitung und Endlagerung der 
dabei separierten Abrallstoffc. Untersuchungen zur Winschartlichkeit der beiden Entsorgungswege 
zeigen, daß die direkte Endlagerung mit Kosten zwischen 900 und 1220 DMlkg SM kostcngilnsti-
ger als die Wicdcraufarbcitung mit Endlagerung ist (K05Ien 1990 bis 2SOO DMlkg SM). Um bei 
der Abschitzung der Brennstorrltreislaurkosten auf der sichc:ren Sei te zu liegen, werden die Kosten 
für die Entsorgung mit 4000 DM/kg SM angesetzt (siehe Tab. 3.4). Mit den anderen in dieser 
Tabelle aufgelisteten Kostcnansltzcn. errechnen sich die Brcnnstoffltreislaurkosten filr einen großen 
Lcichtwasscrrcalttor zu 2,6 DprJlt Wh,.. 
Tab. 3.4: Annahmen für die Berechnung der BrcnnstofOtrcislaufltostea 
Wc:chsclkurs 2 DM/USS 
UranltollZCDtra t 30 SJlbU,O, 
Konversion 6,5 SJltg UT A 
Fertigung 550 DMJltg U 
Entsorgung 4000 DMlkg SM 
Die gesamten Stromerzcugungskostcn für LWR, einschlie8lich der AbriBkoateD, crrc:chncn sich bei 
einer gcsamtwinschaftlichen Betrachtungsweise (WinschaCtlichKitsrechnuog gemlB Analyscrastu 
ia realen Preisen und unter Zugrundclegung der ICChnischcn Nutzuogsdaucr) Cilr eine Auslastuag 
von 6500 hla (Grundlutstromerzcugung) für eine Anlage, die in naher Zukunft in Betrieb geht. 
zu 7,6 DprJltWh,. (3000 DMlkW" spezifische Anlageltosten, 35 Jahre Lebensdauer). 
In Abb. 3.2 ist die Abhängigkeit der Stromgestehungsltosten von Verindcrungen wichtiger die 
Kosten bestimmender Parameter dargestellt. 
trrR. Schneller Brüter und Heizre.tktoren 
Von den herstellenden firmen und den Betrcibem künftiger Hochtempcratur-Ruktoranlagen 
werden für den HTR-500 direkte Anlagekosten von etwa 3.500,- DMlkW" angegeben. 
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Abhängigkeit der Siromgeslehungskoslen von Veränderungen verschiede-
ner ParameIer 
Diese Knslenhöhe entspricht in etwa den heutigen Anlagekosten von großen Lcichtwa.sser-
Reaktoren. Für die MODUL-Anl.gen mit je 4 MODUL-Rcaktoren wurden von den Herstellern 
und den Bctreibem direkte AnlagckOSlcn von ca. 5200,- DMJltW .. crmitlell Mit diesen AnIageko-
slen ergeben sich Siromenc:ugungskosten naeb dem volkswitlscbaftlichen Knslenkalkül für den 
HTR-500 VOll 8,3 DpfJk.Wh,. bzw. für den HTR-4-MODlJL.Reaktor von 9,6 DpfJk.Wh,.. 
Eine nennenswerte Kostenreduzierung wird in der Zukunft aus veracbicdcnen Gründen für möglich 
gehaUen. Einmal wirc durch die Herstellung von Serien, vor allen Dingen bei kleinen Reaktoren, 
eine Knstcnreduktion möglich. Darüber binaus wird erwarlct, daß die Einf'uhrung von Siliziumkar-
bid-gcscbützlcn Brennelementen die Anlagen wesentlich vereinfachen wird und es ermöglicht, die 
Leistung pro Reaktoreinhcit anzuheben. Es wird abgeschätzt, daß die Anl.gekOSlen etwa um 20 
bis 30 ~ gegenüber dem heutigen Stand gesenkt werden können. 
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Brüterkraftwerke sind bisher wirtschaftlich mit Leicbtwasscrrcaktoren noch nicbt konkunenzflhig. 
Senkungen der Anlagekosten werden u.a. durch kompaktere Bauweise und passiv funktionierende 
Nachwirmeabfuhr, die der Betriebskosten u.a. durch noch lingere Standzciten wichtiger Kompo-
nenten, insbesondere der Brennelemente, gesehen. Darüber hinaus werden der Bau einer größeren 
Anzabl von Anlagen und eine lingerCristig zu erwartende Verteuerung des Natururans die 
Wellbewcrbsflbigkeit der Brüter verbcs.sc:m. Britische, franzlJsiscbe und deutscbe Wirtschaftlicb· 
keitsstudien und die Konzepte künftiger Anlagen begründen diese Bewertung. 
Obwohl Hcizrcaktoren verglichen mit großen Kernkraftwerken sehr niedrige thermische Leistungen 
aufweiscn, sollen durch erhebliche Vereinfachungen der Anlagen die spezifiscben Inveatitionslto-
sten (bezogen auf thermische Leistung) niedrig gehalten werden können. Die in der Literatur und 
von Herstellern gemachten wicbtigen wirtschaftlichen Daten für vier angebotsrcif entwickelte 
Konzepte sowie die damit errechneten Wirmccrzcugungskosten frei Heizwcrk (gcsamtwirtschaftli-
che Betrachtung) sind in Tabelle 3.5 angegeben. 
Tabelle 3.5: WlIllXclzelJlUDpkosten yon Hclzreaktoren 
I 
I I HR-200 I SECURE-P SHA GHR 
I I (SIemens KWU) (ABB) (Schweiz) (HTA) 
1-
_200 t.lW I 500 I.f'tl 10MW 10MW 
I spez Il1'IeslI- I I 
i lIonskosten OP.\W/lh 1000 1) 750 1) 2250 1) 2250 1) , 
i 
Bremslortzyklus- i I I kosten Pf.\Whrh I 10 1,0 1,2 1.6 I 
spez. Wärme- t 
erzeugungskosten i 6,90 2) 7,32 ~~ Pf/kWhrh (4000 l\Ia) 3,94 3,24 9.74 3) 9.65 
~~ ohne Zansen und Steuern während der Bauzert unbemaMle Anlage 
3) bemaMte Anlage 
I 
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3.2 Technische Reduktionspotentiale 
Stromerzeugung 
1m Bereich der Elektrizititserzeugung und -anwendung kann Kernenergie einmal durch die 
Substitution C01-behafteter Stromerzeugung mittels fossiler Energieträger und zum anderen 
indirekt fiber eine Substitution fossiler Brennstoffe beim Endverbraucher durch in Kernkraftwerken 
erzeugten Strom zur Minderung von C01-Emissionen beitragen. 
Der Energieträgereinsatz zur Deckung der Stromnachfrage betrug im Jahr 1987 3897 PJ. Rund 
51,8 % entfiel auf Stein- und Braunkohle, gut 8,7 % auf Öl und Gas und 34,8 % machten die 
C01-freien Energieträger Kernenergie und Wasserkraft aus. Mit 231,6 Mio t CO. hatte die Strom-
erzeugung einen Anteil von 32,8 % an den gesamten energiebedingten C01-Emissionen. 
Als einzige, ohne lange Vorlaufzeiten realisierbare Maßnahme zur Minderung von C01-Emissio-
nen durch Kernenergie, kommt eine Erhöhung der Stromerzeugung in bestehenden Kernkraftwer-
ken in BetrachL Begrenzt wird eine Strommehrerzeugung durch Auslastungserhöhung im wesentli-
chen durch die Lastcharakteristik der Stromnachfrage und die erreichbare Arbeitsausnutzung der 
Kernkraftwerke. Einer technisch möglichen Strommehrproduktion können gegebenenfalls auch die 
KohleabnahmeverpOichtungen des Jahrhundertvertrages entgegenstehen. 
Die Zeit- und Arbeilsverfiigbarkeit der LWR-Kernkraftwerke konnte in den achtziger Jahren 
deutlich erhöht werden. Die Zeitverfiigbarkeit lag dabei in dem Zeitraum von 1984 und 1988 
zwischen 83,6 und 89,2 %. 
Fiir den Fall, daß die bestehenden Kernkraftwerke einen möglichst groBen Beitrag zur Minderung 
von C01-Emissionen leisten sollen, ist es aufgrund der bisherigen Betriebserfahrungen denkbar,daß 
sie mit einer Arbeilsausnutzung von bis zu 85 % betrieben werden können, wenn eine gemein-
same, an der Minderung von COz-Emissionen orientierte Einsatzplanung der Kernkraftwerke 
erfolgt und auf einen S!retch-Out-Betrieb verzichtet wird. 
Orientiert man sich an den Arbeilsausnutzungen der Jahre 1987 und 1988, so kann man fiir die 
Abschätzung des sofort realisierbaren C01-Minderungspotentials eine Erhöhung der Arbeitsausnut-
zung um 6 bis 8 %-Punkte ansetzen. 
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Bei der Ende 1988 installierten Kernkraftwerksleistung entsprlche dica eiocr BrultOltrommebrcr-
zeugung von 11,7 bis 15,6 TWhIa. Je nachdem, ob damit eine Stromerzeugung aus Stein- oder 
BraunkohlekraCtwerken vermieden wird, ergibt sich eine CO,-Mindcremission von rund 10 bis 
17,7 Mio t CO" entsprecbend 4,3 bis 7,6 % der CO,-Emissionen der Stromerzeugung im Jahr 
1987. Mit der Inbetriebnahme dca Kernkraftwerks Nccltarwcsthc:im 2 (GKN-2) Anfang 1989 bat 
sich die installierte Kernkraftwerksleistung auf 23,6 GW .. , brutto erhöht. Du Kernkraftwerk 
Mülheim-Kirlicb (KMK) erzeugt zur Zeit aufgrund einca bebördlicb angeordneten Stillstandca 
wegen Aufhebung der 1. Teilerrichtungsgenehmigung durch du Bundcaverwaltungsgcricht keinen 
Strom. Bei Ausschöpfung der vollen Stromerzeugungsmöglichkeit der derzeitigen Kernkraftwerks-
bpazitit könnten in den nlcbsten Jahren rd. 21 bis 2.5 TWh Strom pro Jahr mehr erzeugt werden 
als 1989, womit CO,-Emissionen in Höhe von rd. 18 bis 27 Mio I/a aus fossilen Kraftwerken 
vermieden werden köMten. 
Betrachtet man weiter in der Zukunft liegende Zeitpunkte, so ermöglicht ein verstlrktcr Zubau 
von Kernkrafrwcrken die Minderung von CO,-Emissionen aus der Stromerzeugung. Für die 
Abacbltzung dca technisch möglichen CO,-Minderungspolentials im Bezugszcitpunltt 200S (nabe 
Zukunft) wird von einem gegeniiber dem Referenzfall vcrstlrktcn Ausbau der Kernenergie 
ausgegangen, der den im Zeitraum bis 200S unleratellten Zubau neuer Braun- bzw. Steinkohle-
krafrwcrken ganz oder teilweise ersetzen soll, wobei der Ausbau der KcmItraCtwerksbpazitlt auf 
1 bzw. 2 Kernkrafrwcrke je Jahr, beginnend im Jahr 1997, begrenzt ist. In einer weiteren Variante 
wird dann noch ein CO,-cmissionsminimiercnder Betrieb dca gcaamten Kraftwerksparks unterstellt, 
der die Stromerzeugung aus Kernkraftwerken, soweit betriebstcchnisch und vom Lastgang der 
Stromnachfrage möglich, maximiert. In Tabelle 3.6 sind die lich 10 ergebenden technischen co,-
Minderungspotentiale zusammengcatellL 
Bei der Bcschrlnkung dca Zubaus neuer Kernkraftwerke auf eine Anlage pro Jahr begiMend 1997 
und einer Verwendung der dadurch gegenüber der Refercnzentwiclthmg möglichen Strommehrcr-
zeugung in Kernkraftwerken als Ersatz für eine Stromerzeugung in Braunltoblcltraftwerlten ergibt 
sich je nach dem, ob die Kcmkraftwerke normal ausgelutel wcrdc:n oder ein co,-minimiercnder 
Betrieb dca gesamten KraCtwerksaystcms erfolgt, ein co,-Mindcrungspotential in der Größenord-
nung von .50 - 88 Mio I co, im Jabr 2005. Wird unter IOnst gleichen Bedingungen nicbl Braun-
kohle sondern Steinkohlekraftwerbbpazitll und Steinkohlcatrom ersetzt, so liegt du Minderungs-
potential im Bereich von 24 bil 9S Mio I COJL 
Wird anatelle des im Referenzfall angenommenen Zubaus von Stein- und Braunltohlcltraftwerltcn 
(Ersatz- und Erwciterungsbpazitltcn) der Zubau von Kernkraftwerken (mu. 2 Anlagen ab 1997) 
unterstellt, 10 ergIbe lich im Jahr 2005 eine KernkraCtwcrltsleistung von rd. 4.5000 MW ... was 
1671 
einem Anteil von 41,S % an der gesamten installierten Kraftwerksengpaßleistung entspräche. Bei 
einem an der Vermeidung klimarelevanter Spurengascmissionen orientierten Betrieb des gesamten 
Kraftwerksparks ließe sich eine C01·Minderung gegenüber dem Refereozfall von rd. 145 Mio t 
COla erreichen. Dies ist die Größenordnung des maximal technisch möglichen COz-Minderungs-
potentials durch Kernenergie in der Stromerzcugung. Eine Ausschöpfung dieses technischen 
Mindcrungspotentials würde. bezogen auf das Jahr ZOOS, eine Reduktion der C01-Emissionen der 
Stromerzcugung um rd. 44 % bedeuten und entspricht rd. 63 % der C01-Emissionen der Stromer-
zeugung im Jahr 1987. 
Tabelle 3.6: TcchnlKbc C01-MiDderunppoCeatiale durcb Keraeaergie ia der 
Stromeneuguag im Jabr 200S 
• 
• 
Zubau 1 KKW/a (maximal) 
- Ersatz von Braunkohle 
Dormale!C01-minimierende Auslastung 
- Ersatz von Steinkohle 
normalclC01-minimierende Auslastung 
Zubau 2 KKW/a (maximal) 
- Ersatz von Braunkohle') 
normale!C01-minimierende Auslastung 
- Ersatz von Steinkohle') 
normalclCOz-minimierende Auslastung 
Tcchnischcs C01-MinderungspoCcntial 
IMio t COla) 
49 - 88 
24 - 95 
88 - 149 
63 - 143 
') gegebenenfalls wird auch noch Sleinkohle bzw. Braunkohle substituiert 
Die zuvor erlluterten technischen C01-Minderuugspolentiale sind anband der unterstellten Refe-
renzcntwicklung ermittelt worden. Die Zugrundelegung anderer Bezugsentwicklungen, wie etwa 
die Projektion der Stromerzcugung des Studienkomplcxes A.l oder die von /PROGNOS 891 würde 
natürlich zu zah\cnmlßig anderen. höheren bzw. niedrigeren Potentialwcrten führen, die Größen-
ordnung des technischen Minderuugspotentials aber nicht verändern. 
Eine AUSKböpfung der maximalen technischen Potentiale würde erhebliche Anstrengungen voraus-
setzen und wirc nur möglich. wenn keinerlei Verzögerungen beim Bau der Kernkraftwerke 
auftreten. 
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Fernwirmeversorl!Ung 
Im Bereich der Femwirmeversorgung cxistieren zwei technische Varianten der CO,-Mindcrung 
durch nukleare Wirme. Einmal die Substitution von fossil eneugter Fernwirme durch Wirme, die 
aus grollen Kernkrartwerken ausgekoppclt (Kemuartwerke mit Krart-Wirme-Kopplung) und in 
bestehende Femwirmenetze eingespeist wird und zum anderen durch Wlrme, die in kleinen 
Kernheizwerken eneugt wird. 
Die CO,-Emissionen, die der Fernwirmeeneugung zuzurechnen sind, betragen im Jahr 1987 etwa 
14 Mio t co.. also knapp 2 % der CO,-Emissionen in der Bundcsrepublik Deutschland. Ent-
sprccbeod der zugrunde geiegIen Referenzcntwicklung würden sie auf 17.8 Mio t co, im Jahr 
2005 lDSteigco. Betrachtet man zusilzlich noch den BrcnnslOffeinsatz zur Koppclstmmproduktion 
in Heizkraftwerken, so belaufen sich die CO,-Emissionen aus Heizwerken und Heizkrartwerkcn 
der öffentlichen Fernwirmeversorgung auf 27,S Mio t im Jahr 1987 bzw. auf 35 Mio t im Jahr 
2005, entsprccbend der im ReferenzIall unterstellten Zunahme des Endcnergieverbrauchs an 
Fernwirme um 27 %. 
Die Femwirmeauskopplung aus bestehenden Kernkraftwerken ist techni&eb möglich. sie kann aber 
wegen der zum Bau der Auskopplungscinricbtungen und Fernwirmetransportleitungen notwendigen 
Zeit, genau wie die Heizreaktorcn, keinen kurzfristig realisierbaren Beitrag zur CO,-Mindcrung 
leisten. 
Für die Abschitzung des Minderungspotentials im Jabr 2005 wird davon ausgegangen, daß die 
Leistung der Femwirmccinspeisung aus Kernkraftwerken muimal 60 % der HIX:hstlast des 
entsprechenden Femwirmenetzcs betrigt. Dies bedeutet, daß die Deckung der Spitzenlast und die 
Rcservebaltung weiterbin von den verbleibenden fossilen Heiz- bzw. Heizkraftwerken übernommen 
wird. Die in Kemcncrgicanlagen eneugle Wirmc ersetzt damit im wesentlichen fossile Fern-
wirmccneugung in Grundlaslanlagen. Die Abscbitzungen der CO,-Rcduktionspotentiale basiert auf 
der Substitution von Fcmwirme aus fossil gefeuerten Kraft-Wirme-Kopplungsanlagcn, mit einem 
BrennslOffvcrbraucb von 0.67 kWh./kWh".. 
Für die Auskopplung von Femwirme aus Kernkraftwerken (nukleare Kraft-Wirme-Kopplung) 
ergibt sicb ein muimales technisches CO,-Miodcrungspotcntial VOD rd. 5 Mio t co, im Jahr 
2005, wenn man nm den der Fernwirmeeneugung zuzurechnenden fossilen Breanstoffeinsatz 
zugrunde legt. Wird auch die Stmmeneugung der fossilen Kraft-Wirme-Kopplungsanlagcn 
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substituiert und die entsprechende Strommenge CO,-Crei erzeugt, dann liegt die technisch mögliche 
CO,-Minderung bei Cast 13 Mio t CO,ja. 
Alternativ bzw. ergänz.cnd zur Auskopplung von Fernwärme aus Kernkraftwerken können Kern-
heizwerke zur Substitution fossil erzeugter Fernwärme beitragen. Ihr technisches Minderungspoten-
tial wurde zu 6,6 Mio t CO, im Jahr 2005 ermittelt, wenn man nur den BrennstoCfeinsatz, der der 
Fernwlrmecrz.cugung zuzurechnen ist, berücksichtigt. 16,5 Mio t CO,!a würden dagegen nicht 
emilliert, wenn die Strom- und Wirmecrzeugung der Heizkraftwerke CO.-frei ersetzt wird. 
Die aus technischer Sicht maximale CO,-Reduktion durch Kernenergie im Bereich der Fern-
wlrmeerz.cugung liegt für die nahe Zukunft bei 7 bzw. 16,5 Mio t CO,!a. Bezogen auf die 
gesamten energiebedingten <X>,-Emissionen des Jahres 1987 sind dies ca. 3 bis 7 %. Bei einem 
stirkeren Ausbau der Fern- und Nahwirmeversorgung. als im ReCerenzsz.cnario unterstellt, würde 
das <X>,-Minderungspotential der Kernenergie entsprechend zunehmen. 
Veredlung fossiler Energie 
Flüssige und gasförmige Kohlenwasserstoffe sind aufgrund ihres spezifischen Energieinhalts, ihrer 
guten Transportier- und Speicherbarkeit die derzeit wichtigsten Energieträger. Kohle hingegen 
kann eigentlich nur auf die letzte dieser Eigenschaften verweisen. Es liegt also nahe, den Primär-
encrgietriger Kohle, einen "Kohlenwasserstoff" mit einem WC-Verbältnis von nur 0,8, mit 
Wasserstoff anzureichern und ibn in einen gasförmigen oder flüssigen Kohlenwasserstoff umzu-
wandeln, d.h. ihn zu veredeln. 
Die für diese Veredlung notwendige Energie wird bei den konventionellen (autothermen) Kohle-
veredlungsverfahren durch eine Teilverbrennung der Kohle selbst aufgebracht. Sie kann aber auch 
durch einen Hochtemperaturreaktor bereitgestellt werden (allotherme Kohleveredlung). 
Die nukleare Veredlung von Stein- bzw. Braunkohle ermöglicht die Herstellung von Stadtgas, 
Wasserstoff, synthetischem Erdgas, Methanol sowie Benzin. Weiterhin ist noch die Wasserstoff er-
zeugung aus Erdgas mittels nuklearer Wärme als Veredlung Cossiler Energie zu betrachten. 
Der verfabrensspezifische Vergleich der <X>,-Emissionen z.cigt, daß eine nennenswerte COz-
Reduktion nur dann zu eneichen ist, wenn die bei der Umwandlung anfallenden CO,-Mengen 
deponiert wenlcn können. Dann könnten einige der Verfahren zur Konzcntrierung des CO. für 
eine "Deponierung" beillIgen. 
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Die erzeugten Produkte synthetisches Erdgas, Hz, Methanol und Stadtgas sind technisch geeignet, 
die heute verwendeten festen und flüssigen Endenergielriger zu ersetzen. Insofern ist ihr ener-
getisches Substitulionspotenlial sehr groß. Ein COJ-Minderungspotential für das Jahr 200S li8t sich 
gegenwärtig nicht angeben, da es davon abhingt, ob die bei der Umwandlung anfaUenden COJ-
Mengen ltIimaunschidlich deponiert werden können. 
Den Verfahren der nultlearen Kohleveredlung kann unter Klima- bzw. ~-Vermeidungsgesichts­
punkten gegebenenfalls eine Bedeutung zukommen, wenn, aus energiepolitischen Gründen, luch 
weiterhin eine gewisse Menge In heimischer Kohle gefOrdert und verwendet werden soll. Hier 
eröffnet die Methanol- bzw. Benzinerzeugung aus Kohle mittels nultlearer Wärme die Möglichkeit, 
ölstimmige Kraftstoffe im Verkehrsbereich zu ersetzen und zur Reduktion der ~-Emissionen 
durch Nichtverstromung dieser Kohlemengcn beizutragen. wenn der Strom anderweitig CO("frei 
erzeugt werden kann. 
Industrielle Prozelldlmpf- und PrnzeßwirmccrzeuKunK 
Die Erzeugung von Prozclldampf- und Prozeßwirme für die Industrie mittels Kernreaktoren ist 
eine weitere Möglichkeit, über eine Substitution fossiler Energien zur COJ-Minderung beizutragen. 
Für die ProzeBwirmccrzeugung wird der HrR-Modulreaktor mit einer Blockgrößc: von 150 bis 
200 MW. Ils Refererwnlage gcwihlL 
Anhand einer Anllyse des industriellen Brennstorfverbrluchcs. gegliedert nach Sektoren, Verwen-
dungszwccken und unter Berücksichtigung der Dampfkcssclstruktur lißt lieh ermitteln. an welchen 
Standorten und in welchen Industriesektoren die notwendigen Vorraussctzungen gegeben sind. um 
die bisherige Eigenerzeugung an Dampf. Wirme und Strom auf Basis Kohle, Öl und Gas durch 
nultlcarc Anlagen ersetzen zu können. Insbesondere aus Gründen der Reservevorhaltung sowie der 
Wartung wird ein technisches Potential ermittelt, das den Einsatz von mindestem 2 IITR-Modulen 
je Standort voraussctzL Die mit dem Marlttbedarf korrespondierende Kenngri)8c - der industrielle 
Prozclldarnpfbedarf - hat <bnn eine Mindcstschwclle von 200 - 400 tIb. Ein darüber hinausgeben-
der Bedarf wird durch modularen Zubau weilCrcr Anlagen realisiert Es existieren rund 30 
Industrlestandorte, die diesen Bedingungen genügen. wobei ein deutlicher Schwerpunkt bei der 
chemischen Industrie liegt 
Das technische COJ-Minderungspotential der nultlcarcn ProzcBdampfvcrsorgung ergibt sich zu etwa 
30 Mio t CO/a. Berücksichtigt man <brüberhinaus auch noch den Kernencrgiccinsatz zur Prozcß-
wirmcerzeugung, so erhöht sich das technische Mindcrungspotential auf insgesamt rund 35 Mio t 
CO;I. Dies CRtspricht rund 5 % der energiebedingtcn COJ-Gcsamtemissionen im Jahr 1987. 
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Die Ausschöpfung dieser maximalen technischen Potentiale bis zum Jahr 2005 wäre nur unter 
besonderen Anstrengungen erreichbar. 
Wasserstofferzeugung aus Elektrolyse 
Die Wasserstofferzeugung aus Elektrolyse mit Kernenergiestrom ist COz frei. Das prinzipiell 
vorhandene COz-Minderungspotential um faßt den gesamten Einsatzbereich von festen, flüssigen 
und gasförmigen Endenergieträgern, die fossilen Ursprungs sind. Ein technisches COz-Minderungs-
potential für das Bezugsjahr 2005 ist in den Untersuchungen nicht quantifiziert worden. 
Tertiäre Erdölffirderung 
Eine weitere Möglichkeit der Anwendung des HfR-Modulreaktors besteht in der Dampferzeugung 
für die tertiäre Erdölffirderung. Hierbei wird der benötigte Dampf mit einer Temperatur von etwa 
340 ·C und unter einem Druck von 140 bar in HTR-Modulanlagen erzeugt. Die AnIagcnkonzepte 
sind vergleichbar denen für die Energieversorgung der Industrie. Die Kernenergie substituiert 
Erdgas und Heizöl. In der Bundesrepublik Deutschland gibt es nur im Inland Lagerstätten, die für 
das Dampffluten geeignet sind. Die technische Analyse des Einsatzpotentials weist die Möglichkeit 
aus, zwei HTR-Anlagen einzusetzen. Dies führt zu einer COz-Reduktion von etwa 1 bis 1,5 Mio 
t COla. 
In der Tab. 3.7 sind die zuvor diskutierten technischen COz-Reduktionspotentiale der Kernenergie 
für den Bezugszeitpunkt 2005 noch einmal zusammengefaßt aufgeführt. Die unterschiedlichen 
Potentialangaben bei einzelnen Anwendungsbereichen der Kernenergie sind dabei z.T. als alternati-
ve Angaben zu verstehen, die nicht zu einem Gesamtpotential auCsummiert werden können. 
Weiterhin ist anzumerken, daß eine Ausschöpfung aller maximalen technischen Einzelpotentiale 
bis zum Jahr 2005 unter anderem aufgrund industrieller Fertigungskapazitätsgrenzen nicht möglich 
sein dürfte. 
Abschließend sei noch eine Anmerkung zu den COz-Minderungspotentialen durch Kernenergie in 
der fernen Zukunft (Bezugs jahr 2050) gemacht. 
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Tabelle 3.7: 
Techn. COz-MlDdenmppoteatial der 
KemeaeraJe Im Jahr 2005 
Bereich/KaDnahae 
str .... rz.u9ung 
• lubau 1 ~/a ( .. a!aal, 
Er.atz von Braunkohle 
nOraAler/CO,-aini-
aierender Betrieb 
• lubau 1 IlM/a ( ... !aal, 
Er.atz von Steinkohle 
nOraAler/CO,-aini-
aierender Betrieb 
• lubau 2 IlM/a , .. ai .. l, 
Er.atz von Braunkohle 
nOraAl.r/CO,-aini-
aierender Betri.b 
• lubau 2 ~/a , .. a!aal, 
Er.atz von Steinkohle 
nOraAler/CO,-ainl-
aierender Betrieb 
ärfentl. Rah- und Fernwlraever.orqunq 
• Au.kopplung AU. 11M (LWR, 
• Ein.atz .on lernh.irwerk.n 
Veredlung foe.ller Energie 
• B.r.tdlung von lila. B" 
Methanol und 8tedtga. 
Ind. proze&daapf- u. prozeftvlraeerzeugung 
• Proz.&daapf 
• Proze6wlr.e 
wa •• er.tofferzeugung IElektro1x.el 
• Wa •• er.toff a1. Sub.tltut fUr 
lohle, Öl, c.o. 
Enhanced Oi1 Recovery 
techno CO,-Kinderung.potential 
IKio t CO,/e, 
50 - .. 
2' - 9S 
•• - lU 
n - lU 
5 - 13 
1 - 16.5 
k.A. 
30 
5 
I - 1.5 
Geaerell gilt. daß über dicaen Zeitraum von 60 Jahren grundlegende Anderungen des Eaergicver-
sorgung.uystems denkbar lUId wahrscheinlich sind, da in dicaem Zeitraum alle heule existierenden 
Encrgicwaadlungs-. Encrgietraosport-. Energieverteilungs- und Encrgieanweadung.uysteme wegen 
der Erreichung ihrer technischc:n l,d)cnsdauer zu ersetzen sind. Dies impliziert wcitgebeade 
technische C01-Miaderungspocentiale sowohl durch aus Kernenergie erzeugtem Strom. die Nutzung 
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der Kernenergie zur Fern- und Nahwärrne- bzw. ProzeßdampC- und Prozeßwirmeerzeugung, durch 
den Einsatz der Kernenergie zur Veredlung Cossiler Energieträger und durch Anwendung von 
elektrolytisch erzeugtem WasserstoCC. Eine Quantifizierung von C01-Minderungspotentialen Cür 
diesen weit in der Zukunft liegenden Zeitpunkt ist nicht möglich. 
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3.3 Kosten und Aufwand der Spurengasreduktion durch Kernenergie 
Für die Ermiulung der COI-Minderungskosten wird (entsprechend den Vorgaben des Analy-
seruters) von einer volkswirtschaftlichen und nicht von einer betriebswirtschaCtlichen Betrach-
tungsweise (Kostenkalkül) ausgegangen. Das heißt unter anderem. daß fiir die Kostenrechnung 
nicht von einer fiktiven Abschreibungszeit, sondern der erwarteten technisehen Lebensdauer der 
betrachteten Anlagen ausgegangen wird. I 
Im folgenden werden für die zuvor quantifizierten COI-Minderungspotentiale, die mit den 
einzelnen Maßnahmen verbundenen Minderungskosten abgcschitzt. um eine Bewertung der 
einzelnen Minderungsmaßaahmen hinsichllich ihrer ökonomischen Effizienz zu ermöglichen. Die 
im Rahmen der getroffenen Annahmen ermittelten spezifJSchen Minderungskosten köMen nur 
Orientierungswerte darstellen, da die KOSIen- und Preisentwicltlungen der substiluierten Brennstoffe 
sowie der Substitutionslechnologie selbst, die in ihre Ermittlung einOieBen, mit Unsicherheiten 
behaftet sind. Auf die Sensitivitlt der COI-Minderungspotentiale wird, soweit Angaben vorliegen, 
eingegangen. 
Es ergeben sich in einzelnen Fllien auch negative spezifische COz-Minderungskosten. Diese 
bedeuten. daß. im Rahmen der getroffenen Annahmen. diese Maßaahmen auch ohne Bewertung 
ihrer COI-Minderung ökonomisch siMvoll wiren, da sie den volkswirtschaCtlichc:n Aufwand für 
die Bereitstellung des jeweiligen Energielrlgers reduzieren. 
StromerzeullUng 
Die belrachteten Maßnahmen der COI-Minderung durch Kernenc:rgie im Bereich der Stromerzeu-
gung weisen negative spezifISChe COI-Minderungskosten auf (siehe Tabelle 3.8). Im Rahmen der 
getroffenen Annahmen würden sie neben der Minderung der COI-Emissionen auch zur Minderung 
des Aufwandes der Stromem:ugung beitragen. Im Falle der Substilution von Strom aus Braunkoh-
le und importierter Steinkohle liegen die speziflSCbcn Minderungskosten zwischen -15 bis -1 DM/t 
COI• Im Falle der Substitution von heimischer Steinkohle errechnen sie sich zu rd. -60 DM/t COz. 
Unterstellt man eine Substitution von heimischer Steinkohle, so lassen sich aufgrund der hoben 
Kosten heimischer Steinkohle rechnerisch besonders günstige COz-Minderungskosten ermitteln. 
Dabei ist allerdings zu ben1cbichtigen, daß eine energiepolitisch begrilndete Vcrstromung hei-
mischer Steinkohle Kosten verur&lCbt, die der Versorgungssicherbcil sowie den Bereichen Sozial -, 
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Struktur- und Arbcitsmarktpolitik zuzurechnen sind. Entsprechende Kosteneinsparungen im 
Energiebereich (hier bei der Stromerzeugung) ließen sich auch bei einer Substitution heimischer 
Steinkohle durch Importkohle erreichen, allerdings ohne eine gleichzeitige Minderung der CO.-
Emissionen. 
In Abbildung 3.3 ist die Abhängigkeit der CO.-Minderungskosten einer Substitution von Strom 
aus Importkohle durch Strom aus Kernkraftwerken über die jährliche Auslastung der Anlagen 
dargestellt. Parametrisch aufgetragen ist die angenommene technische Anlagenlebensdauer (Bereich 
20 bis 40 Jahre) sowie die Erhöhung der Investitionskosten der Kernkraftwerke um 10 %. Die 
hier exemplarisch dargestellte Sensitivität der spezifischen CO.-Minderungskosten von Kernener-
giestrom stützt die Feststellung, daß durch eine Ausweitung der Stromerzeugung in Kernkraftwer-
ken, um die Slromerzeugung in Kohlekraftwerken zu reduzieren bzw. zu vermeiden, eine nennens-
werte Minderung der energiebedingten CO.-Emissionen möglich ist, ohne die Gesamtkosten der 
Stromerzeugung zu erhöhen. 
. 
! 
D ~nvest1 t1 onskosten (entspr. Kap 2.5) 
~ laX höhere Investitionskosten des 
KerMrlftMerks 
28 Jahre techn. Leben.4.uer 
.. , ....... ,~ c"'., 
Abbildung 3.3: Sensitivität der CO.-Minderungskosten der Substitution von Strom aus Importkoh-
le durch Strom aus Kernkraftwerken 
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Fernwärmccrzcul!ung 
Zur Abschätzung der ~-Minderungsltos\cn bei Einsatz der Kernenergie zur Fernwirmcvcrsor-
gung sind die Kos\cn der Fernwirmeerzcugung in nuklearen Anlagen mit denen der fossilen 
Wirmccrzcugung zu vergleichen. Als Vergleichssysleme dienen dabei fossile Heizltraftwerke 
(Kran-Wirme-Kopplung), die im Grundlaslbereich arbeiten. 
Bei den modellhan durchzuführenden Wir1SchaCllichkeilSrechungen trelen zwei grundsitzliche 
Schwierigkei\cn auf. Einmal isl es wie bei allen Koppelproduktionsanlagen, auch bei Heizltraftwer-
ken, nichl m6glich, die entstchenden Kos\cn eindeulig den beiden Produkten Strom und Wirme 
zuzuordnen. Die in der Praxis verwende\cn Verfahren führen zu leilweise erheblich abweichenden 
Ergebnissen. Zwei\cns isl das Speklnlm der als ReCerenzaysteme in Frage kommenden KWK-
Anlagen sehr groB und die einzelnen Anlagenlypen können in Bezug auf ihre Stromkennziffer 
(Verhlllnis von Strom zu Wirmccrzcugung) sehr un\crschiedlich ausgelegt sein. Beidc:s erschwert 
reprisenlltive oder gar allgemeine WirtschaCllichkeilsvergieiche. Vor diesem Hin\crgJUnd It6nnen 
die abgeschätz\cn COz-Minderungsltos\cn nur eine ers\c orientierende Aufgabe haben. 
Die Kosten der nuklearen Fernwärme. die durch AusItopplung aus groBen KemltraflWerken 
bereilgeslelll wird, setzen sich zusammen aus den Koslen für die Alaltopplungseinrichlungen am 
Kraftwerk und die Investilionskosten für die Transportleilung zum Femwirmcverteilungsnetz. 
Deswei\cren kommen die Pumpltos\cn, Wirmelrlnsportverlustltos\cn und die Verrechnung der 
StromeinbuBe für die Wirmeauskopplung hinzu. 
Die spezifischen ~-Minderungskos\cn für die Femwlrmccrzeugung in groBen KernltraCtweriten 
spannen aufgJUnd der un\crschiedlichen Transportenlfemungen und je nach Referenzsys\cm einen 
weiten Bereich von rd. -so bis + 7SO DM/I COz auf, wenn man für die Kohle von den Kosten der 
Importltohle ausgeht. Von dem gesam\cn tcchnischen COz-Minderungspotential lieBe sich nur ein 
kleiner Teil, d.h. rd. 0,5 - 1,5 Mio t COJa im Bezugszeitpunkt 200S wirtschaftlich, cLh. ohne 
zusltzliche Kos\cn, vermeiden. 
Für die Kcmheizwcrlte liegen die spezifischen COz-Minderungskos\cn, die sich im Rahmen der 
getroffenen Annahmen zur WirtschaftlichkeilSrechnung ergeben in einem Bereich von -90 bis 
+140 DM/t COz, bei Rechnung gegen Imponltohle. Das im Jahr 200S gegebenenfalls wirtschaft-
lich erschlieBbare COz-Minderungspo\cntial liegt in einem Bereich von 0,8 bis 3,S Mio t COJa. 
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Veredelung fossiler Energie 
Wie vorher bereits erwähnt, sind nennenswerte COz-Minderungen durch flüssige oder gasförmige 
Energieträger, die aus fossilen Primärenergieträgern millels nuklearer Wärme hergestellt werden, 
nur erreichbar, wenn das bei der Umwandlung anfallende COz deponiert wird. Die spezifischen 
C01-Minderungsk06ten (ermillelt anhand der Erzeugungsk06ten für das erste Betriebsjahr ind. der 
Kosten für die COz-Deponierung) liegen zwischen 300 und 1100 DM/t COz und sind damit 
deutlich höher als bei den zuvor diskutierten CO.-Reduktionsmöglichkeiten mittels Kernenergie. 
ProzeBdampf- und Prozeßwärmeerzeugung 
Von dem zuvor ausgewiesenen technischen COz-Minderungspotential der Kernenergie im Bereich 
der ProzeBdampf- und Prozeßwärmeerzeugung in der Industrie in Höhe von 35 Mio t CO"a 
ließen sich bei der unterstellten Energiepreisentwicklung im Jahr 2005 rd. 24 Mio t CO"a, also 
etwa 70 % des technischen Potentials. ohne zusätzliche K06ten erschließen. Für die darüber 
hinausgebenden COz-ReduktioDCn liegen die spezifischen COz-Minderungsk05ten zwischen 12 und 
20 DMit COb je nachdem ob Heizöl oder Erdgas substituiert wird. 
Wasserstofferzeugung 
Die Erzeugung von Wasserstoff mittels Elektrolyse bei Nutzung von Kemenergiestrom kann in der 
nahen Zukunft kein wirtschaftliches Potential erschließen, wenn man die im AnaIyseraster 
unterstellten Entwicklungen der Energieträgerpreise zugrunde legt. Die Mehrk06ten hängen von 
dem zu substituierenden Energieträger ab und liegen im Jahr 2005 allein auf Basis der Hz-
Herstellkosten zwischen 24 DM/GJ und 35 DM/GJ. Daraus ergeben sich spezifische Minderungs-
k06ten von 300 DMit COz bei der Substitution von Heizöl und 530 DMit CO. bei der Substi-
tution von Erdgas. 
Tertiire Erdl11förderung 
Die Kosten der tertiären Erdölförderung mittels nuklear erzeugtem Dampf werden im wesentlichen 
durch die Invcstitionsk06ten bestimmt. Wird ein HTR-Dampferzeuger mit 2 x 200 MJ/s thcnni-
scher Leistung zugrunde gelegt und mit konventioneller Dampferzeugung verglichen, ergeben sich 
im Jahr 2005 spezifischen Minderungsk06ten von 42 DM/t COz• Es bleibt anzumerken, daß sich 
bei Zugrundclegung der Energieträgerpreisentwicklungen im Analyseraster bereits im Jahr 2010 
ein Kostenvorteil der Hochtempcraturreaktor-Dampferzcugung ergibt. 
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Die zuvor erlluterten Kosten einer Minderung von COJ-Emissionen durch die vel'lChicdcnen 
Möglichkeiten der Kcrnenergienulzung gelten streng genommen in ihrer zahlcnmißigcn Auspri-
gung nur rur die unterstellte Entwicklung der kostenrelevanten Parameter, wie ZoB. der Preise der 
fossilen Brennstoffe und ihre Entwicklung. Diese sind naturgemiß mit Unsicherheit behaftet. 
Dennoch können die erliuterten COcMindcrungskosten eine erste Orientierung bezlig1ich der 
Effizienz der verschiedenen hier diskutierten Maßnahmen vermitteln. 
Für eine aus gesamtwirtschaCtlicher Sicht umfassende Ermittlung der COJ-Minderungskosten 
altemath·er Techniken und Maßnahmen wire eine Mitbcrücksichtigung der soDStigen externen 
Kosten, die der jeweiligen Energieeruugung zuzurechnen sind, erforderlich (ZoB. die externen 
Kosten der Luftverunreinigung durch SOJ und NO. oder durch die Freiselzung von RadiOiktivitil 
aus kerntcchnischen Anlagen im Normalbetrieb und bei SlÖrfillen). Die Ergebnisse einer neueren 
Untersuchung IFriedrich, u.a.. 1989/, die die gegenwirtig quantifizierbaren extcmcn Kosten 
vergleichend für eine Stromerzeugung auf Basis fossiler, nuklearer und regenerativer Energien 
abschätzt, kommt zu dem Ergebnis, daß sich damit die Stromeruugungskostenrelationen nicht 
nennenswert verindern, so daß sich auch die hier genannten spa. COJ-Minderungskosten nur 
wenig verschieben würden. 
Es sei hier noch darauf hingewiesen, daß die zuvor diskutierten COJ-Minderungsmöglichkciten 
durch Kernenergie auch zur Reduktion anderer klimarelevanter Spurengasc oder ihrer Vorliufer-
substanzen. wie z. B. von Stickoxiden, Kohlenmonoxid, flüchtigen KohlenwlSSCrslOffen und 
Methan, einen wesentlichen Beitrag leisten. 
Die in diesem Kapitel quantifizierten muimal technisch möglichen ~-Mindcrungen durch 
Kernenergie sind natürlich von den gemachten Annahmen abhingig. Die Zugrundclcgung einer 
anderen ReCerenzcntwicklung würde ggC. zu zahlenmiBig anderen, höheren oder niedrigeren 
Potential werten führen, würde die Größeoordnung und die Gtößenrelationen der einzelnen 
Potentiale aber nicht grundsitzlich verändern. 
Die vorliegenden Ergebnisse (siehe Zusammenfassung in Tab. 3.8) weisen für eine verstirItte 
Nutzung der Kernenergie ein belJichtlichcs technisches COJ-Mindcrungspotential aus. Wenn mau 
unlCrltelll, daß keine Hcmmniue den Zubau von Kernkraftwerken behindern oder verzögern, wire 
aus technischer Sicht, im Rahmen einer forcierten COJ-Mindcrungspolitik, eine Minderung 
energicbcdingter COJ-Emissionen durch eine Ausweitung der Kerncnergienutzung von bis zu 150 
Mio. t COJa im Jahr 200S eneichbar, wu etwa 20 % der derzeitigen gesamten ~-Emissioncn 
1683 
der Bundesrcpublik Deutschland enlspri~ht. Eine Ausnutzung eines großen Teils dieses CO,-
Minderungspolentials durch eine Vermeidung fossiler Energieerzeugung wire dabei aus gegenwär-
tiger Sicht möglich, ohne die Koslen der Energiebereilstellung zu erhöhen. 
Inwieweit dic hier ermiltellen wirtschaftlichen CO,-Minderungsmöglichkeilen der Kernenergie 
durch alternative Energieerzeugungsmöglichkeiten (z.B. durch erneuerbare Energiequellen, durch 
Kraft-Wärme-Kopplung oder durch CO,-arme fossile Energieträger) und durch Energiceinsparungs-
möglichkeiten tangiert werden, ist nur durch weitergehende, gesamlsystemare Untersuchungen zu 
k1iren. Weitere Forschungsarbc:iten sind auch notwendig, um die indirekten CO,-Minderungspoten-
tiale der Kernenergie durch Ausweitung des Strom- bzw. Fern- und Nahwärmeversorgung zu 
quantifIZieren und im Rahmen einer systemaren Gcsamtanalysc zu bewerten. Nicht zuletzt sind die 
hier aufgezeigten CO,-Minderungspotentiale und ihre spezifischen Minderungskosten durch 
Scnsitivitätsanalysen zu fundieren. 
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Tabelle 3.8: 
TeduJ. COJ-Mlndcrunppotential und spez. Mlndcnanpkostca der 
KerDCacrgic Im Jahr 2005 
StIOrnu!fUI'IDI 
• Zubau 1 ICJCWta (mulmal) 
EnoIZ 00II Brallllkollle 
normaIetlCO,·minl· 
miercndt, Betrieb 
• :zut.u 1 ICJCWta (_,i_I) 
Enotz 00II Sldn1:.oble 
.......... etlCO,.miai· 
lDiuendcr Betrieb 
• :zut.u 2 ICJCW ta (mulmal) 
Enotz 00II Braunkoble 
.......... etlCO,.minl. 
miaa>der Bclricb 
• Zubau 2 ICJCWta (IIIUIDW) 
EnoIZ 00II Stdnkoble 
.......... etlCO.-miai· 
miercndtr Betrieb 
Olfend. Nah· und ~!!OrJ!\Ing 
• AuotoppI""I aut ICJCW (L WR) 
v....uunc (.Iet Enctpc 
• HenldluoS """ SNO. H. 
MCIbIDoI IDI SWdtpa 
Jod. Pn:p8dtmp(. u. P'!!!1'-lnncmeusync 
• PrMlCl\d"Dpl 
.~ 
W~cruu""" (Eleklrclpe) 
• W~ als Subllit .. fIIr 
KobIc. 01, Ga 
Enhanccd 0;1 Ilccovcry 
.. Werte seI .... fIIr bei..u.cbe SIcinkohIe 
.. nw au( Balls der H,.HctIIdJbloIaI ermittelt 
Iecbn. COt-Min· 
dcNnppolCDlW 
lMio t COlal 
50-88 
24-95 
88 • 149 
63 • 143 
5 • 13 
7 -16,5 
5 
LA. 
• 1,5 
-5 bis • 10 
-1 bia • 15 
(-61 bis· 66)" 
-305 bia • 13 
-1 bis • 13 
(.59 bis ~" 
50 bis +750 
(.145 bis+64S)" 
-190 bia +140 
(.160 bi1+14O)" 
300 bis 1100 
30 bia + 20 
300 bis 530" 
42 
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4. Umwelt-. Sicherheits-. EnlSorgungs- und Akzeptanzaspekte der Kernenergienutzung 
(Autor: 1.. Hahn) 
4.1. Einleitung 
Wenn erwogen wird, mit der Nutzung der Kernenergie in Zukunft einen Beitrag zur Reduzie-
rung der Idimarelevanten Spurengasemissionen zu leisten, müssen auch die Umwelteffekte, Risiken 
und Hemmnisse analysiert werden, die damit verbunden sind oder sein können. Die dabei zu 
berücksichtigenden Bereiche sind in den Einzclbeiträgen des Studienkomplexes A4.3. "Umwelt-, 
Sicherheits-, Entsorgungs- und Akzcptanzaspckte der Kernenergienutzung" behandelt worden. Ziel 
dieser Arbeiten war die möglichst vollständige Darstellung dieser Bereiche im Sinne einer 
Bestandsaufnahme des gegenwärtigen Kenntnisstandes. Im Rahmen der AufgabensteIlung wurden 
von den Unterauftragnehmern wegen der begrenzten Ressourcen insbesondere in zeitlicher Hinsicht 
keine originären neuen Ergebnisse erwartet, sondern es sollte eine Darstellung und Einordnung des 
aktuellen Wissensstandes vorgenommen werden. 
4.2. Überblick über mögliche Risiken. Umweltauswir\cungen und sonstige Auswir-
kungen der Kernenergienutzung 
Im folgenden seien zunächst alle potentiell nachteiligen Wirkungen einer Kernenergienutzung in 
Form eines Überblicks zusammengestellt, die dann in den nachfolgenden Abschnitten detaillierter 
behandelt werden. Ausgangspunkt rur einen grollen Teil der potentiell nachteiligen Wirkungen, die 
von einer Nutzung der Kernenergie zur Energieerzeugung ausgehen können, sind die no\wen-
digerweise im Zusammenhang mit der Kernspaltung in Reaktoren entstehenden Spalt- und Aktivie-
rungsprodukte sowie die zur Energieerzeugung benötigten spaltbaren Materialien. In gewissem 
Umfang lassen sich diese Wirkungen durch technische oder sonstige Maßnahmen beeinflussen. 
Auf ökonomische Fragen wird nur insoweit eingegangen, wie dies zu den Studienschwerpunkten 
A.4.1. und A4.2. noch nicht geschehen ist. 
Freigesetzte radioaktive Strahlung oder Spaltprodukte können zu gesundheitlichen Schädigungen 
des menschlichen Organismus führen. Eine der in Betracht zu ziehenden Auswirkungen der Kern-
energienutzung besteht daher im Risiko von gesundheitlichen Schädigungen des menschlichen 
Organismus durch radioaktive Strahlung als Folge von Aktivi tätsfreisetzungen aus kerntechniscben 
Anlagen. An Schadensarten sind dabei einerseits Oesundheitsschiden mit tödlichem Ausgang zu 
betrachten, wobei je nach Dosis zwischen akuten Todesfällen und späten Todesfällen zu unter-
scheiden ist. Späte Todesfälle können somatischer und genetischer Art sein. 
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Andererseits sind auch vorübergehende oder bleibende Schäden mil nichllödlichem Ausgang als 
direkle Folge von SlnIhleneinwirkung oder auch als indirekle Folge (z.B. Angsl, Sueß) möglich. 
Suahleninduzierte Schäden als Folge von Frciselzungen bei Normalbelrieb, Störfällen oder 
Unfällen können auch bei Tieren und pnanu:n ausgelösI werden und sind demnach ebenralls in 
Belrlchl zu ziehen. 
Als mögliche sUahlenbedingle Umwellefrekle und als Ursache rur Folgeschiden sind die Konllmi-
nalion von Almospbire, Gewisser, Boden, Nahrungsmillel zu belnlchlen; das Ausmaß der 
Konllmination bingt von der Höhe der Aklivilitslieiselzung ab. 
Ferner können von der Kernenergie auch niebl-radiologisch bedingle Umweltcfrektc und Schiden 
, 
ausgehen, die auch bei anderen Technologien entslehen, elwa durcb Matcrialherstellung. Baulilig-
keil, Transporte, Abwärme, Kübllurrnbelrieb usw. 
Zu überprüren ist auch. ob eine Freisetzung von Krypcon-85 k1imaverlndernde Wirkungen baI, 
und wenn ja. bei welchen Emissionsmengen diese zu erwarten sind. 
UnBlle in kemlechnischen Anlagen mil Freisetzung von Radioaktivilil können über Gesundheits-
schiden bei l..ebc:wesen und über UmwelISChidc:n hinaus auch ökonomische, soziale und politische 
Auswirkungen in den direkt oder indirekt (z.B. durch Umsiedlung) beIroffenen Gebielen haben. 
Besonders weiueichende Folgen sind bei Unfällen in Anlagen mit großen Aktivil1tsinventaren zu 
erwarten, wenn dort bereits Anleile im Prozenlbereich dieses Invenllrs lieigeselzl werden. 
Negative polilisch-gesel\schaflliche Auswirkungen können gegebenrills VOll Sicheruogsmaßnahmen 
ausgehen, die im Zusammenhang mil der Kernenergienutzung zu ueffen sind. 
Zu belracbtcn sind remer aucb die Risiken, die aus einer Abzweigung von spaltbarem Malerial 
oder aus einem Mißbrauch von sensitiven Anllgen und Know-How aus dem zivilen Bereich zu 
mililirischcn oder lerroristischen Zwecken erwachsen können (Slichwörter: ProlirerltiOll, Internatio-
nlle Vertriglichkeil). 
Sinn dieser Aurzlhlung ist es, die möglichen Umwellluswirkungen, Risiken und nacbteiligen 
Effekle zusammenzusIelIen, die bei einer Bewertung der Kcmlecbnik zu berücksichtigen sind, 
ohne daß dies bereits eine Oarstcllung ihres Ausmaßes oder eine Bewertung ihrer Relevanz bzw. 
Verlnlwortbarkeit beinhaltel. Als Grundllge rar EDlSCbeidungen hinsichllich der NUlzung einer 
Technik sind die Risiken und negativen Erreltle im Zusammenhang mit den erwartelen NUlzCn 
dieser Technik zu seben. Bei der Wabl zwischen verschiedenen Altcrnativen sind in vergleicbbarer 
Weise deren Risiken und deren Vorteile zu betra<:hten. 
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Unter Risiko wird in der Umgangssprache Wagnis oder Gefahr verstanden. Ein Risiko bedeutet 
die Möglichkeit, daß ein Schaden eintritt. In der Technik wird Risiko i.a. als eine Größe definiert, 
die aus den Komponenten Eintrittshäufigkeit und Schadensausmaß zusammengesetzt ist. Sind 
unterschiedliche Schadensarten zu betrachten, so setzt sich das Gesamlrisiko aus einzelnen 
Teilrisiken - jeweils beschrieben durch Eintrittshäufigkeit und Schadensausmaß - zusammen. 
4.3. Sicherheit und Risiken von Kernkraftwerken 
4.3.1. Grundzüge des Sicherheitskonzeples bei Kernkraftwerken 
Ziel der Reaktorsicherheit ist es, die Freisetzung radioaktiver Stoffe in größeren Mengen zu 
verhindern und die normalbelrieblichen Emissionen auf festgelegte Maximalwerte zu begrenzen. 
Üblich ist die Definition folgender unterschiedlicher Anlagenzustände: 
- BestimmuniZSgemäßer Betrieb 
Die Anlage funktioniert normal, bzw. auftretende Störungen haben keinen Einfluß auf Betrieb und 
Sicherheit der Anlage. Die Strahlenexposition durch betrieblich bedingte Ableitungen radioaktiver 
Stoffe in Luft und Wasser muß so gering wie möglich geh allen werden. Die zulässigen Grenzwer-
te filr die Strahlenexposition in der Umgebung sind in der Strahlenschutzverordnung festgelegt. 
- Störfälle 
Störfälle sind als Ereignisabliufe definiert, bei denen der Betrieb der Anlage aus sieherheitstechni-
sehen Gründen nicht fortgeführt werden kann, für die die Anlage jedoch so ausgelegt ist, daß die 
Folgen für die Umgebung bestimmte Grenzen nicht überschreiten. Die entsprechenden maximal 
zulässigen Planungsrichtwerte für die Strahlenexposition bei Stör fällen sind ebenfalls in der 
Stahlenschutzverordnung festgelegt. 
- Unfälle 
Ereignisabläufe jenseits der sicherheitstechnisehen Auslegung werden als Unfälle bezeichnet. 
Gegen diese Abläu[e er[olgt keine gezielte Auslegung; die mit Unfällen verbundenen Strahlenbela-
stungen werden durch die Strahlenschutzverordnung nicht enaßt. Zur Verhinderung von Unfällen 
bzw. zur Begrenzung ihrer Folgen werden Notfallschutzmaßnahmen vorgesehen. 
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In der Systematik des Sicherheitskonzeptcs werden zwei Elemente unterschieden: 
- sogcnlMte inhärente, d.h. dem Reaktor innewohnende Sicherbei1scigenscharteo, und 
• ingenieurtcchnischc; also konstruktive Sicherheitsmaßnahmen. 
Inhärente Sichcrhei1scigenschaften reichen in der Regel nicht aus, die Schutzziele der Reaktorsi-
cherheit zu erfiillen. Hienu bedarf es viel '!lehr zusätzlicher ingcnieurtechnischcr Sicherbeitsmaß.. 
nahmen. Grundlagen dieser Maßnahmen sind das Barrierenprinzip, die Sichcrhei1schcnco und die 
Auslegungsgrundsitzc für Sicherhei1scinrichtungen. 
Das Barrienrenprinzip besagt, daß die SpaItproduk1C im Normalbetrieb durch mehrere hintercinan-
derliegendc Barrieren in der Anlage zurückgehalten werden, von denen bei Störflllco noch 
mindestens eine Barriere intakt bleiben soll. Bei Unfillen liegt in der Regel ein Versagen aller 
Barrieren vor. 
Die Sichcrheitscbenco werden entsprechend der Einteilung in verschiedene Anlagcnzustlndc wie 
folgt definiert: 
Die Ebeoe 1 um faßt die Qualititsgewährleistung und soll der Aufrcchterhaltung des Normalbetrie-
bc:s dienen. 
Ebeuc :z beinhaltet die in der Regel gestaffelten Regel- und Schutzcinrichtungeo, mit denen 
Betriebsstörungen erUMt und begrenzt werden sollen. 
Die Ebeoe 3 besteht aus Sichcrhei1scinrichtungen, die die Auswirkungen von Störfillen begrenzen 
sollen. Die zentralen Aufgaben der Sicherheitssysteme sind die Unterbrechung der Kettcoreaktion, 
die Sichcrstellung der Nachwärmeabfuhr und der Einschluß der radioaktiven Storre. 
Dic:scs Prinzip von den drei Sichcrhei1schcnen ist im Amerikanischen als defensc-in-depth bekaMt. 
Seit dem Unfall in Tschernobyl und als Ergebnis von Risikostudien wird in jüngster Zeit eine 
viertc Ebene definiert, auf der mit Maßnahmen des anlagenintemcn Notfallschutzcs die Abliufe 
und die Folgen von Unfillen bccinOußt werden sollen. 
Die Auslegungsgrundsätzc für Sicberheitssysteme fordern, daß die Funktion dieser Systeme auch 
bei Ausfall eines Teilsystems (EinzclCehierkriterium) und bei gleichzeitiger Frcischaltung eines 
weiteren Teilsystems aufgrund von Wartungs- und Reparaturmaßnahmen erhalten bleibL Darüber-
hinaus sollen der Auslegung eine Reihe weiterer Prinzipien wie 
- Redundanz 
- Divcrsilit 
- Sicherhcitsgcricbtetcs Ausfallvcrhalten (fail-safe) 
- Selbstübcrwachung 
- Automatisierung 
- EntmISChung 
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- räumliche Trennung 
beachtet werden. Neben der Auslegung gegen anlageninte:rn ausgelöste: SlÖrfälle ist heute: auch 
eine definierte: Auslegung gegen Einwirkungen von außen vorgeschrieben. 
Je nach Zeitpunkt der Planung der Anlage sind die genannten Prinzipien bei bestc:henden Kern-
kraftwerken teilweise nur unvollständig oder gar nicht realisiert. 
Die beschriebenen Grundzüge des Sicherheitskonzeptes sollen im Prinzip für alle Reaktortypen 
gelte:n, sind aber in ihrer weite:ren Detaillierung hauptsächlich auf die weltweit mit Abstand am 
weitesten verbreitete:n, wassergekühlten Reaktoren zugeschnitte:n. 
Für andere Reaktorlinien ergeben sich im Einzelfall zum Teil abweichende Erfordernisse an das 
Sicherheitskonzept und andere Schwerpunkte: in der Anlagenauslegung. 
4.3.2. Unfallrisiken 
Jenseits des Bereichs der Störfälle sind Ereignisabläufe möglich, gegen die die Anlage nicht 
ausgelegt ist und bei denen die im vorigen Abschnitt genannte:n Prinzipien te:i1weise oder ganz 
unwirksam werden. In der Geschichte der Kerntechnik haben sich bereits mehrere Unfälle 
ereignet. Bei wassergekühlten Reaktoren sind insbesondere die Unfälle in Three Mile lsland 
(1979) und in Tschernobyl (1986) zu nennen. 
Neben praktischen Erfahrungen liegen über die Unfall risiken insbesondere von Leicbtwasserreakto-
ren auch umfassende analytische Ergebnisse aus Risikostudien vor, wobei allerdings die diesen 
Studien anbafte:nden Unsicherheite:n und Kenntnislücken im Auge behalte:n werden müssen. 
Für die Bundesrepublik werden meist die Ergebisse der Deutschen Risikostudie Kernkraftwerke, 
Phase A (Veröffentlichung 1979) und Phase B (Veröffentlichung 1989) filr die Referenzanlage 
Biblis B herangezogen. Phase A, die methodisch in Analogie zur amerikanischen Reactor Safety 
Study von Norman Rasmussen durchgeführt wurden, weist eine Kemsehmelzhäufigkeit von ca. 
10-' pro Reaktorbetriebsjahr aus. Davon führen nach Phase A jedoch nur 2% der Unfälle zu einer 
frühen und massiven Radioaktivitätsfreisetzung, nämlich lediglich die Abliufe mit einer Dampf-
explosion und mit dadurch hervorgerufenem frühen Containmentversagen. Weitere 1,4% der Fille 
gehen mit einem Versagen des Gebiudeabscblußes und damit ebenfalls mit früher, aber geringe-
rer Freisetzung einher. In CJ7 % aller Kemsehmelzunfälle geht Phase A von einem späten 
Überdruclcversagen des Containments und einer damit verbundenen Freisetzung nach ca. einem 
Tag aus. Die Freisetzungsante:ile (Quell te:rme) aus Phase A für die verschiedenen Freisetzungskate-
gorien sind in Tabelle 4.1. angegeben. 
Tabelle 4.1.: 
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Die maximalen berechneten Schäden - ausgedrückt in Todesfällen in der Bevölkerung - betragen 
ca. 15.000 frühe Todesfälle und ca. 100.000 späte Todesfälle. Die Phase A wurde - wie auch die 
Rasmusscnstudie - bezüglich ihrer Daten, Annahme, Modelle und Vollständigkeit dahingehend 
kritisiert, daß sie die Eintrittshäufigkeit und Schadensausmaß unterschätzt hätte und wesentliche 
Unfallphänomene und Schadensarten außer Acht gelassen hätte. 
Entgegen den Anfang der achtziger Jahre geäußerten Erwartungen, es ließen sich erheblich 
geringere Risiken nachweisen, mhrte die Risikostudie Phase B keineswegs zu günstigeren Ergeb-
nissen als die Phase A. Bezüglich der Häufigkeit von Unfällen sagt Phase B aus, daß die Häufig-
keit von auslegungsüberschreitenden Anlagenzuslinden, die mit den vorhandenen Sicherheitssyste-
men nicht beherrscht werden, ca. 3-10 -, pro Realdorbctriebsjahr beträgt. Damit ist bei derzeitiger 
Anlagenauslegung die Kernschmelzhiufigkeit zwar um den Faktor drei geringer als in Phase A 
ermittelt. Die wesentliche neue Erkenntnis aus Phase B ist aber, daß nunmehr - umgekehrt als 
noch in Phase A - davon auszugehen ist, daß ohne Eingreifen des Personals praldisch jeder Kern-
schmelzunfall zu einem frühen Containmentversagen (nach ca. 2,5 - 5 Stunden) mit einer erhebli-
chen Radioaktivitätsfreisetzung mhrt. Die Gründe hiermr liegen in den - in Phase A nicht berück-
sichtigten - Belastungen des Containments im Verlaufe ein Kernschmelzens unter hohem Primär-
kreisdruck ("Hochdruck-Kernschmclzen" findet in ca. 97% aller Kemschmclzunfälle statt) und 
dureh Wasserstoffexplosionen. Beide Phänomene führen zu Belastungen des Containments, die 
dessen Versagen erwarten lassen. Die hohen Freisetzungsanteile bei einem solchen Versagen sind 
in Tabelle 4.2. dargestellt und mit den Quelltermen der Phase A und des Tschernobyl-Unfalls 
verglichen. 
Man erkennt, daß die in Phase B berechneten Anteile an freigesetztem Jod, Cäsium, Tellur, 
Strontium höher sind als beim Tschernobyl-Unfall. 
Die Unfall folgen wurden in Phase B nicht berechnet; somit ist die Phase B auch keine Risiko-
studie. Qualitativ lassen sich aber in der Tendenz dennoch Aussagen zum Unfallrisiko - im Ver-
gleich zur Phase A - ableiten. I?anaeh läßt sich schließen, daß das Unfall risiko erheblich höher 
ist als früher angenommen, da u.a. 
die Hiufigkeit von Unfällen mit frühen, massiven Freisetzungen um etwa eine Größen-
ordnung angestiegen ist, 
die Quellterme der für die Spätfolgen - neben anderen Nuldiden - relevanten 
Alttiniden erheblich angestiegen sind, 
die Unfallfolgenrechnungen wegen der revidierten Dosis-Wiritungs-Beziehungen 
(bei gleichen Quelltermen) zu höheren Schäden mhren als früher. 
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Tabelle 4~: Frdwtzunpbrucbtellc bei Kermchmetmalllim Im Veraklcb 
Element DRS-8: DRS-A- DRS--': Tscher-
HD-PIad FK 1 FK2 nobyI 
Edelgase 100.0% 100.0% 100.0% 100.0% 
Jod >50.0% 79.0% 40.0% 20.0% 
Cäsium >50.0% 50.0% 29.0% 13.0% 
Tell" >40.0% 35.0% 19.0% 15.0% 
Strontium 42.0% 6.7% 3.2% 4.0% 
AkllnIde 3.9% 0.3% 0.3% 3.2% 
Barium 24.0% 6.7% 3.2% 5.6% 
Häufigkeit 2.9E-5 2.0E~ 6.0E-7 -
ohne Accident-Management·MaBnahmen 
Häufigkeit 4.5E-7 . - -
mit Accidenl-Managemenl-MaBnatvToen 
Für die Folgen eines Unfalles muß nach heutigem Kenntnisstand und unter Berücksichtigung 
hiesiger Staodonsverhiltnisse und der kunen Vorwamz.citen mit noch höheren mittleren und 
maximalen Schiden in der Umgebung gerechnet werden als in Phase A abgcscbitzt. 
Die Phase 8 zeigt Möglichkeiten des anlagenintemen Notfallschutzcs auf, mit denen unter be-
stimmten Umstinden Unl1l1e noch verhindert oder in ibrem Verlauf abgemildert werden können. 
Daß ein solches Potential im Ernstfall genutzt werden sollte, ist unstriuig. Umstritten ist aber die 
Frage, inwieweit von solchen Maßnahmen in RisikOl5tudicn bereits Kredit genommen wctdcn darf, 
bevor sie bereits technisch realisiert. im Notfallhandbuch festgelegt, geprilft, bewertet, genehmigt 
und vom Personal trainiert sind. Wihrend die technischen, wissenschaftlichen, organisatorischen, 
recbtlichen und genehmigungstechnischen Voraussetzungen für wichtige Maßnahmen oocb nicht 
vorhanden sind und die Lösung der WasserslOff-Explosions-Problematik noch aussteht, wird in der 
RisikOl5tudie vorläufig - von einer Erfolgswahrscheinlichkeit für die Maßnahmen von bis zu 99% 
ausgegangen. Dem wird fiber das oben Gesagte hinaus entgegengehalten, daß eine vollstlndige 
Analyse der möglichen IIIchteiligen Wirkungen der MaBlllhmen, ohne die eine diesbczilgliche 
RisikobcurteiJung ausgeschlossen ist, nicht durchgeführt wurde. Die sonstigen Annahmen, Metho-
den, Daten und Ergebnisse sind wegen des Fehlens eines organisierten "Pccr-Rcvicw"-Prozascs 
noch nicht von unabhingiger, bisher mit der Erstellung der RisikOl5tuclie Phase B nicht befasster 
Sei te überprü fL 
Für Siedcwasserreaktoren ist eine RisikOl5tudie noch nicht abgeschlossen; aurgrund des aktuellen 
Kenntnisstandes ist aber deneit nicht zu erwarten, daß die Ergebnisse sich von den DWR-Erge-
bnissen fundamental unterschciden. 
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Risilrostudien für andere Reaktorkonzepte sind weniger weit entwickelt als fiir Leichtwasserreak-
toren, was Methodik, Modelle zur Beschreibung wesentlicher Phänomene und die Datenbasis 
angehL 
In der Bundesrepublik wurde für den SNR-300 in Kalkar auf Antrag der Enquete-Kommission 
"Zukünftige Kernenergiepolitik" eine "Risikoorientierte Studie" durchgeführt, an der zwei unter-
schiedliche Arbeitsgruppen beteiligt waren. 
Für verschiedene Konzepte von Hochtemperaturreaktoren liegen von Seiten der Kemforschungs-
anlage Jülich probabilistische Sicherheitsstudien vor, bei denen die Quantifizierung der Häutig-
keiten von Ereignisabläufen und die Identifizierung von Schwachstellen in der Anlagenauslegung 
meist Vorrang vor der Berechnung der UnfaUfolgen haL In der Regel werden in den vorgelegten 
Untersuchungen geringere Häufigkeiten für Unfälle mit frühen und großen Radioaktivitätsfreiset-
zungen als in Studien für Leichtwasserreaktoren ermiUelt. 
4.3.3 Perspektiven neuer Reaktorlinien und Kernenergiekonzepte aus sicherheitstechnischer 
Sicht 
Die derzeit angewandte Sicherheitsphilosopie in der Kerntechnik beruht auf dem Konzept der 
Vorsorge gegen bestimmte AuslegungsslÖrfäUe und auf einem zu diesem Zweck entwickelten 
deterministischen Prinzip gestaffelter Sicherheitsbarrieren. Die Integrität der Barrieren kann nicht 
ohne eine Reihe von aktiven Sicherheitssystemen gewährleistet werden, die nach bestimmten 
Auslegungsprinzipien wie Redundanz, Diversitit, räumliche Trennung, Schutz gegen äußere Ein-
wirkungen konzipiert werden sollen. Die Gesamtheit der Sicherheitsmaßnabmen wird in Anleh-
nung an das in den USA formulierte "defense-in-depth"-Konzept drei verschiedenen Sicherheits-
ebenen (Qualitätsgewährleistung; Verhinderung von Stödällen; Begrenzung von Störfällen) zuge-
ordnet. Die Verwundbarkeit der nach der derzeitigen Sicherheitsphilosopbie konzipierten Systeme 
liegt in der Tatsache begründet, daß zwar für die AusiegungsstörfäUe die Schaden aullerhalb der 
Anlage auf ein festgelegtes Maß begrenzt bleiben, daß aber jenseits des Bereichs der Auslegung 
Unfälle mit extrem hohen Schäden möglich sind und diese Schäden in räumlicher und in zeitli-
cher Dimension eine erhebliche Reichweite haben können. Neuerdings soll dem so genannten 
defense-in-depth-Konzcpt nachtraglich eine vierte Ebene, mehr administrativer als technischer Art, 
zur Verhinderung bzw. Begrenzung von Unfällen hinzugefiigt werden. 
Im Bereich der konzeptionellen Überlegungen und Planungen für zukünCtige Reaktoren sind einige 
unterschiedliche Denkansätze erkennbar. Verschiedentlich wird eine Einteilung der Entwicldung-
stendenzen in eine evolutionäre und eine revolutionäre Strömung vorgenommen. Vom sicherheits-
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konzeptionellen Ansatz her ist jedoch auch eine Einteilung in drei Tendenzen möglich und siM-
voll, da diese die sicherheil5tccbnischcn Ansitze präziser wiedergibt: 
- eine Tendenz der " Fortmbruaa" • 
charakterisier1 durch die weitere Nutzung der derzeitigen Technik (insbesondere LWR) in wenig 
verinderter Form, Optimierung in ökonomischer Hinsicht, effizientere BrennstocralDnutzung. in 
sicherheil5technischer Hinsicht jedoch Beibehaltung der derzeitigen Auslegungsmerkmale, 
- eine Tendenz der "Weitermtwickluaa". 
cbarakterisiert durch die Nutzung heutiger Grundkonzepte, jedocb in stark abgewaodclter Form, 
mit dem Ziel der spürbaren Reduzierung der Eintritl5hiufigkeit von schweren Unfällen durch 
verstirkte Nutzung passiver Systeme, 
- eine Tendenz des " NeuaDraup" • 
charakterisiert durch die Entwicklung neuer Reaktorkonzepte mit dem Ziel der deterministischen 
Begrenzung der maximalen UnCallColgen auC "altzcptable" Größenordnungen mithilfe naturgesetz-
lieber Mechanismen und passiver Systeme anstelle aktiver technischer Sysleme. 
Eine strikte Grenzziehung zwischen den beschriebenen Entwicldungstendcnzen ist nicht in allen 
Fillen möglich. Es lassen sich auch diffemziertere Klassifizierungen konstruieren. 
Die hier gewihlte Einteilung in drei sicherheil5lCChniscbc Eotwicklungstedc:nzen IIßI sich auch mil 
der jeweiligen Relation von aktiven und passiven Sichcrbeitscinrichlungen begrüDdcn. Überwie-
gend werden passiv wirkende Sicherheitscinrichtungen als insgesamt wirkungsvoller und robuster 
eingcsebltzt als aktive Systeme, auch wenn sich im Einzelfall aufgrund der quantitaliven luver-
lässigkeil5werte die umgekehrte Reihenfolge ergeben kann. Tabelle 4.3. beinhallel eine OIarakteri-
sierung der unter schiedlichen SicherheitscigenschaCten 
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Tabelle 4.3.: Sic:berbeltscharakteristik verschicdeuer EUhricklUDgSteudeuuu 
für Reaktorkouupte. 
Entwicklungs- NOISUDm· PIUlPCO VenUJe opcrata SabotaiIC 
lendeoz vel30Cgwlg eingriffe Rcsisleoz 
·Fcxtf!lbrung" Wcchselslrom ja ja ja nein 
·Weller-
entwicklung· Batterien nein ja wenig nein 
·NeuanCang" nein nein nein nein ja 
Zur Kategorie der Entwicklungstendenzen der Fortführung können insbesondere die deutschen und 
französischen Pläne für eine zukünftige Generation neuer Druckwasserreaktoren der Leistungsklas-
se von ca. 1400 MW gezählt werden. Wesentliche Sicherheitsgewinne sind insbesondere hinsicht-
lich der maximalen Schäden nach Unfällen von diesen Entwicklungen nicht zu erwarten. 
In die Kategorie Weiterentwicklungen lassen sich Konzepte von verkleinerten wassergekühlten 
Reaktoren, z.B. amerikanischer Druck- und Siedewasserreaktoren (AP-600, SBWR) oder des wei-
terentwickelten Advanccd CANDU-Rcaktor einordnen. Auch die Weiterentwicklung mittelgroßer 
Hochtemperaturreaktoren z.B. in Form des HTR-500, sowie die großen Heizreaktoren nach dem 
LWR-Prinzip gehören in diese Kategorie. 
Neu von der sicherhcitstechnischen Grundkonzeption her sind Pline für Heizrcaktoren der Lei-
stungsklasse bis zu einer thermischen Leistung von 50 MW, für die verschiedenen Varianten des 
PIU5-RcaktoJS, für kleine Hochtemperturrcaktoren nach dem Modul-Prinzip (in der Bundes-
republik und den USA) und - mit großen Einschränkungen - für den natriumgekühlten Brutreak-
tor PRISM. 
Von der Konzeptidee her versprechen die zuletzt genannten Vorschläge zumindest bezüglich be-
stimmter Gesichtspunkte teilweise erhebliche Sicherheitsgewinne. Kein Konzept ist jedoch soweft 
entwickelt, daß seine Eigenschaften auf der Grundlage einer vollslindigen sicherheitstechnischen 
Begutachtung abschließend zu beurteilen wäre. Beim derzeitigen P1anungsstand bestehen bei allen 
vorgeschlagenen Konzepten noch ungeklärte Fragen in technischer, und auch in sicherheitstechni-
scher Hinsicht. Relativ umfangreich sind die Planungsunter1agen für Hoch temperaturreaktor-Ko-
nzepte nach dem Modul-Prinzip mit einer thermischen Leistung von ca. 200 MW pro Modul. 
Die von der Rcaktorindustrie und von der KFA Jülich bislang durchgeführten SlÖrfall- und 
Unfall analysen kommen zu dem Ergebnis, daß die frühen und massiven Radioaktivitätsfreisetzun-
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gen. die bei Kcrn.schmelzunrillen in heutigen Leichtwasserrcaktoren möglich sind. bei bestimmten 
Konzepten rur kleine Hochtemperaturreaktoren nicht zu erwarten sind. 
Beim Versagen der Kühlung steigt die Temperatur als Folge der Nac:hzc:rfallswlrme langsamer an 
als beim Leichtwasserrcaktor. Durch die Leistung. Leistungsdichte und Form des Kerns soll SC-
wihrleistet werden. daß auch beim Ausfall aller aktiven Kühlsysteme die Temperatur an der bei-
ßesten Stelle des Reaktorkerns einen Wert von 1600 • C nicbt übcrschrciteL Da bis zu dicscr 
Temperatur die Rückhalterabigkeit der Brennelemente bezüglich der in ihnen enthaltenCD Spalt-
produkte erhalten bleibt, wird gefolgert. daß Kühlungsausrille beim kleinen JrrR niebt zu massi-
ven Freisetzungen rubren. Voraussctzung ist allerdings. daß die Integritit und geometrische Form 
des Reaktorkerns erbalten bleiben. 
JrrR-spczifisch ist auf der anderen Seite die Verwendung von Graphit als Moderator- und S\ruk-
turmaterial. wodureh sich neue:. beim Leichtwasscrreaktor in dieser Form nicht vorhandene Proble-
me ergeben können. Dicsc sind UrDSO genauc:r zu analysieren. als in der Systematik des Barrieren-
konzeptes den Barrierebrennelementen beim JrrR die zentrale Bcdc:utung beigemessen wird. 
Die erwarteten Sicherheitsvorteile können daher nur daM effektiv zum Tragen kommen. wenn die 
JrrR·spczifischen StörCallmöglichkeiten. insbesondere infolge Graphitkorrosion bei Graphit-
Wasser-Reaktionen und Graphitbränden. aufgrund passiver Mechanismen eliminiert werden 
kÖMen. Der Nachweis, daß alle StörfaUmöglichkeiten aurgrund anlageninterner Ursachen entste-
hen, ist damit jedoch noch nicht erbracht. solange die Folgen von Ereignissen wie Bchilter-
versagen nicht analysiert sind. Darüberhinaus bleibt die Möglichkeit gcziehlter Sabotage- oder 
Gcwalteinwirkung sowie der Auslösung von Freisetzungen infolge extremer extermer Ereignisse: 
bestehen. 
Aufgrund der vorgeschlagenen Konzepte. insbesondere aus der Kategorie des "Neuanfangs" lAßt 
sich theoretisch erwarten. daß Fortschritte im Sinne einer Reduzierung der Unfallrisiken aus dem 
Reaktorbetrieb möglicherweise auch im Sinne einer Begrenzung der maximalen Konsequenzen 
möglich sind. Bevor diese Ziele tatsächlich erreicbt werden. erscheint noch belrichtlicber For-
schungs· und Entwicklungsbcdarf erforderlich. 
Vom Gesichtspunkt der Risikoabschätzung aus gesehen ist - trotz der derzeitigen Erwartungen -
eine abscblieBendc Einordnung der Risiken fortgeschrittener Reaktorkonzepte auf der Basis beuti-
ger Planungen noch nicht möglich. Im übrigen sollte sich die Risikoabschitzung fllr eine Reaktor-
linie nicht nur auf das Unfallrisko des Reaktors seIher, sondern auf das Gesamtsystem einschließ. 
lich der Ver- und Entsorgungsc:inrichtung beziehen. 
1697 
4.4 Umwelt-. Sicherheits- und Risikoaspekte der Brennstoffver-. und -entsorgung 
4.4.1 Einleitung 
Neben den Risiken aus dem Reaktorbetrieb bestehen - jeweils in unterschiedlicher Weise - für 
BcschiCtigte und Bevölkerung auch radiologische Risiken durch den Betrieb von Uranbergwer-
lten, von Anlagen zur Erzaufbcreitung. von Konversionsanlagen, von Urananreicherungsanlagen, 
von BrennelementeCabriken, von Wiederaulbereitungunlagen, von Anlagen zur Entsorgung der 
abgebrannten Brennelemente und der anfallenden Abfälle, durch den Abriß der Nultlearanlagen, 
durch die diversen Transportvorginge und schließlich durch die Endlager. 
Größtenteils sind die Risiken dieser einzelnen Stationen weniger detailliert untersucht als die Un-
Callrisiken derzeitiger Leichtwasserreaktoren. Dennoch sind qualitative Aussagen zu bestimmten 
Fragestellungen bereits heute möglich. 
Die Aussage, daß das radiologische Risiko des Gesamtsystems Kernenergie durch den Betrieb des 
Kraftwerks bestimmt wird, kann keine Allgemeingültigkeit besitzen, da sie lediglich auf Untersu-
chungen zu Systemen mit Leichtwasserrealttoren beruht. Außerdem ist die Gültigkeit und Aussa-
gesicherheit dieser Untersuchungen (z.B. von EPRI, KfK) umstritten. 
4.4.2 Versorgung mit Brennstoff 
Umwelt-, Sicherheits- und Risikoaspekte bei der Gewinnung und Aulbereitung von Uranerz kön-
nen sich prinzipiell ergeben in den drei Bereichen 
• dauerode Geflhrdung der Beschlftigteu, 
• dauerode Geflhrdung der Beyölkerung, 
• St6rfaUauswirkuDgeu, 
wobei hierunter die Auswirkungen von Radioaktivitit und von im Uranerz enthaltener Schwerme-
talle erfaBt sind. Die hauplSichliche radiologische Belastung der Bcschiftigten und der in der 
Umgebung lebenden Bevölkerung resultiert aus dem freigesetzten Radon, aber auch aus Staubteil-
ehen, die Uran und seine Zerfallsprodultte enthalten. Wegen des geringen Urangehaltes in den 
Uranerzen wird an den eigentlic)len Abbau eine aufwendige Verarbeitung zur Konzentrierung des 
Urans angeschlossen. Typisch für den derzeitigen Betrieb der Uranerzgcwinnung und der Uranen-
aulbereitung sind große Abraumhalden, in denen sich die radioaktiven Begleitstoffe des Urans 
sowie nicht abgetrennte Uranmengen befinden. Die Halden stellen eine Langzeitexpositionsquelle 
für die Umgebung über die Betriebsphase hinaus dar. Die ameriltanische Studie des EPRI kommt 
zu dem Ergebnis, daß der nach dem Realttorbetrieb zwei tgrößte Risikobei trag der Brennstoffkette 
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vom Uranabbau hem1brL Nach EPRI liegt er jedoch nur bei weniger als 1 0/00 des Gesamtrisi-
kos. Wirkungsvolle Maßnahmen zur Verringerung der Emissionen aus den Halden werden der-
zeit nicht realisiert. 
Neben den radiologischen Auswirkungen müssen die Auswirkungen auf die I ADdschan und die 
ökologischen Verhlltnisse in den Abbaugebieten sowie die Gesamtheit der Auswirkungen auf das 
Leben der Einwohner in den Abbaugebieten betrachtet werden. 
1m Jahre 1988 lag der Weltbcdarf an Uran bei etwa 44 000 t Natururan. Die unter derzeitigen 
ökonomischen Bedingungen abbauwürdigen Uranvorrlte werden auf 2,3 - 7,2 Mio. Tonnen ge-
scbitzt. Darübcrhinaus werden 1,9 - 9 Mio. Tonnen Cür gewinnbar gehalteIl, wenn höhere Brenn-
stoCfkosten in Kauf genommen werden. 
In den Bereichen Konversion und Anreicherung sind die radiologischen Risiken im Vergleich mit 
anderen Stationen der BrennstofCmengen geringer. 
Die Risiken im Zusammenhang mit dem Betrieb von Brennelementfabriken entstehen in radiolo-
gischer Hinsicht für die Bescbiftigten im Nonnalbetrieb und für Bescblftigte und Umgebung bei 
SlÖrWlen. Art und Höhe der GeCihrdung hängen zum einen von der Art des verarbeiteten Kern-
brennstofCes ab, zum anderen vom ProduktionsverfahreIl, von den Abschirm- und ROckhaltemaß-
nahmen und von der sicherbeitstechniscben Auslegung. Neben radiologischen sind auch chemische 
Gellhrdungen sowie Kontaminationen von Boden und Abwasscrsystemen möglich. 
4.4.3 Entsorgung 
Auf der Entsorgungsseite ist es erforderlich, eine Vielzahl unterschiedlicher AbCallslrÖme aus den 
diversen Anlagen zu unterscheiden. Derzeit fallen pro Jahr in den 21 buodesdeutscben Leichtwas-
serreaktoren etwa 600 t abgebrannter Brennelemente an, daneben zusätzlich erhebliche Mengen 
schwach- und millelaktiver AbWIc. Bei neueren Druckwasserreaktoren geht der Hersteller Sie-
mensIKWU von 1350 2QO.1·Fässern mit schwachaktiven und 90 bis 110 2QO.1-Flssem mit mittel-
aktiven Abfällen pro Jahr aus. Diese Zahlen stimmen mit Angaben der VDEW, die für die zwölf 
derzeit betriebenen großen Druckwasserreaktoren 3500 m' unbehandelte BetriebsabCille pro Jahr 
angibt, relativ gut übcrein. Pro Anlage sind dies jährlich im Millel 292 m', die - unbehandelt -
CI. 1460 2QO.1-Fässer füllen. 
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Für Siedewasserreaktoren sind die Abfallmengen höher: 400 m' pro Jahr für sieben Anlagen 
(VDEW 1988). Dies entspricht etwa 570 m' bzw. 2860 200-1-Fisscrn mit unbehandelten Abial-
len pro Jahr und Anlage. 
Abgebrannte Brennelemente müssen aufgrund ihrer WämJccntwicldung nach der Entladung aus 
dem Reaktor für einige Monate unter Kühlung gelagert werden. Erst danach können sie zu einer 
externen Zwischenlagerung transportiert werden. Allerdings lagern die Brennelemente in der 
Realität meist einige Jahre in kraftwerksinternen Lagerbcckcn, zum Teil in sogenannter KDmpakt-
lagerung. bevor sie abtransportiert werden. 
Zur externen Zwischenlagerung kommen prinzipiell Trocken- und Naßlagcr in Betracht. 
In der Bundcsrepublik werden Trockenlagcr favorisiert. Von dieser Bauart sind das ehemalige 
Brennelementeingangslager Wackersdorf, das Zwischenlager Gorleben und das Zwischenlager 
Ahaus. Die Kapazität dieser Zwischenlager beträgt jeweils 1500 t abgebrannter Brennelemente. 
Im Falle von Bchälterundichtigkciten ist bei Trockenlagern eine Emission radioaktiver Stoffe 
direkt in die Umgebung möglich, da wegen des notwendigen Natwzugs keine Schwebstoffilter in 
die Abluftführung eingebaut werden können. Somit besteht gegenüber Freisclzungen radioaktiver 
Stoffe in die Umgebung als einzige Barriere die Behälterabdichung, denn nach langjährigen 
Lageruiten ist mit einer hohen Rate an Leckagen der Brennstabhüllrohre zu rechnen. Die Behäl-
terdichtungen im in der Bundesrepublik verfolgten Konzept des sogenannten Castor-Behälters sind 
nicht vollwertig nach dem Mchrharrierenprinzip ausgeführt. 
Zwischenlagerkapazitäten sind ebenfalls für schwach- und millelaktive erforderlich. Die notwendi-
gen Kapazitäten sind erheblich, da bisher weltweit in vielen Fällen eine Einlagerung mangels 
Endlagerkapazitäten nicht möglich ist Neben Zwischenlagern an den Standorten der Abfallverur-
sacher gibt es externe zentrale Zwischenlager für konditionierte schwach- und mittclaktive Abfäl-
le. 
Tabelle 4.4 stellt die deruitigen Zwischenlagerkapazitäten für schwach- und mittelradioaktive 
Abfille bzw. für Abfille mit vemachlässigbarer Wärmeentwicldung dar. 
Tabelle 4.4: 
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Zwlsc:bcnlagerkapultAtcn für radioaktin AbflUe (aus atom-
wlrtKhaft, Deumber 1989) 
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Demgegenüber enthält Tabelle 4.5 eine Prognose über die zukünftige Entwicklung des AbCallauC-
kommens für verschiedene Szenarien im Hinblick auf die Inbetriebnahme eines Eodlagers. Nach 
derzeitigen Planungen ist die Endlagerung der nicht hochaktivcn Abflile in der ehemaligen 
Eiscncrzgrube Schacht Konrad vorgesehen. die allerdings noch nicht genehmigt ist und deren Eig-
nung umstriUen ist 
Tabelle 4.5: ProgDOR über den Abbau der Menge an radloaktinn Abml-
len (aus atomwirtschaft, Deumber 1989) 
Es ist erkennbar, daß noch in diesem Jahrzehnt Engpässe im Zwischenlagerbercich eintreten wer-
den. wenn ein Endlager nicht wie geplant zur Verfügung steht. Wenn zusitzliche, außergewöhnli-
che AbCalImengen anCallen, würde dies die AbCalIsituation noch verschärCen. 
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Ein funktionsfähiges Endlage:r sieht auch für die: hochradioaktive:n Abfälle: nicht zur Verfügung. 
Erkundet wird derzeit die Eignung des Salzstockes Gorlc:bc:n. Die geplanten Inbetriebnahmcz.cit-
punkle verschieben sich in so rascher Folge, daß eine: verbindliche Angabe derzeit nicht möglich 
ist; dies gilt unabhängig von der Frage, ob Gorleben überhaupt als Endlager geeignet ist. 
Weilere zu berücksichtigende Stationen des BrennstoU- und Abfallweges sind u.a. die 8c:reiche 
Abriß, Rezyklierung oder Deponierung von aktiviertem Malerial, Konditionierung und Transporte, 
die unler Risiko- und Umweltbelastungsgesichtspunkten allesamt unlerschiedlich zu beurteilen 
sind. Gesamtsystematische und belastbare Risikoaussagen auf quantitativer Basis liegen vielfach 
noch nicht vor. Häufig muß man sich damit zufrieden geben, die Probleme und die vermutlich 
risikorelevanten Einfiußgrößen qualitativ beschreiben zu können. 
Die Stillegung von Nuklearanlagen soll vom Prinzip her in 3 Stufen erfolgen: 
Sture 1: Außerbetrieboabme der Anlage 
Sture 2: Sicherer Einschluß 
Sture 3: Endgültige Beseitigung 
In den USA sind bisher lediglich kleinere Reaktoren beseitigt worden, in Europa ist noch kein 
Stillegungsprojc:kt nach Stufe 3 durchgeführt worden. In der Bundesrepublik wird derzeit an der 
8c:seitigung des Kernkraftwerkes Niederaichbach gearbeitet, das jedoch nicht reprisentativ für 
große Leichtwasserreaktoren nach langjährigem 8c:trieb isL Abschließende, wissenschaftlich unwn-
slritlene Risikoaussagen bezüglich der Stillegung von Nuklearanlagen sind heute nicht möglich. 
Für Transportvorgänge werden abgebrannle Brennelemente und radioaktive Abfälle in unlerschied-
lichen 8c:hältem verpackL Der Verpackung fällt die wichtigste Aufgabe bei der Gewährleistung 
der Sicherheit zu. Die Anforderungen an die Verpackung Sleigen mit der Aktivität und dem Ge-
fährdungspotential des radioaktiven Inhalts. Selbst bei schweren Unfällen soll es zu keiner unzu-
lässigen Freisetzung radioaktiver StoUe kommen. Dennoch sind bei Transportunfällen 8c:lastungen 
möglich, die über die Auslegungsgrenzen der 8c:hälter hinausgehen. In der Bundesrepublik Deut-
schland wurden in den vergangenen Jahren im Mittel 80 bis 100 Transporte pro Jahr mit abge-
br'Mten Brennelementen durchgeführt. Daneben wurden jährlich 1200 bis 1300 t Uranhexafluorid 
transportiert. Des weiteren findet eine große Zahl von Transporten mit schwach- und mitIelradio-
aktiven Abfällen statL Unfälle, bei denen größere Mengen Radioaktivität ausgetrelen ist, hat es in 
der Bundesrepublik dabei nicht gegeben. Eine systematische Abschätzung der Risiken durch 
Transportunfälle liegt bislang nicht vor. 
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Vorliegende Vergleiche zwischen den Entsorgungsstrategien mit und ohne WiedcrauCarbeilung 
lassen den eindeutigen Schluß zu, daß der Venichl auf WiedcrauCarbeilung zu geringeren Strah-
lenbellStungen und -Niken fühn als die WiederauCbereilungsViriante. und zwar sowohl für Nor-
malbelriebsbetrachlungen als auch für Slör- und Unfille. 
HiDSichllich der Einordnung dieser Risiken aus den verschiedenen Stationen der Entsorgungssch-
rine bestehl eine wissensc:hartJiche Kontroverse, insbesondere wenn diese: Risiken mil anderen 
Risiken bzw. Strahlenbelaslungen verglichen werden. 
Bezüglich der radiologischen Risiken dureh endgelagene Abf1l1e, insbesondere im Langzeilbe-
reich. wurden im Rabmen des Projektes SicherheilSlludien Entsorgung (PSE) Dosisabschllzungen 
für ein Modellager durchgeCühn. Die wissenschaftliche Konlroverse: um die verwcndeten Daten. 
Annahmen. Modelle, Melhodcn IIBt lich dahingehend auswencn. daß eine Aussagekrart von Risi-
kOlbschilzungen im Hinblick auf konkrete unterirdische Lager prakliKh nichl gegeben ist. 
Eine systematische und aktuelle Gcsamlrisikobetrachlung für den 5OgC1WIII\cn Brennstoffkrc:islauC 
Cebit Stalldcsscn wird blufig auf eine Studie des EPRI aus dem Jahre 1979 zurilckgegriCCcn, de-
ren Ergcbnisc in Tabelle 4.6 zusammengeCaßI sind. 
Tabelle 4.6: Gcsarntcl'JCbaiIIIe der EPRI-5tucUc: RadloloPcbcs RIsIko da 
Bl'CIUII1ollkrrislau& bei eIDer ProduldJou YOU 1 GW(e)-Jahr 
Strom (DaCh HauplmlDJIS cl al: TccbDlscbc RisIkeu) 
Station des BrennstoHkreislaufs Ganzkörperdosis (person-rem) 
Kernkraftwerk 257' 
Uranerzabbau und ·aufbereltung 
Unfall 
-
Routine 0,02 
Wiederaufarbeltung 2'10.4 
Mlschoxld·Brennstoffherstellung 4-10·2 
Transport 3-10-2 
Abfallagerun~ 
4-10·5 Vor endgü ti'pem Einschluß 
Langzeit (10 Jahre) 5-10·1\ 
Naturhche Strahlenexposition 7-10.41 
•• g.schaut. Zahl aus der uS Ructor Safety 5tudy (WA5H·1400) 
.. aus WA5H-1400 
" basl.rtnd auf 100 KrebSlodesfall. pro 10' person·r.m 
GesundheitseHekte 
(Spätschäden) 
0,02· 
. 
2-10-5< 
3-10.4 
3-10·6 
3-10.6 
2-10- 10 
5-10·\5' 
CI basler.nd auf der 30·Jahrt-FolgedOSll.lntegn.rt uber 10' Jahre und .in. 
Bevolkerung von 10' 
.. 3-10' Menschen I 150 mrtml685 GWe-Jahr Im Jahrt 2005 
1703 
Es muß an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, daß die Ergebnisse - die zwar häufig ver-
wendet werden - teilweise veraltet sind, für US-amerikanische Verhältnisse ermittelt wurden. mit 
extremen Unsicherheiten behaftet sind und allesamt in keiner Weise abgesichert sind. Es muß 
daher dringend empfohlen werden, die Ergebnisse nicht zu verwenden - auch nicht für grobe, 
vergleichende Aussagen - , ohne die der EPRI-Studie zugrundeliegenden Modelle, Annahmen, 
Daten und Unsicherheiten überprüft zu haben. 
4.5. Wirkung ionisierender Strahlung und radioaktive Emissionen aus Kernkraftwer-
ken 
Bei der Abschätzung von Gesundheitsrisiken durch den Betrieb von Kernkraftwerken und anderen 
kerntechnischen Anlagen ist grundsätzlich zu unterscheiden zwischen den Belastungen durch 
radioaktive Emissionen aus dem Normalbetrieb, aus Störfällen und aus auslegungsüberschreitenden 
Unfällen. Weiterhin ist zu differenzieren nach den in den Anlagen Beschäftigten und der restli-
chen Bevölkerung. Methodischer Zugang zu der Ermittlung von Schäden als Folge von Strah-
lenbelastungen und ihrer dosisabhängigen Eintrittswahrscheinlichkeit besteht entweder in der 
direkten Beobachtung mittels epidemologischer Untersuchungen oder in analytischen Abschätzun-
gen bei Risikountersuchungen. 
Die maximal zulässigen Grenzwerte der Strahlenbelastung für den Normalbetrieb und für (defini-
tionsgemäß beherrschte) Störfälle sind in der Strahlenschutzverordnung festgelegt. Neben den 
Grenzwerten beinhaltet die Strahlenschutzveroronung ein Gebot zur Minimierung der Strahlenbela-
stungen auch unterhalb der Grenzwerte. Für beruflich Strahlenexponierte gelten weit höhere 
Grenzwerte als für die Bevölkerung im Falle der Normalbetriebsbelastungen; beruflich Strahlenex-
ponierte können daher entsprechend höheren Belastungen ausgesetzt sein. 
Wichtigste Basis zur Abschätzung der Dosis-Wirkungs-Beziehungen stellen die Untersuchungen 
an den Überlebenden der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki dar. Weitere wichtige 
epidcmologisch untersuchte Gruppen sind beispielsweise Patienten kollektive und Kollektive beruf-
lich Strahlenexponierter . Die Abschätzung der Strahlenwirkung bis hin zu sehr geringen Strahlen-
dosen muß aufgrund von Extrapolationen erfolgen, deren Plausibilität mit theoretischen 
Kenntnissen über die Wirkungszusammenhänge zu überprüfen ist. Verschiedene Ansätze für 
Dosis-Wirkungs-Faktoren, die die Anzahl der Erkrankungs- bis Todesfälle pro Kollektivdosis 
angeben, sind in Tabelle 4.7. zusammengestellt. 
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Die hiulig benutzt Relation nach ICRP 26 von ca. 10" pro manrem Ganzlt6rpcrdosis muß nach 
der Neubcwertung der Hiroshima-Oaten im Mittel um einen Faktor von mindestens 3 bis 7 nach 
oben revidiert werden. Für bestimmte Schiden und bestimmte Gruppen sind noch höhere Korrek-
turen erforderlich. Eine endgültige Neuempfehlung der ICRP steht noch aus. 
Tabelle 4.7.: IUtlko IOrnat1sc:ber Spltscblden nach YenchJcdcnen AUlOrm 
Quelle 11.lkoko.rr,Z,ent elll.rkun;.n 
1n Tod •• rall.n pro 
10' '.r.onen -Sv) 
LO &. U 
<P .. eUke 1916' 61 129 bll 10 • nleb 
[xpol1t1on 
260 502 bl. L.b.n.tneS. 
<[vlnl 19'~) 111 561 
< lCap 1917. 125 
<IEII 1910' 77 161 Ab.olute. ,od.ll 
226 501 Relatlv .. ,odeU 
e'rllton 19,7c) 510-1160 1140 
<GebIn 1911' 2736-6372 
("~ncu.o 19'" ~ 27460 
<ln •• l. 191" ~ 8900 "lnn.r 
:t 10000 Frau,n 
L . I1n"f. 00.11-W1rkun;.-B.zllhunQ yor'u'OI •• tzt 
LQ • 11nl.r-qu.dr.tllch. Docl.-Wlrtunq.-8.z1Ihun9 vor.uI9, •• tzt 
11 • undlfr.r.nzllrt 
Statistisch signifikante Erkenntnisse aus epidemologischcn Untersuchungen über Strahlenwirkun-
gen im Millirem-Bereich liegen nicht vor. Daraus kann aber nicht gefolgert werden, daß entspre-
chende Strahlenrisiken nicht real. sondern hypothetisch wAren. Es 1181 sich weder aus theoreti-
schen noch aus experimentellen Befunden eine untere Schwelle poslulieren oder gar begrilnden, 
unterhalb derer radioaktive Strahlung unschidlich ist. Die Existenz eines positiven Effeltlcs gerin-
ger Slrahlendosen ("Hormesis") lißI sich nicht plausibel begründen geschweige denn nachweisen. 
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Für die bekannlcsten Folgen niedriger Strahlendoscn, insbesondere für Krcbscrkrankungen, wird 
ein Hormcsis-Effekt in der Regel verneint 
Für die Form der Dosis-Wirkungs-Bcziehung im niedrigen Dosis-Bereich existieren unterschiedli-
che Ansitze, z.B. eine lineare oder eine Iinear-quadratische Form. Die überwiegende Zahl der 
Fachleute geht heute davon aus, daß eine lineare Extrapolation der Dosis-Wirkungs-Bcziehung bis 
zu kleinsten Strahlendoscn der sinnvollste Bcschrcibungsansatz ist. 
Tabelle 4.8: Durcbscbalttlicbe Strah1eabelasauugea la der Buadesr-epubllk 
DeuClchIaDCI aus natürllchea und ziYllisatorischca Ursachen 
(nach Angaben BMU) 
Strahlenquelle 
kosmisch 
terrestrisch (extern) 
terrestrisch (Ingestion) 
Radon-Folgeproduktc 
Zwischcnsumme 
Kernwaffentcsts 
Kerntechnik (Normalbetr.) 
Medizinische Diagnostik 
Summe 
durchschnittliche effektive Dosis 
0,3 m Sv!a 
0,5 m Sv!a 
0,3 m Sv!a 
1,4 m Sv!a 
2,5 m Sv!a 
< 0,01 m Sv!a 
< 0,01 m Sv!a 
0,1 m Sv!a 
CI. 2,6 m Sv!a 
Die Festlegung der zulässigen Normalbctriebscmissionea und die sicberhcitstccbniscbe Anlagen-
auslegung sollen gcwihrleisten, daß das sogenaMte 30-mrem-Konzept für den Normalbetricb und 
du S-rem-Konzept für SlÖrfille eingehalten werden. Zum Nachweis, daß diese Grcnzwcric 
unterschritten werden. werden im atomrechtlichcn Gcnehmigungsvcrfahrcn Berechnungen der 
maximalen Dosisbclaslungen außerhalb des Kraftwerkszauncs durchgeführt. Bei Anwendung der 
vorgeschriebenen sogenannten Allgemeinen Berechnungsgrundlage ergibt sich als Folge der 
zulissigen Emissionen durchweg eine Unterschreitung der Dosisgrcnzwcrtc. Die offIZiell gemesse-
nen tatsichlichen Emissionen liegen den Veröffentlichungen von Aufsichlsbehörden und den BMU 
zufolge in der Regel erheblich unter den zulässigen Emissionen. Auf der Grundlage der vorge-
schriebenen Berechnungsmodelle und der offiziellen Meßwerte ergibt sich daraus eine normalbe-
triebliche maximale Belastung außerhalb des Kraftwerkszauncs in der Größenordnung von 1 mrem 
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pro Jahr. Lediglich die Emission von Tritium über den AbwasscrpCad Ci1br1 rcgelmlBig zu einer 
weitgehenden AusschOpfung der Gcochmigungswerte. Die untcnchicdlicbcn Belastungen aus 
natürlichen und zivilisatorischen Quellen sind in Tabelle 4.8 dargcstclilo 
Die genehmigten Werte und die offiziellen Verörrentlichungen Ober die gemCS5CIICn EmissioDCD 
aus bundcsdcutschen Kernkraftwerken sind in den Tabellen 4.9 und 4.10 dargeatclll. 
Tabelle 4.9: OIllzieUc Anpbca aber die EmmIIIIoaea racIJoaJdJftr Edclp-
IC mit der FortJaft QucUc:GRS 
Typ Nenn- ,enehmi,te It. Geneh- Ab,abe 1988 
lel- Abaabe lIiaun,.be- 191 
stuna Bq/a acbeld 
(brutto) VOll 
in tI\l 
KWO Obriaheilll DWR 357 1) 21.04.1978 7,0 E 11 7,4 E 142) KlCS Stade DWR 672 8,88 E 141) 16.03.1984 8,2 E 13* 
IMI-A Biblh A DWR 1204 1,11 E 15 1) 14.12.1981 1,49 E 13 IMI-B Biblil B DWR 1300 1,11 E 15 1) 14.12.1981 5,7 E 12 GKN 1 Hedeu DWR 855 9,25 E 141) 12.11.1979 2,06 E 13 KKU Unterweser DWR 1300 8,88 E 143) 15.03.1982 3,4 E 12 KKG Grafenrbeinfeld DWR 1300 1,11 E 153) 10.11.1981 2,0 E 11 JCWG Grobnde DWR 1366 9,00 E 141) 31.08.1984 1,03 E 13 
KKP-2 Philippabur, DWR 1349 1,11 E 152) 26.07.1984 1,3 E 13 1CW WUr,as.en SWR 670 1,09 E 152) 06.07.1984 3,1 E 12 KKB BrunlbUttel SWR 806 1,48 E 154) 24.07.1980 2,9 E 12 00-1 bar SWR 907 1,10 E 151) 11.01.1988 9,0 E11 
KKP-l PhilipPlbura SWR 900 1,11 E 15 26.07.1984 5,0 E11 
KRB-2 Gundremminaen 
Block B SWR 1300 1,85 E 151) 18.10.1984 3,9 E 12 Block C SWR 1308 
KKK KrUmmel SWR 1316 1,48 E 152) 14.09.1983 1,02 E 13 
KBR Brokdorf DWR 1395 1,00 E 152) 03.10.1986 < 1,0 E 11 
KHK HUlbeill/Kirlich DWR 1302 9,00 E 142) 24.02.1985 5) 
KKI-2 har DWR 1370 1,10 E 152) 11.01.1988 < 1,0 E 11 
KKE Emdand DWR 1314 1,00 E 152) 30.03.1988 < 1,0 E 11 
1) 
radioaktive Edelaa.e 2) 
radioaktive Gale 3) 
rldioaktive Gale und radioaktive Edel,a.e ohne Tritium 4) 
5) radioaktive Gale ohne Tritium 
* 
unter Hachweilarenze 
1987 /101 
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Tabelle 4.10: OflizieUe Angaben über die EmissJonen radioaktiver Stoffe 
mit dem Abwasser (ohne Tritium) QueUe: GRS 
Typ Nenn- genehmigte lt. Geneh- Abgabe 1988 
lei- Abgabe migungsbe- /9/ 
stung Bq/a scheid 
(brutto) vom 
in HW 
K\IO Obrigheim DWR 357 1,85 E 11 21.04.1978 3,70 E 081) KKS Stade DWR 672 1,85 E 11 12.03.1975 1,31 E 09 
IMl-A Biblis A DWR 1206 1,11 E 11 14.12 . 1981 5,04 E 08 
IMl-B BibUs B DWR 1300 1,11 E 112) 14 . 12.1981 6,65 E 08 GKN 1 Neckar DWR 855 6,00 E 10 29.12.1988 3,30 E 07 
KKU Unterveler DWR 1300 7,40 E 10 26.01.1978 1,01 E 08 
KKG Grafenrheinfeld DWR 1300 5,55 E 10 10.11.1981 5,40 E 07 
KWG Grohnde DWR 1366 5,55 E 10 16.06.1981 8,30 E 07 
KKP-2 Philippsburg DWR 1349 5,55 E 10 16 . 07.1984 6,90 E 08 
KW Würgaasen SWR 670 2,48 E 11 06 .07 . 1984 1,08 E 09 
KKB BrunsbUtte1 SWR 806 1,85 E 11 04.12.1980 1,11 E 09 
KKI-l bar SWR 907 1,10 E 11 11.01. 1988 1,55 E 09 
KKP-l Philippsburg SWR 900 1,48 E 11 26.07.1984 5,14 E 08 
KRB-2 Gundremmingen 
Block B SWR 1300 1,10 E 11 18.10 . 1984 5,35 E 08 Block C SWR 1308 
KKX KrUmme! SWR 1316 1,85 E 11 14.09.19833) 6,20 E 07 KBR Brokdorf DWR 1395 5,55 E 10 03.10.1986 
KHK HUlhelm/Kärllch DWR 1302 6,00 E 10 24.02.1986 1,93 E 08 
KKI-2 Isar DWR 1370 5,50 E 10 11.01.1988 4,00 E 06 
KKE Emsland DWR 1314 2,00 E 10 23.02.1988 2,30 E 07 
1) 1987 /lot 
2) fUr GKN-Standort 
3) unter Nachweisgrenzen 
WihmId sich für die Grenzwerte der Strablenbelastung fiir die Bevölkerung keine Änderungen 
abzeichnen, wird inzwischen die Reduzierung der Belastung beruflich strablenexponierter Personen 
vorgeschrieben. Nach den Revisionen der Dosis-Wirkungs-Beziehungen erscheint es heute noch 
weniger als früher verantwonbar, solche Personen regelmißig bis zu den jährlichen Dosisgrenz-
werten zu belasten. Um solche Belastungen auch für kleinere Gruppen zu vermeiden, verlangt die 
novellierte Strahlenschutzverordnung neuerdings, fiber das generelle Minimierungangebot und den 
Jahresgrenzwert von 50 mSv hinaus die Lebenszeitdosis für beruflich Strablenexponiene auf 400 
mSv zu begrenzen. In GroßbritaMien und Schweden wurde die zulissige Jahresdosis für berufli-
che Dtigkeit auf 15 mSv begrenzt. 
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4.6 K1imuspckte radioaktiver SpurenlllSC 
Die beiden im Rahmen des Studienprogramms vorgelegten Arbeiten zu möglichen klimarelevanten 
Wirkungen des Kr-SS in der Atm05phire sowie zu diesen Arbeiten abgefaSte Stellungnahmen, 
können erwartungsgemiß das Thema nicht abschließend behandeln. Beide Studien beinhalten 
einen Problemaufriß und eine Uteraturauswertung. Sie dokumentieren den internationalen Was-
sensstand und lassen einen notwendigen Forschungsbcdarf erkennen. 
KryplOn-85 ist ein radioaktives Spurengas, das als Spaltprodukt in Kernreaktoren entsteht und 
hauptsächlich bei der Wiedcraufarbeitung von abgebrannten Brennelementen in die Atm05phire 
freigesetzt wird. Seit Beginn der militiriscben und zivilen Nutzung der Kernenergie hat die Kon-
zentration von Kr-SS in der EnJatm05phäre kontinuierlich zugenommen. Sie betrigt dcncit etwa 
1 Bq!m'. Die Reichweite der Beta-Strahlung in der Luft beträgt maximal 1,8 m. Bei der Frage. 
ob und in welcher Weise Kr-85 das Klima beeinflussen kaM, sind zwei unterschiedliche Wir-
kungsmechanismen zu untersuchen, nimlich luftelektrische Effekte und strablencbemiscbe Reaktio-
nen in der Atm05pbire. 
Ob und inwieweit KryplOn-SS über luftelektrische Effekte einen EinOuß auf das Klima nehmen 
kann, läßt sich aus der vorliegenden Uteratur nicht eindeutig beantworten. Physikalisch ruhrt 
eine Zunahme der Kr-SS-Konzentration zu einer Erhöhung der elektrischen LcitCihiglteit der At-
m05phire, wodurch sich eine niedrigere elektrische Feldstirke in der Atm05phire einstellen 
kÖMIC. Gesicherte Erkenntnisse, welche Kr-BS-Konzentrationen spürbare Effekte hervorrufen oder 
bis zu welchen Konzentrationen mit Sicherheit keine negativen Auswirkungen zu erwarten sind, 
gibt es nicht. Ei sind daher lediglich Abschltzungen möglich, die orientiert an der Variation und 
der GrOße der natürlichen Luftelektrizilit Aussagen treffen, bis zu welchen Kr-SS-Konzentrationen 
keine K1imacffekte erwartet werden. Diese Aussagen sind mit Unsicherheiten behaftet. Erschwe-
rend kommt hinzu, daß das Krypton-Problem nicht isoliert betrachtet werden darf. sondern 
vermutlich in Wechselwirkung mit anderen natürlichen oder vom Menschen verwsacbten lufte1ck-
triscben Effekten steht. Faude und König vertreten unter Hinweis auf elektrische Lcistunpbetrach-
tungen die Meinung. daß die luftelektrischen Effekte des Kr-85 mit großer Wahrscbeinlichltcit 
keinen Einfluß auf das Klima hahen. daß es aher - schon um andere: unerwünschte Nebenwir-
kungen zu vermeiden - geraten scheint, die Kr-85-Konzentration zu limitieren. Die Autoren geben 
daVOll aus, daß eine Konzentration von 100 Bq!m' tolcricrbar ist. Auf der anderen Seite schItzl:n 
Kollert und Bulzin ab, daß eine Kr-SS-Konzentration von 60 Bq!m' global zu einer Zunahme der 
natürlichen Luftionisation über der Meeres- und Polarrcgion um 50% sowie zu einer Annahme 
des globalen Luftwiderstandes und der globalen Feldstlrke der Atmospbirc um 10% führt. Die 
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Autoren schließen nicht aus, daß bereits bei einem Anstieg des Krypton-85-Pegel auf 10 Bq!m' 
das luftelektrische System merklich beeinflußt wird. 
Größer ist die Kontroverse zwischen den beiden Autorengruppen bezüglich der Aussagesicherheit 
über etwaige Auswirkungen luCtchemischer Errekte. Während Faude und König davon ausgehen 
- und von Crutzen unterstützt werden - daß Errekte dieser Art weder global noch lokal eine Rolle 
spielen, schließen Kollert und Butzin einen Einfluß strahlenchemischer Art nicht aus, insbesondere 
in Luftpaketen infolge der diskontinuierlichen Emissionen aus Wiederaufbereitungsanlagen. 
Eindeutig und zweifelsfrei belegbar und aureichend abgesichert ist weder die eine noch die andere 
Einschätzung. auch wenn die Modellrechenbeispiele durchaus plausibel sind. Angesichts der Kom-
plexität der Vorgänge ist die entscheidende Frage, ob mit den Modellrechnungen die Realität aus-
reichend genau wiedergegeben wird. Obwohl sich - von beiden Autorengruppen - für einzelne 
Aussagen durchaus unterstützende quantitative Argumente angeben lassen, so ist doch eine Ge-
samtbewertung der Krypton-Problematik beim heutigen Kenntnisstand nicht möglich. Auch wegen 
der über die möglichen Kr·SS-Problematik hinausgehenden Bedeutung der antropogen freig~tz­
ten Partikel auf die LuCtchemie und -physik wird hier ein wichtiger ForschungsbedarC gesehen. 
Als Richtwert für die von einigen Autoren als Grenzkonzentration für Krypton-SS von 100 Bq!m' 
in der Atmosphäre kann gelten, daß di~r Wert bei einer Verzehnfachung der derzeitigen Kern-
ltraCtwerksleistung erreicht wird, wenn das entstehende Krypton-85 vollständig aus den dann 
installierten Wiederaufbereitungsanlagen abgegeben wird. 
Übereinstimmend wird den luftelektrischen Effekten des Kr-85 das Potential klimarelevanter 
Effekte zugesprochen, wenn bestimmte Krypton-Konzentrationen in der Atmosphäre erreicht 
werden. Über die Frage, wieweit die derzeitigen und in absehbarer Zukunft zu erwartenden 
Konzentrationen von einer solchen Grenze entfernt sind, wird unterschiedlich beurteilt. Strahlen-
chemische Effekte von Bedeutung werden in der einen Studie gänzlich verneint. in der anderen 
unter Hinweis auf Smogkammerexperimente nicht ausgeschlossen. 
Angesichts der Komplexität der Vorgänge, möglicher lokaler Besonderheiten und möglicher syner-
gistischer Effekte können die Koordinatoren nur Plausibilitätskontrollen sowie eine Überprüfung 
von Rechenbeispielen, Annahmen und Uteraturstellen vornehmen. 
Eine vorsichtige Wertung des gegenwärtigen Kenntnistandes über die K1imarelevanz lißt - bei 
allen Unsicherheiten - folgende Feststellungen zu: 
Für einen Klimaeffekt der derzeitigen Kr-85-Konzentration 
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(ca. 1 Bq/m') liegen keine Hinweise vor. 
Bei einer weiteren Nutzung der Kernenergie im gegenwirtigen Umfang ist bei 
vollsllndiger Freisetzung die Kr-8S-Konzc:nlration unterhalb der Sdlwelle, die filr 
bedenklich gehalten wird. 
Bei einem weiteren Ausbau der Kernenergie ist zur Vermeidung von Klima-
effekten vorsorglich die Rüclthaltung von Kr-SS vorzusehen. 
Wegen der über die mögliche Kr-SS-Problematik hinausgebenden Bedeutung der anthropogen frei-
gesetzten Partikel auf die Luftehcmie und -physik wird bier ein wichtiger Forachungsbc:darf gese-
hen. 
4.7 Mögliche Auswirkungen nichtradiologischg An 
Von einer Vielzahl von Autoren - stellverlrc:tend seien die Namen von Weizslckcr. Maier-Abic:h, 
Sdlcfold. RoBnagcl genannt - werden mögliche Auswirkungen der Kemcnergienutzuug genannt. 
die nicht auf radioaktiver SIrahlenwirkung. sondern auf anderen. auch nichllcchnischcu Wirkungs-
zusammenhIngen bc:ruhcn. 
Bereits die Bundc:stags-Enquete-Kommiaion "Zukünftige Kemcnergiepolitik" hat in ihrem Ab-
schlu8bericht von 1980 nicht nur radiologische Risiken der Kernenergie betrachtet, solidem zur 
Bewerlung von EnergiCSyslemen die Kriterien Wirtschafllichlteit. internationale Vcrtrlglithkeit, 
Umwellvcruiglichkeit und Sozialverlriglicbkeit vorgeschlagen. 
Dementsprecbend sind zur Beurteilung der Risiken der Kernenergie auch die Risiken zu berik:k-
sichtigen, die nicht radiologischen Ursprungs sind, jedoch bezllglich anderer Sdladensartcn ein 
Sdladcnspotential besitzen. 
Auf &pekle der WirlSthaCllicbkeit wird an anderer Stelle eingegangen (in den Sdlwerpunltten 
A.4.1 und A.4.2). solange es nicht um die direklcn und iodireldcn ökonomischen Folgen von 
schweren Rcaktorunfillen gebl. Diese werden in AbschnlU 3 unter den externen Koslcn von Ener-
giesystemen angesprochen. 
Nationale und insbesolIdere internationale Belange (Stichworl: internationale Verlriglicbkeit) kön-
nen durch die Möglichkeiten des milillrlschen Millbraucbs waCCenfibigen Materials und bestimm-
ter Anlagen berührt werden. Ein weiterer &pekt ist die Verwundbarkeit kcmtecbniscber Anlagen 
gegenüber Krieg. Sabotage und terroristischen AktioDCn. Die internationale: Veruiglicbkeit hingt 
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rerner davon ab, inwieweit ein Energiesystem den internationalen Verteilungskampr beeinßußt und 
inwieweit unerwünschte Abhängigkeiten entstehen. Ein Beispiel für einen weiteren internationalen 
Aspekt hingt mit der Frage von Dislcriminierung zusammen. Sie steHt sich unter anderem in Zu-
sammenhang mit dem Atomwarrensperrvertrag einerseits und Exportbcschrinkungen andererseits 
bzw. mit der Frage, ob und inwieweit die in Industrielindern genutzte Kerntechnik modifiziert 
werden muß, um auch in EntwiclcJungsländern zur Anwendung kommen zu mnnen. 
Der Enquetekommission "Zukünrlige Kerncnergiepolitik" hat das Kriterium der internationalen 
Vertriglichlceit rolgendermaßen beschrieben: 
" EnergiesySlcme saHen bel ren, die internationalen Spannungen abzubauen und nicht zu erhö-
ben; insbesondere saHen sie 
keine Einschränkungen von Entscheidungsmöglic~eilen implizieren, welcbe eine 
Gerihrdung der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland bcwirlcen können. 
einen angemessen hohen inländiscben Anteil an der Versorgung mit energiebe-
zogenen Dienstleistungen sichersteHen, um unerwünschte Abhingigkeiten zu 
vermeiden, 
den internationalen Verteilungskampr nicht verschärren, sondern die Chancen der 
EntwiclcJungsländer durch eine gerechtere Verteilung der Ressourcen im Rahmen 
einer konstruktiven internationalen Arbeitsteilung erhöhen, insbesondere durcb die 
EntwiclcJung bcdarCsgerccbter Tecbnologien und die sparsame Verwendung von 
Ressourcen, 
keine waffentechniscbcn oder andere EotwiclcJungen unterstülzcn bzw. verbreiten, 
welcbe die Wahrscheinlichkeit des Austrags von Konflikten durcb Kriege 
erhöben könnte, 
die Sicberbeit der Bundesrepublik Deutschland nicbt durcb eine Erhöhung ihrer 
Verletzlichkeit gegenüber Kriegshandlungen gefährden". 
Die Sozialvertriglichlceit von Kernenergiesystemen kann durch eine Reibe ,von Faktoren beein-
trächtigt werden, die Folge von staatlichen und betrieblicben Sicherbeits- und Sicberungsbe-
dürfnissen sind. Beispielsweise können Vorsorgemaßnabmen gegenüber Spionage, Sabotage, 
Terrorismus, Instabilität usw. persönlicbe Freiheitsrechte und Arbeitnebmcrrecbte beeinträcbtigen. 
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Es gibt eine Fülle von Beispielen, in denen soziale Auswirkungen der Kemenergienutzung und 
der Kernenergiekontroversc wahrgenommen werden. Ebenfalls zahlreich sind die Bereiche, in 
denen soziale Auswirkungen untersucht oder bc:sc:hrieben worden sind sowie die diesbezüglichen 
Publibtionen. 
Zur sozialen Vertriglichkeit eines Energiesy5lerns gehört auch die Fnge, inwieweit wirtschaft-
liche und technische Strukturen soweit festgeschrieben sind, daß zukünrtige Entwicklungen und 
Entscheidungen determiniert sind und Entscheidungsoplionen zukiinCtiger GenentioDCn eingeengt 
sind. 
Das entsprechende Kriterium der Enquetekommission "Zukünftige Kemenergiepolitik" lautet: 
Energiesysteme sollen - für den einzelnen wie für die Gesellschaft - mit der sozialen 
Ordnung und Entwicklung vertriglich sein; insbesondere sollen sie 
die verfassungsrechtlich gewährleisteten Grundrechte und Prinzipien, insbesondere 
Rcchtsstutlichkeit, Gewaltenteilung. Venntworllichkeit der Regierung gegen-
über dem Partament, Gesetzmißigkeit der Verwaltung und Revidierbarlteit politi-
scher Entscheidungen im Mehrpaneiensy5lem, nicht einschrinken oder geCihr-
den, 
Freiriume für persönliche Entscheidungen in der Lebensführung ofCeohalten und 
auch für die Zukunft die wirtschaftlichen und teclmischcn Strukturen nicht so 
weit festschreiben, daß dadurch die Flexibilität künCliger Generationen hinsicht-
lich der Entwicklung von Wertvorstellungen und Lebensformen beeintrichtigt 
wird. Dazu gehört, die Verfügbarkeit von Ressourcen nicht so zu reduzieren, daß 
künftige Generationen schlechter gestellt sein werden als die heutige Mensch-
heit. Encrgicsysteme sollen dementsprechend 
möglichst weitgehend Gebrauch von regenerativen oder praktisch unerschöpfli-
chen Encrgicquellen machen, 
im Interesse der Stabilitit der Entwicklung jedoch möglichst reibungslose Über-
ginge auf zukünftige Energiesysteme ermöglichen und 
von einem breiteren politischen Konsens getragen werden können." 
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Der derzeitige Wisscosstand über die internationale Verträglichkeit und die Sozialverträglicbkeit 
wird in den Arbeiten im Studienkomplex A.4 nur gestreift und nicht in seiner repräsentativen 
Breite dargestellt. Dies hat vermutlich mebrere U~chen. Zum einen sind bei den beauCtragten 
Institutionen die entsprechenden Fachleute möglicherweise unterrepräsentiert. Zum anderen sind 
• insbesondere von Naturwissenschaftlern und Technikern· diese nicbttechniscben Kriterien bäufig 
schwerer definierbar und teilweise nicht quantitativ beschreibbar. Damit sind sie nicbt in gleicber 
Weise handhabbar wie z.B. rein tecbniscbe Sicherheits1uiterien oder strablenbedingte Ge-
sundheitsrisiken. 
Die Koordinatoren können diese Situation lediglich Ceststellen und beschreiben, nicht aber eine 
eigene Darstellung dieser Bereiche abgeben. Sie kÖMen Cerner darauC hinweisen, daß Cür eine 
vollständige Bewertung eines Energiesystems unter Berücksicbtigung aller, auch der nicbttecbni· 
sehen, Aspekte auch alle· positiven wie negativen. Effekte sozialer, gesellscbaftlicher und politi· 
scher Art einzubeziehen sind. 
Festzustellen ist, daß zur Bestimmung von Risiken hinsichtlich Sozialvenräglichkeit und interna· 
tionaler Verträglichkeit keine akzeptierten quantifizierenden Verfahren existieren, und daß eine Be· 
wertung solcher Risiken bislang nicht anhand anerkannter und eindeutiger Kriterien erColgt. Das 
bedeutet aber unter anderem auch, daß eine allgemeingültige Grundlage für einen vollständigen 
Vergleich von Risiken unter Einbeziehung aller zu betrachtenden Teilrisiken und Schadensarten 
nicht vorhanden ist. 
4.8 ProliCerationsapekte 
Unter ProliCeration ist die unerwünschte Weitergabe bzw. Verwendung von Material, Anlagen 
und Know How zu militärischen Zwecken zu verstehen. Die dazu verwendeten Materialien 
können entweder den militärischen oder dem zivilen Bereich der Kern energienutzung entstam· 
men. Die Verhinderung von ProliCeration ist sowohl eine internationale Aufgabe als auch AuC-
gabe aUer Staaten, die mit spaltbarem Material und mit sensitiven Anlagen umgeben. Zur Verhin-
derung eines Mißbrauchs zivilen Spaltmaterials zu militirisehen Zwecken existieren internationale 
Kontrollen. 
Es besteht Übereinstimmung, daß die Implementierung der Safeguard-Kontrollen der IAEA und 
der EURATOM ein politischer und diplomatischer Erfolg sind und daß die drohende Entdeckung 
von unerlaubten Abzweigungen der Verhinderung von Proliferation dient. AuC der anderen Seite 
können die internationalen Kontroll·Organisationen eine Abzweigung von spaltbarem Material 
nicht aktiv verhindern, sondern nur im Nachhinein mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit enldec-
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ken. Die Methoden, die den S.feguard-Kontrollbehörden zur Verfilgung stebea, lassen lich 
eintei len in 
-die Bilanzierung ('Accouatlq') des zu überwachenden Materials, 
-die Einschließung ('Coatabuunlt') von Material und ADlagen lOWie 
-die Beobachtung ('SurnlOaaec') sensitiver Bereiche und Vorginge. 
Die Wirksamkeit der Maßnahmen in ihrer Einzclwirkung und in ihrem Zusammenwirken ist sehr 
stark anlagenabhingig. 
Einfluß auf das Proliferalionsrisiko in bezug auf Art und HOhe haben nicht nur die Qualitll admi-
nistrativer KontrolImaBnahmen, sondern besonders auch das politische Klima und die technischen 
Merkmale der genutzten Kemenergiesystemc. Die Motive für Proliferation kOnnen sehr unter-
schiedlich sein. Ziele für die Weitergabe können sein: 
-Der mililirische Bereich des eigenen Landes (horizontale Proliferalion), 
- Der mililirische Bereich eines anderen Landes (vertikale Proliferation), 
-Subnationale Gruppen, 
- Der Schwarzmarkt 
Weitergegeben bzw.umgcwidmel werden kOnnen beispielsweise : 
-Spaltmlterialien wie Uran oder Plutonium, 
- Kernphysikalische Hilfsmaterialien wie Tritium, Schweres Wuscr oder Beryllium, 
- Maschinen oder Maschinenteilc, z.B. Anrcicherungszcntrifugen, TritiumabtrellDCinrichtungea, 
- ADligen, z.B. Anrcicherungsanlagen, 
- Know-How in Form von Ausbildung, Information oder Plinca, z.B. im Bereich der Kernphysilc, 
des Maschinen- und Anlagenbaucrs, der einschligigen Chemie. 
Den S.Ccguard-Kontrollen unterliegen allerdings nur Uran und Plutonium. Plutonium ist in aUen 
lsotopcnzusammensctzungen warrenfihig. HOhere Anteile an geradzahligen lsotopea, insbesondere 
In Plutonium-240, erfordern zwar technisch aufwendigere Warrenlconstrulttionen oder vermindern 
die Vorhersagbarkeit der Quantitlt der WafCenwirkung. Sie erschweren aber nicht die prinzipielle 
Konstruktion einer Warre mit diesem Mlterial. 
Die Kontrollen der IAEA geben grundsltzlich auf den AtomwaCCensperrvcrtrag vom 1. Juli 1968 
zurück. Die konkreteren Regelungen für die internationalen Kontrollen werden in einem sogenann-
ten Verifikatioosablcommen geregelt, das von der IAEA jeweils mit dem betrerrcoden Staat abge-
schlossen wird. Die Reichweite der internationalen KontrollaktivillteD ist jedoch begrenzt Den 
Erfolgen des Vertrages und der lAEA-Titigkeit bei der Verhinderung VOD ProIiCeration muß unter 
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anderem gegcnübergcslellt werden, daß neben den Großmächten und der VR Olina inzwischen 
mindestens auch Argentinien, Brasilien, Indien, Pakistan, Israel, SüdaCrika und Nordlrorea über 
Atomwaffen verrügen bzw. diese herstellen können. 
Unter Proliferationsgcsichtspunlttcn sind Brennstorrstrategien am sensibelsten, bei denen ein direk-
tcr Umgang mit Spaltmaterialien in unverdünnter Form stat~findeL Andererseits ist derzeit keine 
vollstindig proliferationsresistente Brennstorrstrategic existent oder in Entwicldung oder Planung. 
Insofern geht von der derzeitigen wie von für die Zukunft geplanter Kerntcchnik immer cin Proli-
ferationsrisiko aus. Der Aufbau eines umfangreichen zivilen Kcrnenergiesystems ist allerdings 
keine notwendige Voraussetzung für Herstellung oder Erwerb von Nuldearwafren. 
Welcher Stellenwert diesem Proliferationsrisiko im Vergleich mit anderen Risiken oder Nutzen 
zukommt, ist eine Bewertungsfrage und hängt darüberbinaus neben tcchnischen und administrati-
ven Gegebenheiten auch von der Entwicldung der nationalen und internationalen Situationen und 
BeZichungen ab. Neben allen technischen und administrativen Maßnahmen wlrc es politisch am 
wirkungsvollsten, den Anreiz für Proliferation zu climinieren. 
4.9 IntelZTale und vcnzlcichende Risikobetrachtungen 
Integrale Risiko- bzw. Sicherheitsbetrachtungen sind erforderlich, wenn nicht nur Einzelanlagen, 
sondern Kernenergie-Gesamtsysteme bewertet werden sollen. Eine Betrachtung des Gesamtsystems 
muB in zweierlei Hinsicht auf Volistindiglteit bedacht sein: Erstens müssen alle Prozesse und 
Anlagen des Gesamtsystems einschließlich der Versorgung mit Brennstoff, der Entsorgung der 
Abmle und der gesamten zugehörigen Infrastruktur einbezogen werden. Zum zweiten müssen alle 
tatsichliehen oder potentiellen nachteiligen Folgen der jeweiligen Bestandteile du Gesamtsystems 
erlaBt werden und nicht nur eine bestimmte Auswahl wie z.B. die hiufig anzutrerrende Begren-
zung auf die Gesundheitsrisiken durch radioaktive Strahlung. Die zu betrachtenden weiteren Risi-
ken wurden an anderer Stelle aufgezählt bzw. beschrieben. 
Bezüglich der bislang vorgelegten vergleichenden Risikobetrachtungen für verschiedene Gesamt-
systeme zur Stromerzeugung bestehen in der wissenschaftlichen Diskussion tiefgreifcnde Dissense, 
was die Methodik, die Annahmen und dic Daten angeht, die diesen Vergleichen zugrundeliegcn. 
Bisher durchgeführte Risikovergleiche kommen zu numerischen Ergcbnissen, die cine eindcutigc 
PriCerenz oder einen Ausschluß des eincn oder anderen Energieträgers nicht zur Schlußfolgerung 
haben. Gemeinsam ist einigen Studicn jedoch dic Aussage, daß Kohlc und Öl mit dcm höchsten, 
Gas mit dem geringstcn und dazwischen Kernenergie und regencrativc Encrgiequellcn mit ver-
gleichbaren numerischcn Risikcnzahlcn abschncidcn, wenn man Todesfällc, Erltranltungen odcr 
1716 
verlorene Arbeitstage bei Bcschiftigtcn und in der Bevölkerung als alleinige SchadcDSar1cn be-
lraclnel und das Produkt aus Eintrittshiufigkeit und SchadcnsausmaO als RisikomaO definiert. 
Beide Annahmen - die Schadensdefinition und die Produktformel - sind umstritten und machen 
derartige Risikovergleiche zu einem kontroversen Forschungsgegenstand. 
Die erste vergleichende Risikountersuchung für den Stromerzcugungsbcrcich stammt aus dem 
Jahre: 1974 (WASH-I224 in den USA). Die heCtigste wissenschaftliche Kritik l6ste eine Studie 
von Inhaber (1978) aus, die relativ hohe Risikowerte für regenerative Energicqucllen zum Ergeb-
nis halle. Sie gilt als überholt und wird heute weitgehend nicht mehr verwendet. Die Spannweite 
von Ergebnissc:n bisheriger Studien ist in Tabelle 4.11 enthalten. 
Von seiten der Kritiker bisheriger quantitativer Risikovergleiche wird gegen die vorgelegten Ana-
lysen eingcwandt, daß sie sich größtenteils auf den Vergleich ausgcwlhlter Gc:sundheitsrisikcn 
beschränken und weil sie nicht quantiftzicrbare Risiken außer acht lassen. Weiterer entscheidender 
Einwand ist die willkürliche Definition des Risikos als Produklaus Eintrittshlufigkeit und Ausmaß 
von Schiden und die rechnerische Reduzierung völlig unterschiedlicher Hiufigkciten und Schlden 
auf einige wenige, eindimensionale numerische GröBen. 
Neben den grundlegenden methodischen Einwinden bestehen bei der Durehführung von Risikover-
gleichen gravierende praktische Probleme, nlmlich das Fehlen von wichtigem Datenmaterial und 
die hohe Sensitivität der Ergebnisse gegenüber geindertcn Annahmen, Randbcdingungcn und Da-
ten. 
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euere Risikovergleiche zwischen verschlcclenen Stromeneugungssystemen kommen zwar zu kei-
nen eindeuligen Präferenzen für oder gegen ein bestimmles Gcsamtsystem, jedoch zu relativ gün-
stigen Ergebnissen für die Kemenergieoption. Typische Ergebnisse der im Rahmen von Studien-
schwerpunkt A 4.3.g durchgeführten Sludie sind in der Abbildung 4.2 und 4.3 dargestellt. 
Abb. 4.2: 
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Zuordenbare Risiken der Gcsamtsysteme. Todesfälle in der Öf-
fentlichkeit. 
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Abb. 4.3: ZUOldenbare Risiken der einzelnen Energieträger. Todesfälle in 
der Örrentlichkeit 
(QueUe : IKE) 
50 100 
IKE StuttgcYt 
Zu dicsc:n Ergebnissen ist zu bemerken, daß bereits die Verwendung und realistischen Interpreta-
tion der Ergebnisse der Deutschen Risikostudie Kernkraftwerke, Phase B, die dargesteUte Relation 
sich erheblich zu ungunsten der Kernenergie verschiebt. Ferner haben in Teilbereichen die An-
nahmen über die Back-up-Systeme einen erheblichen Einfluß auf die Ergebnisse. Desweiteren 
wird darauf hingewicsc:n, daß Teilrisiken aus den Stationen der Brennstofikette nicht angemessen 
berücksichtigt wurden. Ansonsten gelten auch bezüglich neuerer Studien wie der IKE-Unters-
uchung die bereits genannten Methoden- und Daten-Defizite. 
Die grundsätzlichen Probleme vergleichender Risikostudien lassen sich den drei Bereichen 
• ErmIUlUDg "00 mligllcheo Scbldeo, 
• VeraJelch UDtel"lCbledlkber Arteo "00 Scbldeo uod 
• Betracbtulll "00 SystemzusalJUJ1eoblJlle0 
zuordnen. 
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Weitgehend akzeptierte: Methoden zum Vergleicb von Risiken konkurric:rc:ndc:r Systeme slehen 
derzeit nicht zur Verfügung. Da solche Vergleiche aber Grundvoraussetzung für eine angcmcsacnc 
und nachvollziehbare EnlSchc:idungslindung sind, wird hier ein fundamentaler theoretischer und 
praktischer FOlSChungsbc:darf gesehen. Dies wird von den Autoren von Risikovergleichen meist 
auch eingestanden. Hiulig wird aucb davon abgeraten, beim derzeitigen Entwic:klung5Stand ver-
gleichende Risikostudien zur Grundlage politischer EnlScheidungen zu macben. Für klar definierte 
Teilbereiche können Risikovergleiche dagegen sinnvoll sein. 
4.10 Akzeptanzaspekte und weitere Hemmnisse 
Hemmnisse im weitesten Sinne können zur Folge haben, daß die ennittelten wirtschaftlichen Po-
tentiale nur zum Teil oder gar nicht ausgcsc:höpft werden. Der Teil des Potentials, dcsacn Reali-
sierung unter Berücksichtigung der Hemmnisse erwartet wird. ist das Erwartungspotential. 
Daneben ist es auch möglich, daß Hemmnisse nicht nur die Verwirklichung des wirtschaftlichen 
Potentials behindern, sondern auch einen Einfluß auf das techniscbc: Potential haben. Hemmnisse 
können die technischen Prämissen bei der Potentialabschltzung verindern und reduzierend auf 
deren Ergebnisse wirken. 
Gemeinhin wird mangelnde Akzeptanz als das zentrale Hemmnis rür eine weitere, vor allem für 
eine vc:rstirkte Kerncnergienutzung angesehen. Akzeptanz ist im klassischen natur- oder ingenieur-
wissenschaftlichen Sinne nur schwer zu beschreihen und zu quantifiziren. Gleichwohl ist die A1t-
zeptanzproblematilt seit CI. 15 Jahren Gegenstand sozialwissensc:baftlic:hcr Forschung. insbcsoadc:re 
auch an den groBen KernfolSChungsanstalten. Trotz vieler Ansitze liegt eine abgcsic:hcrte Metho-
dik zur "Messung" von Akzeptanz und weiterer Hemmnisse nicht vor. Dennoch ist du Phlnomen 
vorhanden; es kann daher weitgehend nur qualitativ beschrieben werden. 
In einigen Undern der Erde slÖ8I die Nutzung der Kernenergie seit lingerem auf erhebliche bis 
überwiegende Ablehnung durch die Bevölkerung. Seit kurzem nimmt diese ablehnende Haltung 
- von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen -auch wdtweit eher zu. Diese Beobachtung ist wie-
derum mit den derzeit verwendeten Methoden nicht quantitativ meßbar, sondern lediglich qualita-
tiv angebbar. Insbesondere spiegelt sich diese Tcodenz nicht in Wahlc:rgcbnissen wider. Auch mit 
demoskopischen Milleln kOMten keine belastbaren Aussagen gewonnen werden. 
Für die Bundcsrepublilt DeulSchland gibt es Anzeichen, daß die seit CI. 15 Jahren latent vorhan-
dene Akzcptanskrisc in den letzten Jahren verschirft wurde durch den Tschernobyl-Unfall und da-
nacb durch den Nultemlfaosnuldear-Sltandal und die Umstände des BeltaMtwerdens des StÖl'falJs 
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im Kernkraftwerk Biblis A vom 16JI7.12.87. Die beiden letztgenannten Ereignisse haben offen-
sichtlich gerade auf konservative und traditionell kernenergiefreundliche Kreise gewirkl 
Auch im Ausland haben Alczeptanzfragen in letzter Zeit eher zugenommen. Von wenigen Ausnah-
men abgesehcn (z.B. Frankreich), stehen inzwischen in fast allen Staaten der Welt, insbesondere 
in den USA, in der UdSSR und in Europa, Alczeptanzprobleme einer Ausweitung der Kcrnener-
gienutzung entgegen. Die Hintergründe für die jeweilige Alczeptanzproblematik sind in den 
einzelnen Undern unterschiedlich und in der Regel nicht übertragbar. Teilweise werden die 
Akzeptanzprobleme begleitet von anderen Hemmnissen. Beispielsweise spielen in den USA der 
Harrisburg-Unfall sowie ökonomische und gcnehmigungstechnische Gründe eine besondere Rolle. 
In der UdSSR hat die zunehmende Ablehnung der Bevölkerung und die Einstellung von Kern-
kraftwerksprojckten neben den Konsequenzen des Tschernobyl-Unfalls vermutlich mit der Politik 
der Perestroika und dem Nationalitäten-Konflikt zu tun. In den mcisten Entwicldungsländern ist 
das größte Hemmnis neben der Alczeptanzproblematik die mangelnde Finanzierbarkeit von groß-
technischen Projekten. In einigen Industriclindern existieren Beschlüsse, von vom herein auf 
Kernenergie zu vcrzichten (z.B. Dinemark, ÖSterreich) oder aus der Kernenergienutzung auszustei-
gen (z.B. Italien, Schweden). In zahlreichen anderen Undern besteht faktisch ein Moratorium. 
Neben der Alczeptanzproblematik sind eine Reihe weiterer Hemmnisse in Betracht zu ziehen, die 
Auswirkungen auf die in Kapitel 3 abgeschätzten COz-Minderungspotentiale haben. Solange die 
dort ermittelten Ergebnisse für die technischen Potentiale wesentlich durch die Zubaurate bestimmt 
sind, müssen die Hemmnisse untcrsucht werden, die zur Folge haben können, daß nicht ab 1997 
zwei große Leichtwasserreaktoren pro Jahr ans Netz gehen werden. Zu unterscheiden sind Hemm-
nisse, die lediglich eine Verzögerung des Zubaus bewirkcn und Hemmnisse, die den Zubau von 
Leichtwasserreaktoren gänzlich verhindern können. 
Unsicherheit besteht hinsichtlich der Entwicldungen in der Sicherheitsphilosophie, die zu geänder-
ten und gegebenenfalls strengeren, möglicherweise mit bestehenden LWR-Konzepten nicht mehr 
zu erfüllenden Sicherheitsanforderungen führen können. Ferner besteht Unldarheit, ob und in weI-
chem Umfang vom Gesetzgeber Änderungen des Atomgesetzes und Energiewirtschaftsgesetzes 
beschlossen werden und welchen Einfluß diese auf den Zubau von Leichtwasserrealttoren haben 
werden. Änderungen im Bereich der Regelungen für die Entsorgung von abgebrannten Brennele-
menten und von radioaktiven Abfällen sowie Verzögerungen und Engpässe bei Zwischen- und 
Endlagern müssen ebenfalls als mögliches Hemmnis in Betracht gezogen werden. Zu untersuchen 
wäre, ob genügend Standorte ausreichend schnell zur Verfügung stehen, die den - möglicherweise 
sich Indernden - Eignugskriterien genügen. 
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Schwer prognostizicrbar sind die Gestallung und Dauer zukllnftiger Gcnchmigungsvedabren und 
die daraus erwachsenden Konsequenzen Ciir den Zeitplao eines etwaigen Zubaucs. OCfcn sind 
femer, wie in Zukunft von Gcnehmigungsverfabren mit der Anordnung des Sofortvollzuges umge-
gangen wird und wie die zu erwarteten K1agevcrfahrcn entschieden werden. 
Voraussetzungen fllr einen Zubau wäre ferner, daß die politischen Verblltoissc in Bund und Un· 
dem fllr einen solchen energiepolitiscbcn Weg gegeben sind, zumal partcipolitiscbe Ausstiegsbe-
schi iissc bestehen. 
Einen Zubau hemmen oder verbindern können energicpolitiscbc Weichcnstellungcn, aufgrund derer 
kurz· bzw. mittelfristig Atomkraftwerke keinen Platz mehr baben. sei es aus Grllndcn der begrenz-
ten finanziellen Ressourcen oder alG Grllndcn des fehlenden Ersatz- oder Zubaubcdarfs. 
Ein Stör fall oder ein Unfall in einer in- oder ausländischen Anlage kann dazu Cilbrcn, daß ein 
Zubau, aber auch der Weiterbctrieb der derzeitigen Anlagen beendet wird. 
Schließlich ist zu berllcksicbtigen, daß die in Kapitel 3 - bei der Ermittlung der Potentiale - zu-
gruodcgelegtcD Zubaustrategien den raschen bis schnellstmöglicben Ausstieg aus Nutzung der 
Kohle zur Stromerzeugung darstellen. Es ist fraglich, ob die damit verbundenen strulttun:llen Än-
derungen und die rcsulliercndcn gesellschaftlichen Auswirkungen, insbesondere in den Kohlelin-
dem, in der unterstellten Zeit durchsetzbar sind. Insgesamt muß davon ausgegangen werden, daß 
der Potentialenniltlung zugundegelegte Zubau eine große Kraftanstrengung darstellt, der nur zu 
verwirklichen ist, wenn sie durch einen breiten gesellschaftlichen Konsens abgesichert ist, der 
nicbt nur den Weiterbetrieb der derzeitigen Lcichtwasscrrcaktorcn, sondern auch expilizit den weit-
gehenden Ausbau dieser Technologie mit allen (mplikationen und Auswirkungen einschließL Es 
ist fraglich, ob ein solcher Konsens in absehbarer Zeit erreicbbar isL Das Fehlen eines solcben 
Konsenses könnte ein unüberwindliches Hemmnis Ciir einen Zubau von Kernkraftwerken sein. 
Eine umfassende Hemmnisanalysc ist im Studienlromplex AA. - der kc:ine originären neuen Arbei-
ten, sondern nur eine Darstellung des derzeitigen Wisscnsstandcs enthalten könnte - nicbt erfolgt. 
Die bereits nacb der qualitativen und vennutlich unvollstlndigen Darstellung von Hemmnissen 
verbleibenden Unsicherheiten sind so groß, daß eine solide Angabe eines Erwartungspotentials fllr 
den zukünftigen Beitrag der Kernenergie zur Minderung der COz-Emissionen nicht möglich ist. 
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s. Stellungnahme von L Hahn zu den Kapiteln 2 und 3 
5.1 Stellungnahme von L Hahn zu den Kapiteln 2.1. - 2.4. 
Zum techniscben Entwicklungsstand verscbiedener Reaktortypen ist festzustellen, daß derzeit in 2S 
Ländern der Erde Kernkraftwerke betrieben werden. 81% dieser Anlagen steben in den westlieben 
Industrieländern, 15% in den östlicben Industrielindern und 4% in Scbwellenländern. In 
Dritte-Welt-Ländern gibt es keine Kernkraftwerke. Von wenigen Ausnahmen abgeseben (z.B. 
Scbwerwasserreaktoren in Kanada, gasgekühlte Reaktoren in Großbritannien) werden praktisch nur 
Leichtwasserreak\Oren zur Strom erzeugung betrieben. Der Anteil der Kernenergie an der 
Stromerzeugung beträgt weltweit 16% (davon 88% LWR), in der EG 35% (überwiegend LWR), 
in den USA 19% (praktisch nur LWR) und in der Bundesrepublik 37% (praktisch nur LWR). 
Zur Winneerzeugung tragen Kernkraftwerke nirgendwo in nennenswertem Ausmaß bei. Der 
Anteil der Kernenergie am Primärenergieeinsatz betrigt weltweit 5%. 
Die optimistische Darstellung der Entwicklungsmöglichkeiten kann nicbt darüber hinwegtäuschen, 
daß die meisten beschriebenen Konzepte lediglich auf dem Papier existieren und daß ihre 
großtechnische Einführung in absehbarer Zeit - zumindest bis zum Jahre 2005 - nicht erwartet 
werden kann. Für die gesamte Konstruktions-, Bau- und Erprobungsphase im Prototyp - und im 
Demonstrationsanlagenmaßstab sowie f~r die Phase der Entwicklung zur Serienreife müssen länge-
re Zeitriume veranscblagt werden, selbst wenn man keine Rückschlige in der Entwicklung unter-
stellt. Nach den bisherigen Erfahrungen mit der HrR-Entwicklung, der Brüter-Entwicklung. der 
Wiederaufarbeitung, der Endlagerung. der Nachrüstung von Leichtwasserreaktoren muß aber auch 
in Zukunft mit Rückschlägen gerechnet werden. Wenn überhaupt die Entwicklung neuer Realttor-
konzepte in Angriff genommen werden sollte, so ist zu erwarten, daß sich die Arbeiten in interna-
tionaler Kooperation auf sehr wenige Konzepte konzentrieren wird, die sich erst nach einem 110-
geren Wettstreit herauskristallisieren werden. 
Auf der anderen Seite bringt die Beschreibung des derzeitigen Entwicklungsstandes nicht zum 
Ausdruck, daß der größte Teil des derzeitigen Kemkraftwerksparks diesem Stand nicht entspricht. 
Altanlagen weisen teilweise erhebliche sicberheitstecbniscbe Unterschiede zu den Anlagen des 
Konvoi-Typs (DWR) oder zu den beiden Anlagen der Baulinie '72 (SWR) auf. Der bundesdeut-
sche Kernkraftwerkspark besteht, bzw. bestand, aus folgenden Leistungsrealttoren: 
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Anlage el.Leistung Typ komm.lnbetriebnahme Bemerkung 
(brutto) 
VAK 16 SWR 1961 stillgelegt 
MZFR 57 SDWR 1966 
KRB 2SO SWR 1967 stillgelegt 
KWL 252 SWR 1968 stillgelegt 
AVR 15 HTR 1968 nicht mehr in 
Betrieb 
KWO 357 DWR 1969 
KKN 107 SDWR 1973 stillgelegt 
KKS 672 DWR 1972 
KWW 670 SWR 1972 
KNK 11 21 SNR 1978 1973n4 m.thenn.Kem 
KWB-A 1204 DWR 1975 
GKN-l 8S5 DWR 1976 
KWB-B 1300 DWR 1977 
KKB 806 SWR 1976 
KKI-l 907 SWR 1979 
KKU 1300 DWR 1979 
KKP-l 900 SWR 1979 
KKG 1300 DUR 1982 
KKK 1316 SWR 1984 
KRB-B 1300 SWR 1984 Baulinie '72 
KRB-C 1308 SWR 1985 Baulinie '72 
KWG 1366 DWR 1985 
KKP-2 1281 DWR 1985 
KBR 1395 DWR 1986 
KMK 1316 DWR 1987 1 TG auf-
gehoben 
KKI-2 1370 DWR 1988 Konvoi-Typ 
KKE 1314 DWR 1988 Konvoi-Typ 
GKN-2 1300 DWR 1988 Konvoi-Typ 
Schließlich Cehlt bei der Beschreibung des technischen und des sicherhcitstcchniscben Standes 
bezüglich des Lcichtwasscrrcalttors, daß auch bei Anlagen des Konvoi-Typs und der Baulinie '72 
auCgrund ihrer Auslegungsmerltmale UnCallabliuCe mit massiven RadioaktivititsCreisetzungen (ca. 
die Hllfte der leichtflüchtigen Spaltprodukte nach wenigen Stunden) und dementsprechend mit 
schWeBten Schiden in der weiteren Umgebung möglich sind. Ungeklirt sind die Randbcdingun-
gen Cür viele der diskutierten "Accident-Management-Maßnabmen", ungelöst ist die Beherrschung 
des WasserstofCproblems bei Unfillen in DWR-Anlagen. 
Bezüglich der HTR-AnIlgen ist festzustellen, daß der TJrrR-300 auch aus (bctriebs-)tccbnischen 
Gründen stillgelegt wurde und daß weltweit derzeit kein kommerzieller HTR in Betrieb ist. In 
vielen Fällen ist der Nachweis bestimmter HTR-spcziflSCher SicherheitseigerJSCbaCten noch nicht 
erbrachL Der Hinweis, bei Brutreaktoren seien Schwierigkeiten fast nur im nicht-nuklearen 
Anlagenbereich aufgetreten, ist insofern irrcmbrcnd, als Störungen im nicht-nuklearen Bereich 
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durchaus sicherheitsrelevant sein können und zu Rückwirkungen aur den Kern führen können. 
Insgesamt ist die Darstellung des sicherheitstechnischen Standes einseitig und unausgewogen. 
5.2 Stellungnahme von L Hahn zum Kapitel 3.1 
(Kosten und Wirtschaftlichkeit der Kernenergie) 
Lcichtwasserreaktoren 
Die Schitzungen fiir die Stromerzeugungskosten bei Lcichtwasserreaktoren sind mit einer Reihe 
von Unsicherheiten behaftet, die sich erheblich auf die Abschätzung der wirtschaftlichen Poten-
tiale auswirken können. Die dort zugrundegelegten Kosten fiir die Stromerzeugung aus Kernener-
gie, Braunkohle und ImportkohJe liegen derart dicht beieinander, daß Änderungen in den Kosten-
schätzungen die Potentialabschätzungen und -relationen grundlegend ändern können. 
Des weiteren ist festzustellen, daß bestimmte Kosten nicht berücksichtigt worden sind. Zu nennen 
sind die energiewirtschaftlichen und energietechnischen Systemkosten, die mit dem Betrieb von 
AtomkraCtwerken mit Blockgrößen von bis zu 1300 MW .. verbunden sind und die u.a. durch die 
AnCorderungen an das Hochspannungsverbundnetz und die Sorortreserve entstehen. Ferner gibt es 
KostenCaktoren, die derzeit nicht bekannt sind, z.B. die Kosten für die Endlagerung und für den 
Abriß kern technischer Anlagen. 
Im Prinzip können die Unsicherheiten zu einer Erhöhung und zu einer Verringerung der Kosten 
führen. In Kapitel 3.1 sind jedoch eine Reihe von optimistischen Annahmen getroffen, die eher 
zu einer Unterschilzung der Stromerzeugungskosten aus Lcichtwasserreaktoren führen. Diese 
optimistischen Annahmen werden nachfolgend aufgelistet und kommentiert. 
- Lebensdauer der ADlage 
Bis heute hat kein ziviler Stromerzeugungsreaktor eine Betriebszeit von 35 Jahren erreicht 
Dagegen sind vor Ablauf dieser Betriebszeit bereits eine Reihe von Anlagen abgeschaltet worden. 
Trotz mehrerer tausend Jahre Betriebserfahrung ist die Betriebszeit von 35 Jahren nicht demon-
striert Die Annahme ist äußerst optimistisch. 1m einzelnen wurden weltweit folgende Betriebszei-
ten erreicht: 
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Laufende Anlagen (418 Anlagen, Stand 1989) 
30 - 35 Jahre 3 Anlagen 
2S - 29 Jahre ' 11 Anlagen 
20 - 24 Jahre 23 Anlagen 
15 - 19 Jahre 76 Anlagen 
10 - 14 Jahre 80 Anlagen 
0- 9 Jahre 22S Anlagen 
Stillgelegte Anlagen (24 Anlagen ausgewer1et) 
30 - 35 Jahre 0 Anlagen 
2S - 29 Jahre 3 Anlagen 
20 - 24 Jahre 4 Anlagen 
15 - 19 Jahre 6 Anlagen 
o - 14 Jahre 5 Anlagen 
0- 10 Jahre 6 Anlagen 
- An1agekostea 
Heule ist nicht absehbar, unler welchen Bedingungen und zusltzlichen Forderungen • wenn 
liberhaupt - Lcichtwasserrealctoren noch genehmigungsfihig sein werden. Damit sind heutige 
Schätzungen der zukünftigen AnIagekoslen - selbst wenn die Kosten für Konvoi-Anlagen relativ 
genau bekaMt sein solllen - unsicher und unterschltzcn die wirklichen Kosten eher. Die ange-
nommenen Reduzierungen der ,Baukosten beruhen auf Hers\ellerangaben und lind nicht nachge-
wiesen. Inwieweit ausreichend Standorte für Doppclblocbnlagen zur Verfügung liehen, ist 
unsicher. 
• Eodlaaerkostea 
Bei den BrennstofClaeislauf-Koslen sind insbesondere die Kosten filr die Endlagerung - die für 
extrem lange Zeitriume sicher gewlhrleislet sein muß - nicht bekannt. Dies gilt sowohl für die 
hochakliven ab auch für die mitlel- und sehwachaktiven Abfille. Völlig ungewiß sind die Ent-
IIOrgungskoslen in der fernen Zukunft. Es existiert kein realisiertes EntsorgungskonzepL Solange 
die Entsorgung ungelöst ist, können auch die Endlagerkosten nicht glaubwürdig angegeben 
werden. 
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- NacbriistmlBnahmrn 
Erfahrungen mit bestehenden Anlagen zeigen, daß bereits in der eISten Hälfte der angestrebten 
Lebensdauer mit erheblichen und kostenintensiven Nacbrüstmaßnahmen gerechnet werden muß. 
Beispiele sind die NachfÜStmaßnahmen für Würgassen, Brunsbültcl, Stade und Unterwcser in 
Höhe von 1,9 Milliarden DM (Fabian, Preussen Elektra), für die anderen Baulinie -'69 - Siede-
wasserreaktoren, für die geplanten Notstandssysteme in Biblis, für den Austausch von Dampfer-
zeugern im In- und Ausland (insbesondere Frankreich). Durch die Kostenansätzc für Wartung und 
Instandhaltung werden diese Anwendungen nicht gedeckt. 
Welche Maßnahmen im einzelnen notwendig werden, läßt sich naturgemäß nicht angeben. Es läßt 
sicb schlechterdings nicht im Voraus angeben, welche Nacbrüstkosten z.B. nach 20 Jahren 
anfallen werden. 
- WartuDg und Imtaodbahung 
Die Kosten für Wartung und Instandhaltung, insbesondere bei zunehmendem Anlagenalter, können 
höher liegen als derzeit mit 1,5% la veranschlagt, da wegen der A1tecsstruklur des derzeitigen 
Kraftwerksparks kaum Erfahrungen über die Entwicklung (und mögliche Steigerung) der War-
tungs- und Instandhaltungskosten bei Altanlagen vorliegen. 
- Aulagenverfiigbarkelt 
Es ist bereits technisch nicht gewährleistet, daß bei zunehmender Anlagenbetricbszeit die Verfüg-
barkeit so hoch wie derzeit angenommen bleibt Es gibt keine ausreichend belastbaren Erfahrun-
gen über die Auswirkungen von Alterungsprozessen und des Miuellastbetricbes auf die Anlagen-
verfügbarkeit. Bei einer Ausweitung der Kcrnkraftwcrkskapazität ist teilweise von unterschied-
lichen Einsatzbedingungen für die einzelnen Anlagen ausgegangen worden, die sich von den 
derzeitigen Bedingungen unterscheiden würden. 
- SdlAtzungen mr die Abriß-Kosten 
Die Kosten für den Abriß eines großen LeichtwasserreaktolS mit langer Betriebszeit sind heute 
nicht bekannt, da eine derartige Beseitigung noch nicht durchgeführt wurde. Unter Berücksichti-
gung der Kostenschitzungen für den Abriß von Niederaichbach, des TIITR-300 und von briti-
schen gasgekühlten Reaktoren können die tatsächlichen Kosten um ein Vielfaches höher liegen als 
derzeit geschitzt. 
- StilJegungspbase: 
Sowohl der angenommene Zeitraum zwischen Stillegung und Beseitigung (10 a) als auch die 
jlhrlichen Kosten wihrend der Stillegungsphase können erheblich höher als angenommen liegen. 
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- Anlageugr68e 
Es ist zweifelhaft, ob die Beibehaltung oder gar Erhöhung der Anlagengröße in Zultunft tolerier-
bar ist. Bei einer drastischen Verringerung der Anlagengröße (LB. auf 600 MWJ steigen nach 
Herstellerangaben (Siemens) die spezifischen Anlagenkosten. 
- KosteostelgeruDgeD 
Aus der bisherigen Erfahrung mit kemtechnischen Großprojekten ist bekannt, daß die meisten 
Anlagen wesentlich teurer waren als bei ihrer Planung zugrundegelegt (LB. SNR-300, THTR-300, 
WAW, KMK usw.) Die Kostensteigerungen waren höher als bei konventionellen Großprojekten 
(siehe Rittstieg). Danach erscheint es nicht gerechtfertfgt, für die Zultunft Kostensteigerungen 
außer acht zu lassen. 
- Staudardlsicruug 
Eine Standardisierung von Anlagen kann kostensc:nkend, aber auch kostensteigemd wirken. Treten 
systematische Fehler bei vielen Anlagen in gleicher Weise auf (LB. wie bei lranzösischen 
Anlagen). so können unvorhergesehene ZusalZltosten entstehen, die die Kosteneinsparungen durch 
Standardisierung kompensieren. 
Hochtemperaturreaktoren und Heizreakloren 
Die Kostenschätzungen beruhen nicht auf einer kalkulierten Referenzanlagc, sondern auch Vorpro-
jektuntersuchungen der Arbeitsgemeinschaft Hochtemperaturreaktor (AHR) aus dem Jahre 1984, 
die mittels Umrechnung gemiß den Annahmen des gemeinsamen Analyserasters ermillelt wurdeu. 
Die Schilzungen erscheinen unverbindlich, nicht auf dem heutigen Stand und daher unsicher. Die 
Schätzungen der Wirmcerzcugungskosten aus Heizreaktoren beruhen auf einer geringen Anzahl 
von Publikationen (meist von Anbietem) und sind mangels einer jemals puten vergleichbaren 
Anlage unsicher. Die Annahmen ilber Bauzeit und Lebensdauer erscheinen angesichts des ErCah· 
rungshorizontes optimistisch. 
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S.3 Stellungnahme von L Hahn zu Kapitel 3.2 
(Technische Reduktionspotentiale) 
Stromeneugung 
a) Sorortmaßnahmm 
Die Annahme, daß die Arbeitsausnutzung kurzfristig angehoben werden kann, beruht auf der 
Argumentation, die Nichtausnutzung der Arbeitsverffigbarkeit werde verursacht durch 
den Zwanpeinsatz deutscher Steinkohle, der bei Aufhebung des lahrhundertvertra-
ges soCort beendet werden könne, und auC dem 
Streck-Betrieb, auC den verzichtet werden könne. 
K. Traube widerspricht diesen Annahmen mit den Argumenten, daß 
die Betreiber jener Kernkraftwerke, deren Arbeitsverffigbarkeit nicht ausgenutzt 
wurde, gleichzeitig Braunkohle (RWE) oder Importkohle (preußen ElektralHEW) 
verstromten, wozu sie niemand verpflichtet, 
auf Strcckbetrieb nicht verzichtet werden kann, da dieser nicht ökonomische, 
sondern technische Gründe hat. 
Da Traubes Argumente nicht widerlegt worden sind, steht die Machbarkeit der Sofortmaßnahmen 
inCrage, zumal nicht erläutert wird, wie eine gemeinsame Einsatzplanung aller Kernkraftwerke die 
kurzfristigen Lastschwan1tungen ausgleichen soll. 
Ein weiterer Grund daffir, daß die gewünschte Arbeitsausnutzung nicht erreicht werden kann, liegt 
darin, daß die MittellastkraCtwerke netzbedingt in der Nacht und an den Wochenenden nicht auf 
Null.Leistung reduziert werden können, sondern mit einer gewissen Mindestlast gefahren werden 
müssen. 
b) Maßnahmen 10 naber ZukunR 
Die ermittelten technischen Potentiale dureh den Zubau von Leichtwasserreaktoren werden quanti-
tativ im wesentlichen durch die Festlegungen des Referenzszenarios und durch die angenommenen 
Zubauraten andererseits bestimmt bzw. begrenzt. 
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Im Rahmen der hier dargelegten Argumente ist das Rcferenuzenario solange von UDtergeordneter 
Bedeutung. wie die AKW-Zubaurate die limitierende EinfiußgrOBe ist, d.h. solange fossil befeuerte 
Kraftwerke ersetzt werden können. Die technischen Potentiale können sich rechnerisch jedoch dra-
stisch indem, wenn bestimmte Annahmen des Referenuzenari05 geändert werden, beispielsweise 
die Lebensdauer der zu ersetzenden fossilen Anlagen: 
Werden die fossil befeuerten Anlagen linger betrieben als Im ReCerenuzeDlrio ange-
nommen, entsteht ein geringerer Ersatzbedarf, 
die Lebensdauer der bestehenden AtomkraCtwerke: 
s.s GW nultJeare KraCtwerlcsleistung ging vor 1980 ans Netz. Nimmt man an, daß diese 
vor 2005 ersetzt werden müßten und der Ersatz durch Leichtwasserreaktoren erfolgen 
würde, so wire das nutzbare lecbniscbe Potential um 8,5 GW geringer. 
Weitere Faktoren. die das technische Potential mindern können, lind 
Energicversorgungsstrategien. die wesentlich von den AnDabmen des Referenzszcna-
rios abweichen. 
Beim Entwurf von Ausbauszenarien ist immer die Einbcziehung des energiewirt-
scbaCtlichen und -technischen Gesamtsystem notwendig. auch bei der Ermittlung des 
technischen Potentials. 
Tnube bat in seiner Stellungnahme im Rahmen des Studienltomplexcs der Kern-
encrgieambau-Slntegie eiocn Iquivalenten Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung 
gegenübergestellt, der zu wesentlich geringeren lecbniscbcn Potentialen für Leicht-
wasserreaktoren CÜhrt. 
TecImiscb bedingte Venögcrungen beim Zubau von Leichtwassem:alttoren 
Neue SicherbeilsaDCorderungen an neu zu erbauende Anlagen. die sich aus Erkennt-
niasen des Betriebs oder der RcalttoraicberheitsCorscbung ergeben können oder die 
aufgrund der gröBeren Zahl von Anlagen Cilr erforderlich gehalten werden 
ist völlig unrealistisch, davon auszugehen. daß ab 1997 ein bzw. zwei Leichtwas-
scrreaktoren in Betrieb gehen können. Aufgrund bisheriger Erfahrungen belligt die 
Gesamtzeit von AnuapICllung. Begutachtung. Oenehmigung. Bau bis Inbetriebnah-
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me auch bei zügigster Abwicldung mindestens 10 Jahre, auch bei den Konvoi-Anl-
agen. 
Ferner ist hinsichtlich des neuen Prognos-Szenarios "Die energiewirtschaflliche 
Entwicldung in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 2010" folgendes zu 
sagen: 
Prognos analysiert einen Zuwachs der Brutto-Stromerzeugung von 418 TWh (1987) 
auf 469 TWh (2010), also um 12%. Die Netzhöchsllast steigt im sei ben Zeitraum 
von 58.202 MW auf 68.902 MW, also um 10.700 MW oder 18%. Die Höchstlast 
der Erzeugung steigt von 60.254 MW auf 67.695 MW. Die geringe Steigerung in 
der Erzeugung ist durch höhere Importe zu erldären. 
Die installierte Bruuoengpaßleistung in der BRD sinkt von 101.024 MW (1987) auf 94.647 
MW (2010). 
Das Verhältnis EngpaßleistungIHöchsllast Erzeugung sinkt in diesem Zeitraum von 1,5 
auf 1,25. 
Das Verhältnis Engpal!lHöchsllast Netz sinkt von 1,55 auf 1,3. 
Wenn man unterstellt, daß ein Reservcfaktor von 25 bis 28% notwendig ist, dann ist also erst 
zum Ende des Betrachtungszeitraurns dieser Wert erreicht. Es bedarf also keines Zubaus an 
Kraftwerken, sondern nur ein Ersatz von alten Kraftwerken. Im Kraftwerksbereich wurde folgen-
de Entwicldung analysiert: 
Kraftwerke Leistung (MW) 
1987 2000 2010 
AKW 19.900 21.900 21.900 
Steinkohle 33.900 32.900 31.700 
Braunkohle 13.500 11.200 10.300 
Erdgas 15.700 17.800 17.800 
Erdöl 10.200 7.500 3.000 
Wasser 6.744 7.659 7.760 
davon LauCwasser 4.118 5.033 5.134 
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Es ist liso in keinem Bereich ein Zuwachs zu veruichncn, auller bei Erdgas. Im AKW-Bcreicb 
wird ein Ersatzbedarf von 7.000 MW im Zeitraum zwischen 2000 und 2010 CestgcstellL Über den 
ErsalzbcdarC in den anderen Bereicben wird nichl5 gesagt. 
Die Ausnulzungsdaucr der H6c:bstlast stagniert bei 6300 h/a. Es wird bemerkt, daß der Anteil der 
grundlastorientierten Grundstoff- und Produktionsgilterindustrie In der StomnacbCrage deutlich 
zuriick gebl, dafür aber die mittellaslOrienticrtc Investitions- und Vcrbrauchsgiitcrindustrie sowie 
der Kleinverbrauch stark steigt. Es kann Ilso dlvon lusgegangen werden, daß ein Anteil von SO 
bis 60% an der Höc:bstlast Grundlast ist. 
Dies bedeutet für den Zeitraum 2000 bis 2010 CI. 30.000 MW an GrundlastlaaCtwcrken mit einer 
AKW-Kapazilit von 21.900 MW Im Netz. Um luf eine AKW-Kapazillt von 45.000 MW zu 
kommen, müssten Ilso 31.100 MW an AKW zugebaut wetdcn, zuzüglicb des ErsalzbcdarCs für 
stillzulegende AKW. 
Dies bedeutet, daß dann 60.434 MW In GrundlasllcrlCtwerltcn installiert wlren. Dlmit könnte 
89% der Höc:hstlast mit Grundlast abgedeckt werden. Bei einer solchen Annabme, die tcrbniscb 
unsinnig isl, stimmen aber luch die WirtschaCtlichkeitsrechnungen nicht mehr. 
Anders Irgumentiert wllrde ein ZublU von 31.100 MW an AKW bedeuten, daß dann Cast alle 
heute vorhandenen Braunkohlekraftwcrke (13.500 MW) sowie noch 12.800 MW In Steinkohle-
luaCtwcrkcn stillgelegt werden müßten, also eine Vernichtung von gelltiglcn Investitionen erfolgen 
würde. Dies müsste der AKW-Stromcruugung zugerechnet werden. Zudem mlisstcn CI. 15.000 
MW In AKW im Mittellastbereich geflhren werden, mit einer AusnulzuDpdaucr von CI. 4600 
h/I. 
Die AKW-AusbaUSlrategie ist also auch bei einem Vergleich mit dem neuen PROGNOS-Szcn-
ario rellitltsfern und hat nichl5 mit einem tcrhnisch vemünftigerwcisc realisierbarem Potential zu 
tun. 
Eine AKW-Kapazillt von 45.000 MW stößt auch an andere tcrbniscbc Grenzen, 
z.B. wegen des Mangels geeigneter Standorte (Kühiwisscrangebol, Durchführbarkeit 
von KalaStropenschulzml8nahmen, usw.). 
Die Wahrscheinlichkeit für einen Kcmschmelzunfall steigt mit der Zabl der betrie-
benen Anlagen und ist bei einer Kapazilit von 45 GW an Leichtwasscrrcaktoren 
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nicht vemachlissigbar (siehe z.B. Tanguy). Zu den Folgen eines solchen Unfalls 
siehe Kapitel 4. 
Fernwlnneversorgung 
Die Annahme, daß die Femwänneeinspeisung aus AKW 60% der Höchsllast des 
entsprechenden Femwännenetzes beträgt, ist unrealistisch. In der Regel rechnet man 
mit einem Anteil von ca. 30%. Weiterhin ist die Annahme, daß die verbleibende 
Deckung der Spitzenlast durch fossile Heiz- bzw. Heizkraftwerke erfolgt, unsinnig 
bezüglich der Heizkraftwerke. Die Spitzenlast und Reserveleistung wird lusschiieß-
lieh in Heizwerken erbracht. 
Die Annahme der Auskoppelung von Fernwärme aus AKW zur Substitution von 
fossilen KWK-Anlagen ist besonders ineffizient, da gerade dort fossile Energieträ-
ger substituiert werden sollen, wo sie sehr effizient eingesetzt werden. 
Weiterhin ist die Einbindung von AKW in Femwännenetze mit dem Bau von groBen AntrlDSport-
leitungen verbunden, da die Kernkraftwerke weit von den Fernwärmenetzen stehen, was aus wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten sehr negativ zu beurteilen ist, und weshalb auch derzeit keine 
Fernwlnneumkoppelung ans AKW erfolgt Oftmals ist kein Kernkraftwerk in der Niche (bis 30 
km) von großen Fernwärmenetzen, weshalb das Potential sehr begrenzt ist. Die Femwirmeversor-
gung aus kleineren Heiueaktoren ist ebenfalls ineffizient, da ein Bau in Ballungszcntrcn bislang 
nicht möglich ist. Insgesamt existiert nach einer Untersuchung des Oko-Institutcs ein Einsatzbe-
reich von max. 4 lITR (200 MWth) in der BRD, wobei Sicherheitsfragen nicht berücksichtigt 
wurden. 
Der Einsatz von AKW zur Fernwirmeversorgung würde im Betrachtungszcitraum modeme Kohle-
technik mit entsprechenden Abgasrcinigungsanlagen verdringen, was unter EffizientsgesichtspuDIt-
ten Unsinn ist. Weiterhin ist gerade der KWK-Bercich dasjenige Einsatzgebiet für die Kohle, in 
dem sie am umweltvertriglichsten eingesetzt werden kann. 
Industrielle Prozeßdampf- und Prozeßwänneerzeugung einschließlich Kohlevercdelung 
Die Zubauralen für lITR-Modul-ReaklOrcn (ca. 10 Anlagen pro Jahr ab 1997) sind aus techni-
schen, organisatorischen, kapazilätsbedingten, industriepolitischen, genehmigungstcchnischen und 
ökonomischen Gründen aus utopisch anzusehen. 
Die ursJringliche Erwartung an die HTR-Entwicldung. ein hohes Temperaturniveau des Kühl-
gases zu erreichen (gröBer 950 Grad Celsius), ist bei den heiden Prototypen konzeptionell nicht 
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realisiert worden. Lediglich bei dem AVR-Versuchsreaktor sind derart hohe Temperaturen des 
Kühlgascs erreicht worden. Weiterhin ist die Erforschung von Werkstoffen und entsprechender 
Komponenten zur Übertragung der Prozcsswirme noch im Versuchsstadium. Vor der Jahrhun-
dertwcndc ist bei realistischer Bcuachtung der Situation nicht mit dem Bau eines Prototyps zur 
Realisierung "Nuklearer Prozcsswinneauskopplung" zu rechnen. 
Bcide bisherigen Prototypen waren reine Suomerzeugcr mit Anlagenwirtungsgradcn. die von 
modernen konventionellen Kraftwerken und auch neuen gasgcltllhlten Atomkraftwerken in Groß. 
britannien (AGR-Heysham 11) erreicht, zum Teil sogar übertroffen werden. Lediglich durch den 
hohen Entladcabbrand des Brennstoffes (hohe Ausnutzung des Brennstofm) ist ein "Vorteil" 
gegenüber fortgcachrittenen gasgekühlten AKW (AGR) auswcisbar. Die Weiterentwicklung zum 
AKW mit integrierter Hdiumturbine bei geschlossenem Gasltrcislauf (Einltrcisanlagc, HHT) ist 
bereits 1982 eingestellt worden. Damit ist eine andere wichtige Option der HTR-Entwicklung 
nicht mehr gegeben. 
Bisherige Analysen der potentiellen Einsatzchanccn des HTR als reinem Suomcrzcuger sowie Im 
Nic:dertcmperaturwirmcmarkt als Heizltraft- oder Heizwcrk haben ergeben, daß bis zum Jahr 2000 
kein Okooomisch begrilndbarcs Potential besteht, selbst wcnn optimistische Daten Ciir die wirt-
achaftlichen und technischen Merkmale des Systems angenommen werden. 
Der Einsatz von prozcBwirme und -dampf aus Hochtemperaturreaktoren zur HersteUung industri-
eller Produkte ist weder von den talsichlichen EinsatzmOglichkeiten noch von der Wirtachaftlich-
keit her vor dem nicbsten Jahrhundert realisierbar. Außerdem ist diese Technologie auch auf 
lingere Sicht wegen der groBen wirtachaftlichen Risiken und des hohen Subventionsbcdarfs für 
die BRD volkswirtschaftlich nicht sinnvoll. 
Die Kobleumwandlungsverfahrcn unter Einkoppelung des HTR lassen sich wegen technischer und 
wirtschaftlicher Probleme bestenfalls im nAchsten Jahrhundert verwirklichen. Selbst Großunterneh-
men mit einer positiven Einstellung zum HTR stellen heute fest, daß sie die Risiken einer groß. 
technischen Einführung von Kohleumwandlung mittels HTR-Wirme nicht tragen kOnnen und 
woUen. Die mit den KohleumwandiungsvcrCahren verbundenen UmwdtalL'lwirkungcn. Akzeptzanz-
probleme und Emissionsminderungskosten steigern das wirtschaftliche Risiko zusätzlich. Auch 
weiterhin sind alle Kohleumwandlungsverfahrcn im Vergleich zum "OlfaU" unwirtachaCtlicb, sodaß 
sie massive Subventionen erfordern, die den Staatshaushalt stark belasten würden. 
Schließlich sichert ein Kohleumwandlungsprogramm keineswcgs den Absatz der heimischen Stein-
kohle, da Optionen mit Braunkohle-Einsatz bzw. Koblefreisetzung durch den Einsatz von Atom-
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kraftwerken bei der Verstromung wirtschaftlicher als Optionen mit zusätzlicher Steinkohlefördc-
rung erscheinen. 
Außerdem ist der HTR auf lange Sicht als ProzeBdampf- bzw. Prozeßwärmccrzeuger für die In-
dustrie und das Gewerbe wenig attraktiv. Dies liegt an dem begrenzten Einsatzhereich für 
HTR-Prozeßdampf und-wärme, den hohen Kapi\alkosten der HfR-AnIagen sowie an den Auswir-
kungen der GFAVO. Die Verbindungen des HTR mit einem System zur Verteilung nuldearer 
Fernenergie (NFE) hat schließlich wegen des immeDSCn infrastrukturellen Zubauaufwandcs 
zusätzlich zu den schon erwähnten Problemen keine wirtschaftlichen Aussichten. 
5.4 Stellungnahme von 1.. Hahn zu Kapitel 3.3 
(Kosten und Aufwand der Spurengasreduktion durch Kernenergie) 
a) Geoerella 
Die wirtschaftlichen Potentiale ergeben sich aus den technischen Potentialen und aus Kosten-
rechnungen. Zu bei den Komplexen habe ich bereits an anderer Stelle Aussagen gemacht, die hier 
nicht wiederholt werden müssen. Bei sinngemäßer Anwendung ergibt sich. daß die wirtschaftli-
chen Potentiale teilweise erheblich geringer ausfallen oder ausfallen können als hier berechnet 
oder gar nicht vorhanden sind. 
Neben Dalcnproblemen bestehen auch eine Reihe von offenen Fragen und Problemen hinsicht-
lich Annahmen und Methoden. Analyseraster und Referenzszenarios a1\ein geben diesbezüglich 
nicht in allen Fällen ausreichende und sinnvolle Vorgaben. Ungeldärt ist beispielsweise noch die 
methodische Frage des Umgangs mit negativen Minderungskosten. 
b) SpureDgMCmkslooeD bebn Einsatz YOD KemeDergiesystemen 
Zunächst sind Kernenergiesysteme nicht frei von Emissionen an roz und anderen Spurengasen 
(LB. Krypton). Darüberhinaus konkurriert der Einsatz von Kernkraftwerken in den verschiedenen 
Anwendungsbereichen in allen FäUen mit emzien!en Nutzungstechnologien und mit regenerativen 
EnergiequeUen. Insbesondere muß beachtet werden. daß der Einsatz von großen LWR oder HTR 
zur Stromerzeugung strukturelle Effekte bedingt, die immer auch zu einem höheren Einsatz von 
fossilen Energieträgern tendieren, verglichen mit einer Emzienzslrategie, die mit dem Einsatz von 
de zentralen Umwandlungstcchnologien, besonders auf regenerativer Basis, verbunden isl 
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c) Exterue Kosten 
Zu externen Kosten gibt es neucre Untersuchungen aus dem In- und Ausland, die zu völlig 
anderen Ergebnissen kommen. nimlich daß die externen Kosten wesentlich zu den Stromcrzeu-
gungskoslen aus Lcichtwasscm:aktoren beitragen würden und daß die externen Kosten für 
Kernenergie relativ am höchsten liegen. Der größte Einzclbeitrag rilhrl dabei von den Kosten 
eines Unralles mit Kemschmelzc her. Ncucre Ergebnisse der Rcalttorsichcrheitsforscbung und 
ErkeMlnisse nach dem Tschernobyl-Unrall weisen in die gleiche Richtung. J!lngcrc sowjetiscbe 
Scbätzungen kommen aur Beträge von CI. 200 Milliarden Rubel allein durch Ausfille bei der 
Strom- und landwirtscbartlicben Produktion als Folge des Tscbernobyl-Unralls. Untersuchungen zu 
den externen Kosten wurden u.a. durchgefilhrl von Hobmeyer. Sbuman und Cavanagb, Ottingcr 
etai .. 
d) Schlußfolgerung 
Die Schlußrolgerung des vorletzten Absatzes von Abscbnitt 3.3 aur Seite 49: 
... "Die vorliegenden Ergebnisse weisen rar die verslirkte Nutzung der Kernenergie ein bclrichtli-
chcs tccbnischcs ~-Mindcrungspotential aus. Wenn man unterstellt, daß keine Hemmnisse den 
Zubau von Kernkraftwerken behindern oder verzögern, wirc aus technischer Sicht, im Rahmen 
einer forcierten CO,-Mindcrungspolitilt, eine Minderung encrgicbcdingter CO,-Emissionen durch 
eine Ausweitung der Kernenergienutzung von bis zu ISO Mio.t. COJa im Jahr 2005 erreicbbar, 
was etwa 20% der derzeitigen gesamten CO,-Emissionen der Bundcsrcpublik Deutschland ent-
spricht. Eine Ausnutzung eines groBen Teils dieses CO,-Mindcrungspolcntials durch eine Vermei-
dung fossiler Encrgiccrzeugung wäre dabei aus gegenwirligcr Sicht möglich, obne die Kosten der 
Energicbcreitstellung zu erhöhen.· ... 
kann icb nicbt mittragen, da sie auf einer Vielzabi von optimistischen und unsicheren Daten, 
Annahmen und Modellvorstellungcn beruht, die in ibrer Gesamtheit eine belastbare Aussage dieses 
Inhalts nicht möglich macht. 
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6. Stellungnabme von A. Voß zu den Kapiteln 4 und 5 
6.1 Stellungnahme von A. Voß zu Kapitel 4 
6.1.1 SteUungnahme zu Kap. 4.3.1 "Grundzüge des Sicherbeitskonzeptes bei Kern-
kraftwerken" 
Oberstes Ziel aller Sicherbeitsüberlegungen ist es, den Einscbluß der in einem Kernkraftwerk: 
vorhandenen radioaktiven Stoffe jederzeit und unter allen Umstinden sicherzusteUen. 
Im Zusammenhang mit der Behandlung sicherheitstechniscber Fragen werden verschieden AnIa-
geDZl'stlndc unterschiedene und zwar: 
bcstimmungsgemäßer Betrieb, 
St6rfalle: Ereignisabläufe für die die Anlage so ausgelegt ist, daß die Folgen für die 
Umgebung bestimmte Grenzen nicht überschritten. Sogenannte AuslegungslÖrfälle 
dienen dabei als Bemcssungsgrundlage für die sicherheitslechnische Auslegung des 
Kernk:raftwCl'kes. 
UniaUe: Jenseits der sicherheitstechnischen Auslegung verbleibt ein Bereich denkba-
rer Ereignisabläufc, die als Unlälle oder auslegungsübc:rsclueitende SlÖrfälle 
bezeichnet werden. Hierunter werden Ereignisabläufe verstanden, die nacb mensch-
lichem Ermessen so unwahrscheinlich sind, daß eine Auslegung der Anlage zu ihrer 
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Vermeidung nicht erfolgen muß. Kernkraftwerke bcsilZiCn auch dann noch Sicher-
heiweserven, wenn Auslegun~grenzcn überschritten werden. Diese werden bei 
auslegun~übcrschreitenden St6rßllen im Rahmen anlagenintemer NotfalimaBoah-
men genutzt um Kemschäden zu verhindern bzw. die Scbadensfolgen wirksam zu 
begreozcn 
Das Sicherheitsltonzept zur Gewihrleistung des sicheren Einschlusses der radioaktiven Stoffe 
beruht dabei auf sog. inhJrenten, also dem Reaktor innewohDenden physikalischen, naturge-
sctzlichen SicherheitscigenschaCten und ingenieurtechnischen SicherheitsmaBoahmen. Wesentlicbe 
Grundclemente der ingenieunechnischen SicherheitsmaBoahmen sind mehrfach gestaffelte Aktivi-
tltsbarrieren, mebrstufige Sicherheitscbenen und die Auslegun~grundsilZiC für Sicherheitscinricb-
tungen. 
Zu den in Kap. 4.3.1 im weiteren gemachten Ausffihrungen zum Sicherheitskonzept ist folgendes 
zu ergänzen bzw. richtigzustellen. 
Unfälle oder auslegungsüberschreitende Störfille führen in der Regel keineswegs zu 
einem praktisch vollständigen Versagen aller Aktivitltsbarrleren (siehe Three Mile 
lsland). 
Die Maßnahmen zur Qualitltsgewlhrleistung (erste Sicherbeitscbene) mit ihren 
mehrfachen und wiederkehrenden Prüfungen während der Fertigung, der Errichtung 
und des Betriebs der Anlagen dienen nicbt nur der Aufrecbterballung des Normal-
betriebes sondern der Einhallung hoher Qualillts- und Zuverllssigkeitsstandards der 
Sicberheitscinrichtungen und somit zur Prävention von Stör- und Unfillen. 
Untersucbungen zum anlagenintemen NotCallscbutz (Accident Management) wurden 
bereits lange vor dem Unfan in Tschernobyl begonnen. AnIageninteme NotCall-
schutzmaßnahmen dienen dazu, bei auslegungsQberschreitenden St6rßllen unter 
Ausnutzung der Auslegungsrescrven, durch ßexible Nutzung der Sicherheits- und 
Betriebssysteme sowie die Verwendung externer Systeme oder durch spezielle 
Vorkehrungen, wie z.B. HJ-Zünder zur Vermeidung von Wasscrstoffdetonation oder 
eine gefilterte DruckentlUlung des Containments, eine Kemscbmelzc zu vermeiden 
(präventiver NotCallschutz) bzw. die Integritlt des Realctordruckbebllters zu erhalten 
oder ihre Auswirkungen innerhalb und auBerhalb der Anlage zu begrenzen. 
1739 
Die Aussage, daß die Auslegungsprinzipien für Sicherbcitscinrichtungen wie 
Redundanz, DivCISität, sicherheitsgerichtetes Ausfallverhalten. Sclbstübcrwachung, 
Automatisierung. Entmaschung und räumliche Trennung in bestehenden Kertlkraft-
WClkcn teilweise nur unvollständig oder gar nicht realisiert sind. ist unkorrekt. 
Vielmehr müssen diese Prinzipien entsprechend dem Stand von WlSSCnschaft und 
Technik realisiert sein. 
6.1.2 Stellungnahme zu Kap. 4.3.2 "Unfallrisiken" 
Die in diesem Kapitel gegebene DlIStellung und Interpretation der Ergebnisse der -Deutschen 
Risikostudie Kernkraftwerke Phase B (DRS-B)" ist nicht korrekt und wissenschaftlich unscriös. 
Die Aussage, daß das Unfallrisiko erheblich höher ist als früher angenommen und daß für die 
Folgen eines Unfalls nach heutigem Kenntnisstand und unter Berücksichtigung hiesiger Standort-
verhiltnissc und der kurzen Vorwamzeiten mit noch höheren mittleren und maximalen Schäden 
in der Umgebung gerechnet werden muß, als in der Risikostudie Phase A abgcsc:hitzt, wird durch 
die Erge!missc der DRS-B nicht gedeckt. 
Nach der DRS-B bctrigt die Häufigkeit der durch die Sicherbeitssystcme nicht beherrschten 
Ereignisahliufe etwa 3x1<t'/L In Phase A wurde für die nicht bchcnscbten Ereignisahläufe 
insgesamt eine Häufigkeit von ca. 9xHt'/a ermittelt. Trotz des erweiterten Umfangs der Analysen 
- in Phase B sind mehr auslOsende Ereignisse untersucht worden als in Phase A - liegt der 
entsprechende Wert in Phase B also um etwa einen Faktor drei niedriger als in Phase A. Dieses 
günstigere Ergebnis ist wesentlich auf systemtcchnische Verbesserungen zurüc:kzuführcn, die nach 
Abschluß der Phase A in der Anlage (Biblis B) durchgeführt worden sind. 
'-
1- Hahn unterstellt nun, daß die durch die Sicherheitssystcme nicht beherrschten Ercignisahliufe 
(Häufigkeit 3x1<t'/a) praktisch immer zu einem Kernschmc1zunfall mit frühem Containmentversa-
gen und einer erheblichen Radioaktivilitsfrcisctzuilg führen. Dies ist eine wissenschaftlich nicht 
haltbare Interpretation eines Teilergebnisscs der DRS-B. 
In der DRS-B wird dargelegt. daß mit den unlCISuchten präventiven NotfaUschutzmaBn8 hmen zur 
Druckcntlastung und Wiederherstellung der Kcmkiihlung (BIccd and Fccd) bei 90 111 aller system-
technisch nicht beherrschten Ereignisabliufe Kernschmc1zcn vcthindcrt wird. Mit diesen Maßnah-
men wird die Häufigkeit nicht beherrschter Ereignisabliufe von ca. 3xt<t'/a um etwa eine 
GrilBcnordung herabgesetzt. So ergibt sich für Kernschme1zen unter niedrigem Druck eine 
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Hlufigkcil von CI. 4ltl()4/a UDd Iür Kemschmelzen unkr bobem Druc:It eine Hlufigkcil von ca. 
SxHt"a. 
Auch die UnlelSlellung von 1.. Hahn, daß es bei einem Kemzschmelzen unler hohem Druck sowie 
durch eine WasselSlO(fverbrennung im SicherbeilSbehiller (Conllinmenl) praktisch zwangsllufig 
zu einem Versagen des Conlainmenls mil hohen FreisclzuDplIlen Itomml, wird durch die Ergeb-
nisse der DRS-B nichl gedecltt. 
Hierzu heißI es in der zusammenfassenden Dal'SlCllung der DRS-B "Zu beiden Un(allsiluationcn 
siDd weilcre Unlenuc:hungen nolwendig. So isl Iür Un(allabllu(e mil einem Kemsc:lunelzen unler 
hohem Druck zu Itliren, ob es zu einem Ve/Slgen an loderer Slelle des Reaklorkühlltreislau(ea 
Itommen kann, bevor der Reaklordruc:lthehiller ve/Slgt." "Die Unlersuc:hungen zur Phase B zeigen 
lber, daß sich im Sicherheilsbehiller auch höhere Anreicherung von Wassersloff lusbilden 
können, die bei einer Zündung den Sicherheilsbehiller geflhrden. Tec:hnilChe Gegenmlßnahmen 
(Zündkerzen, kalalylische Folien), mil denen der Wassel'llO((gehall im SicherbeilSbehiller begrenzl 
und eine gefährliche Verbrennung verhindert wird, werden unlel'lUChL Doc:h sind zum lec:hniscben 
EinsalZ solcher Maßnahmen noch weilere Enlwicklungsarbeilen erforderlich. Kann eine Wasser-
slOffanreicherung. die bei einer Verbrennung den SicberheilSbehillCr gefährde!, ausgesc:hlossen 
werden, liegt in Phase B die Einlriltshlufigkcil rur ein Crühzeitiges und großOlchiges Versagen 
des Sic:herheilsbehillelS niedriger Ils in Phase A". Und weiler heiß! es "Die Anllyse der bei 
einem KemschmelzunCall luflrelenden Belaslungen isl deshalb DOCh mil erbeblic:ben Unsicherhei· 
len belasIeL Es isl daher zur Zeil nichl möglich, das mil BeIlSlungen IUS Kemsc:hmelzun[uien 
verbundene Risiko zu quantifizieren.". 
Ziel von Risiltoanllysen isl CI, die sicherheilslec:hnische Auslegung von Anllgen zu ilberprilCen 
und sicherheilSlec:hnische Verbesserungen zu identifizieren. InsoCern mlg die Fl'lge, ob von den 
in der DRS-B unlcl'luc:hlen anIageninlerncn Nolfallsc:huazmaßnahmen in der Risi1tosludie bereils 
Kredil genommen werden darC, umllrillen sein, sie wird aber gegenstandslos, wenn diese Maßnah· 
men realisiCr1siDd. Mil der Durc:hCilhrung von anllgeninlerncn NolClllac:hulzmaBnahmen haben die 
Betreiber der deutsc:hen Kem1trIClWerke begonnen. Sie wird in amehbarer Zeil lbgesch10ssen sein. 
AbschlieBeDd sei DOCb eine Feslslellung aus der DRS-B ziliert "AuCgrund der llelen Weiler· 
enlwic:kJung der Sic:herhcilllec:hnik ist zu erwarIen, daß Cilr neuere AnJlgen die Einlrillshiufig-
keil filr Kemsc:hmelzen niedriger liegt Ils in den Un!el'lUchungen der Phase B ermillelL" 
In 111 wird Cilr die Konvoi-Anlagen (Inbelriebnahme 1988 und 1989) die Hiufigkcil filr das 
Au(trelen eines durch die Sicherheiwyslem nichl beherrlChlen StörCllles mil CI. 1,4xt(}4/1 und filr 
1741 
einen KcmschmelzunCall mit 3,Sx1o-7'a angegeben. Die entsprechenden Hlufigkeiten filr die 
Rcfcrenzanlagen Biblis B (Inbetriebnahme 1976) der DAS-B lauten 3x1o-'/a bzw. 4,5x11r/a. 
/11 H. Mirld 
'Sic:hcrbcitslcchniscbc Ziele und Entwicldungstcndcnzen filr die Dichstc Generation 
von LWR-KerntraCtwcrken", VDI-Bericht 822, 1990. 
6.1.3 Stellungnahme zu Kap. 4.4.3 'Pcrspektiven neuer Rcaktorlinien und Kernenergie-
konzeptc aus sicbcrhcitslcchnischer Sicht" 
Die Ausführungen dieses Kapitels zu den Weiterentwicldungsmöglicbkeiten und Entwicldungstcn-
denzen der Reaktorsicherheit, bauen auf einer eigenwilligen und wenig zwcckmilligen Einteilung 
(Tendenz der Fortf"uhrung. Tendenz der Weiterentwieldung. Tendenz des Neuanfangs) auf und 
geben auf wesentliche sicherhcitstcchnische Weiterentwicldungen nicht ein. Aus diesem Grund 
wird im folgenden eine eigene, auf das wesentliche beschränkte. knappe Darstellung der Weiter-
entwicklung der Sicherhcitstcchnilt gegeben. 
Das Sicherhcitskoozcpt und die Sicherheitstcchnilt Itemtcchnischer Anlagen sind in der Vergangen-
heit stetig verbessert und weiterentwicltelt worden. Dies wird sich auch in der Zukunft fortsetzen. 
Heute bereits eingeleitete bzw. absehbare Weiterentwicldungen und Vcrbcsscrungen lassen sich 
den folgenden Bereichen zuordnen. 
1. Verstirltung der sicherheitstccbnischen Auslegung (Auslegungsebcnc) z.B. dadurch, 
daß Schadcnsmöglichlteiten verringert oder beseitigt, Sicherbcitssystcm vcrbcssc:rt 
oder zusitzlich installiert werden. Sicherheitsgcwinne werden erreicht durch die 
Verringerung der Wahrscheinlichlteit filr das Auftreten auslegungsiibclschretender, 
d.h. durch die Sicherhcitssystem nicht bebcrrschter St&fallcrcignissc. 
2. Weiterentwicklung UIId Vcrbc:sscrungen im Bereich des anlagcnintcmcn Notfall-
schutzes, um auslegungsfiberschrcitende Störfille frühzeitig und sicher zu erlten-
neo, zu Itontrolliercn oder mit möglichst geringen Schldcn zu bccndcn. Dies betriffi 
sowohl privcntivc anlagcnintcrnc NotCallschutzmaßnahmcn, die das Auftreten einer 
Kcmschmc\ze verhindern, als auch Vorltehrungen und mitigative Accidcnt-Manage-
ment MaBnahmen zur Erhaltung der Integritit des Sicherheitsbchiltcrs. 
3. Vcrstirltung und Ertüchtigung von A1ttivilätsbarriercn, um auch bei hypothetischen 
auslegungsübcrschreitendcn Unfillcn die Freisctzung von Alttivitit in die Umge-
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bung auszuschließen oder unter einer vorgegebenen Grenze zu halten. Dies lißt sich 
zum einen dadurch erreichen, daß das Containment so ausgelegt wird, daß seine 
Integritit nicht durch mechanische Einwirkungen als Folge einer Kemschme1ze 
(Versagen des Reaktordruckbehilters unter hohem Druck. Wsssemtoffdetonation, 
DampCexplosion, Schmelze-Beton·Wechselwirkung) gefährdet werden kann (kern-
schmelzfestes Containment). Ein anderer Weg besteht darin, Kemschmelzen oder 
hinsichtlich ihrer Folgen vergleichbare Zustinde auCgrund der physikalischen 
Auslegung des Reaktors, z.B. durch geringe Leistung und Leistungsdichte. und 
daraus resultierenden inhirenten SicherheitscigenschaClen unmöglich zu macben. Die 
radioaktiven Sub5tanzen bleiben dann immer innerhalb des Brennelements einge-
schlossen. 
Im Rahmen der internationalen Weiterentwicklung der Reaktoren werden Entwicklungen in allen 
drei genannten Bereichen verfolgt. In diesem Zusammenhang sind auch Koazcpte und Überlegun-
gen zu erwähnen. die die Sicherheitsziele durch eine weitergehende Anwendung inhirenter 
Sicherheitsfunktionen und passiver Sicherheitssystem, die ohne aktive Schallhandlungen und ohne 
FremdenergiezuCuhr im Falle einer Störung wirksam werden, zu verwirklichen. 
Es sei noch darauf hingewiesen. daß die Betriebserfahrungen der laufenden KraCtwerke eine 
wesentliche Grundlage für die Weiterentwicklung der Sieherheltstechnilt bilden. 
Aufbauend auC dem bereits erreichten hohen Sicherhcitsstandard der Konvoi-Anlagen, werden im 
Rahmen der sicherheitstechnischen Weiterentwicklung für die nichste Generation groBer Leicht-
wasscrrealttoren eine Reihe von Verbesserungen vorgesehen bzw. diskutiert. Ohne Anspruch auf 
Vollstindiglteit seien hier genaMI, 
die zusitzliehe Installation eines passiven scltundirseitigen Nachwirmeabfuhrsy-
stemes, 
die Einführung einer speicherprogrammierbsren digitalen Leit- bzw. Sicherheits-
leittechnilt, 
Auslegungsverinderungen um die Zeitspanne fiIr das Einleiten von anlageninter-
nen NotCallschutzmaBnahmen sowie ihre Wirksamkeit auch bei Ausfall der gesam-
ten Stromversorgung zu erhöhen, 
Auslegungsvorltebrungen, die die Kfihlbarkeit der Schmelze gewihrleisten und ein 
Durchdringen des Gebiudefundaments verhindern. 
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In /11 ist der Vorschlag für ein kemschmelzCestes Containment gemacht worden, daß den Bela-
t 
stungen bei Kemschmelzen unter vollem System druck, DampCexplosion, H.-Detonation und der 
Schmelze-Beton-Reaktion standhält und somit eine Freisetzung unzulässiger Mengen von Radioak-
tivität luch im Falle hypothetischer Unfälle verhindert. 
Entwicklungen von kleinen und mittelgroßen Leichtwasserreaktoren mit einer Leistung bis zu 
600 MW" sowie von kleinen Heizreaktoren verfolgen ein Sicherheilskonzepl, das auf der primären 
Nutzung "inhärenter" Sicherhei\seigenschaften und der Anwendung passiver anstelle aktiver 
Komponenten bcruht. Auch für schnelle natriumgekühlte Brutreaktoren werden derartige Konzepte 
verfolgt. 
Im Bereich der gasgekühlten Hochtemperaturreaktoren (HTR), nulzl der entwickelte IITR-Modul 
konsequent die inhärenten Sicherhei\seigenschaften des IITR zur Verwirklichung eines neuen Aus-
legungsziels, das darin besteht, die Strahlenexposition in der Umgebung auch bei hypothetischen 
(auslegungsübcrschreitenden) Ereigniskeuen im Bereich der durch die Slrahlenschutzverordnung 
gezogenen Grenzen für Auslegungsslörfälle zu halten, ohne Kredit von aktiven Systemen oder 
auswirkungsmildemden Maßnahmen zu nehmen. 
Hauplsicberheilsmerkmal des IITR-Modul ist die Begrenzung der maximalen Kerntemperatur auf 
CI. 1600 ·e unter allen Störfall- und hypothetischen Unfallbedingungen, so daß die Spaltprodukte 
praktisch vollständig im Brennelement eingeschlossen bleibcn. Erreicht wird diese Temperalurbc-
grenzung durch die Wahl einer schlanken Kerngeometrie und eine geringe Leislungsdichte. Bei 
Ausfall aller aktiven Kühlsysteme wird die Nachwärme passiv über die Oberfläche des Reaktor-
druckbehilters abgeführt. 
Die Korrosion der Graphitbrennelemente durch Luft- und bzw. Dampfzutritl, die zu einer Spalt-
produktCreiselzung führen konnte, wird durch basissichere Behälter mit dünnen Abschlußleitungen 
bzw. durch eine Begrenzung der Wasser- und Dampfzufubr bei Lecks im Dampferzeuger auf 
tolerierbare Werte begrenzt. Zur Zeit läuft die Entwicklung eines korrosionsresistenten Brennele-
mentes mit einem Überzug aus Siliziumkarbid, das eine einfache Beherrschung von Störfillen mit 
Eindringen von Luft und Dampf erlauben würde. Eine Gefährdung der Umgebung bei allen 
anlageninternen Störfällen wäre damit ausgeschlossen. 
Die sich abzeichnenden und erkennbaren Fortschritte in der Sicherheilstechnik und Sicherheits-
konzeption rechtfertigen nicht nur die Erwartung, daß die Eintrittswabrscheinlicbkeit eines ausle-
gungsilberschreitenden Ereignisses sowie eines Unfalls mit Kemschmelzen weiter reduziert wird, 
sondern auch daß - unabhängig von der Eintritlswahrscheinlicbkeii - unzulässige radiologische 
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Auswirltungen aur die Umgebung aus anlagenintcmcn SlörBIlen quasi deterministisch ausgeschlos-
sen werden kOuDcn. 
/11 H. H. Hcnnics, G. Kessler, J. Eibl 
Improvcd Containment Conccpt ror future Pressurizcd Water Reactors, KarIsrubc, 
1989. 
6.1.4 Stellungnahme zu Kap. 4.4 ·Umwelt·, Sicherheits- und Risikoaspck1e der Brenn-
stoCfvcr- und -entsorgung· 
Die Auslühnmgen in Kap. 4.4 lind eine einseitige, vornehmlich qualitative sowie subjektiv 
bcwertcndc Darstelhmg der Umwelt-, Sicherheits- und Risikoaspck1e der nuklearen Brennstoff-
ver- und -entsorgung. die den crubciteten Studicocrgebnisscn nicht gcm:ht wird. Aus diesem 
Grunde sei, bevor auf eiozeh1C Aussagen in Kap. 4.4 eingegangen wird, zuolcbst die Zusam-
menfassung des Studieobcrichtcs A.4.3.2 ·Umwelt-, Sicbcrbcits- und Risikoaspck1e von Ver- und 
Entsorgungscinrichtungen· vorangcstellL 
Elnldtuna 
Uran, der Ausgangsstoff fiir die Nutzung der Kcrocnergie durch Spaltunpprozr"iC., ist in seiner 
Dltl1rlicben Form nicht als BreDDStoff im Reaktor verwendbar, sondern muß durch mehrere 
Proze8schritte vcrcdclt werden. Es sind dies nach der Gewinnung des Uranem:s die Uran-Aufbe-
reitung. -Konversion,- Anreicherung und die Herstellung von Brennelementen. 
Far die Entsorgung der abgebrannten Brennelemente DIch dem Einsatz im Reaktor gibt es zwei 
grundsitzlich voneinander verschiedene Methoden: Die eine Methode hat zum Ziel, die in den 
abgebrannten Brennelementen noch enthaltenen Werkstoffe Uran und Plutonium wieder zu 
verwenden und lediglich die abgetrennten Abfallstoffe (im wesentlichen die Spaltproduk1e) von 
der Biospblre isoliert zu lagern (Endlagerung). Man spricht in dic:scm Fall von einem gcschIosse-
nen Brcnnstoffiaeislauf. Bei der anderen Methode werden die abgebrannten Brennelemente 
insgesamt als AbCalIprodukt behandelt und endgelagcrt. Analog zur ersten Methode wird dic:scr 
Weg als offener BrenostoffiaeislauC bczcichneL 
Insgesamt ergeben sich fiir die Entsorgung die folgenden Prozcßschritte: far bcide Methoden: 
Transport und Zwischenlagerung der abgebrannten Brennelemente; weiter fiir den gcschIossenen 
Kreislauf: Konditionierung und direk1e Endlagerung der abgebrannten Brennelemente. 
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Untersuchungen, die die Sicherheit und das radiologische Risiko des gesamten nuklearen Brean-
stoffkreislauCs im Normalbetrieb und bei SlÖrCillen behandeln, zeigen als Ergebnis, daß die 
einzelnen Stationen des Brennstofl'kreislauCs (lußerhalb des Kemlaaftwerb) nur zu einem sehr 
geringen Teil zum Risiko der nuklearen Stromerzeugung beitragen. Das Gcsamtrisiko der Kern-
energie wird demnach nahezu vollstindig durch den Betrieb der Kemlaaftwerke verursacht 
Der Teilbereich BreanstoCC- Versorgung ist - bezogen auf den gesamten BrennstoCfkreislauf -
relativ wenig sicberheitsrelevant Beim Abbau und der Aufbereitung wn Uran resultiert die 
hauptsichliehe radiologische Belastung fiir die Beschäftigten wie auch für die in der näheren 
Umgebung lebende Bevölkerung aus den Emissionen wn insbesondere Radon, aber auch von 
Staubteilehen, die Uran und seine Zerfallsprodukte enthalten. Radon, ein radioaktives Edelgas und 
Zerfallsprodukt des Urans, ist in der kristallinen Struktur des Gesteins eingeschlossen und wird 
beim Aufschließen des Gesteins in die Atmosphäre freigesetzt. Die LagerhaIden von Ursnkonzen-
trat, vor allem die Abfallhalden, stellen eine Langzeitexpositionsquelle fiir die Umgebung über die 
Betriebsphase hinaus dar. 
In den Bereichen Konversion, Anreicherung und Brennelementhers\ellung ist die radiologische 
Belastung sowohl für die Beschäftigten in der Anlagen wie auch für die Bevölkerung in der 
Umgebung vemachlissigbar gering. Die Gefihrdung durch eine Konversionsanlage ist eher 
chemotoxischer als radiologischer Natur. Das gleiche gilt für eine Anreicherungsanlagc. Die 
Herstellung von Uran-Brennelementen wird als eine der sichersten Stufen im BreanstoCCkreisiauf 
angesehen, da das zu verarbeitende Material chemisch stabil ist. 
PoUtilldle Rahmenbedlnguugen für die Entsorgung 
Von Beginn der friedlichen Nutzung der Kernenergie an war in der Bundestcpublik Deutschland 
vorgesehen, die abgebrannten Brennelemente aus Kernreaktoren wiederaufzuarbeiten. Seit 1976 ist 
dieser Entsorgungsweg verbindlich im Atomgesetz festgelegt Bis Anfang 1989 ging man davon 
aus, daa nach einer Übergangsphasc unter Nutzung ausländischer Wiederaufarbeitungsdienstleistun-
gen die WiederauCarbeitung der abgebrannten Brennelemente in einer deutschen Wiederaufarbei-
tungsanlage erfolgen wird. Zu diesem Zweck sollte eine Anlage mit einem Durchsatz von 
maximal 500 t Schwermetall pro Jahr in Wackcrsdorf/Bayern errichtet werden. Von dieser 
Position rückte jedoch die Bundesregierung Mille 1989 ab. Im Rahmen einer europäischen 
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KOlIZCption für eine arbeitsteilige Zusammenarbeit in der Kernenergie soll die Wiederaufarbeitung 
deul'lCher Brennelemente in Zukunft in Frankreich und Grollbritannien erfolgen. 
Seit 1979 werden in der Bundesrepublik Dcul'lChland auch Arbeiten zur direkten Endlagerung 
ohne Wiederaufarbeihmg durchgerührt. Das Bundeskabinett atcllte Anfang 1985 fese, daß dieser 
Entsorgungsweg zwar grundsitzlich technisch realisierbar sei, aber gegenOber der Entsorgung mit 
Wideraufarbeitung keinen enl'lCheidenden sicherheitsmäßigen Vorteile aufweise. Die Direkte 
Endlagerung solle jedoch in Erginzung zur Wiederaufarbeitung bis zur Anwendungsreife ent-
wickelt werden. 
Transport abaebraDDter BRDoclemente und radioaktiver AbIIIIe 
Für den Transport abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfille existieren nationale und 
internationale Richtlinien, deren Ziel es ist, derartige Transporte mit einem Maximum an Sicher-
beit für sowohl die Bevölkerung als auch das Transportpersonal sicberzustellen. Die wichtigste 
Aufgabe bei der Gewihrleistung der Sicherbeit flllt der VcrplCkung zu. Die Anforderungen an 
die Verpackung steigen mit der Aktivität und dem Gcfäbrungspotential des radioaktiven Inhalts. 
Selbst bei scbweren Unfällen darf es zu keiner unzulässigen Freisctzung radioalttiver Stoffe 
kommen. Die Behilter für den Transport von abgebrannten Brennelementen und bocbaktivea 
Abfällen erhalten nur dann ihre Zulassung. wenn in aufwendigen Tests, bei denen die bei Trans-
porIunfällen zu erwartenden Belastungen simuliert werden. ihre Funittionsßhiglteit nachgewiesen 
wird. 
In der Bundesrepublik Dcul'lChland wurden in den verpngen Jahren im Mittel 80 bis 100 
Transporte pro Jahr mit ausgcdienten Brennelementen durchgefOhrt. Daneben wurden' jährlich 
1.200 bis 1.300 Uranhexafluorid transportiert. Unfille. bei denen größere Mengen Radioaküvilit 
ausgetreten sind, hat es dabei nicht gegeben. 
ZwlscbeDlagerulll abaebraDDter BRDoclemente 
Nacb ibrem Einsatz im Reaktor werden die abgebrannten Brennelemente bis zu ihrer Weiter-
verarbeitung zwbchengelagert. Dies erfolgt zunichst in wassergekilhlten Abklingbecken, die 
unmittelbar in der Reakloranlage installiert sind. Bei Reaktoren neuerer Bauart bctrIgt die Lager-
kapazität 9 bis 12 Nachladungcn, d. h. die anfal1enden abgebrannten Brennelemente können im 
Kernkraftwerk zunächst gröBcnordnungsmißig etwa 10 Jahre zwischengclagcrt werden. Nach 
ausreichend langer Abklingzcit am Standort des Realttors können die Brennelemente entweder zu 
einer Wiederaufarbeitungsanlage oder in ein eigenstlndiges Zwischealagcr (Gerieben und Abaus) 
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gebraucht werden. Im Zwischenlager sollen sie in speziellen Transportbehältern aufbewahrt 
werden, die auch für eine längerfristige Zwischenlagerung geeignet sind. Das Zwischenlager 
Gorleben ist betriebsbereit, jedoch die Einlagerung von Brennelementen bis auf weiteres gericht-
lich untersagt. Das Zwischenlager Ahaus wird im Laufe 1989 fertiggestellt Eine Genehmigung 
zur Einlagerung von LWR-Brennelementen liegt vor. 
Wlederaufarbeltung von abgebraooten Brennelementen 
Nach dreijähriger Einsatzzcit der Brennelemente im Reaktor sind in dem bestrahlten Brennstoff 
noch CI. 96 % potentiell nutzbare Stoffe, Uran und erbrütetes Plutonium, vorhanden sowie CI. 
4 % Abfallstoffe. Dieses Nutzungspotential gilt für den Einsatz des Materials in Schnellen 
Brütcm. Bei einer Rezyltlierung in Lcichtwasscrreaktoren läßt sich das Uran nur zu CI. 20-30 % 
ausnutzen. 
Für den Wicderaufarbcitungsprozcß sind grundsätzliCh eine ganze Reihe chemisch-physikalischer 
Trcnnverfahren möglich und auch seit den vierziger Jahren näher untersucht worden. Weltweit bat 
sich hier der sogenannte PUREX·Prozeß ("l!lutonium -!!ranium recovery by ~xtraction") als das 
geigncute Verfahren durchgesetzt Bei diesem Prozeß werden Uran und Plutonium mittels Flüssig-
flüssig·Extraktion von den Spaltprodukten abgetrennt und gereinigt. Großtechnische Erfahrungen 
mit diesem Prozcß gibt es seit 3S Jahren, für die Bundesrepublik DeuL'lCbland seit 23 Jahren 
(EUROCHEMIC-Anlagen in Belgien, W AK-Anlage in Karlsnihe). Insgesamt wurden weltweit 
bisher mehrere hunderttausend Tonnen von bestrahltem Kernbrennstoff aufgearbeitet. In dieser 
Technik waren und sind insgesamt viele tausend Menschen beschäftigt. 
Der Betrieb von Wiederaufarbeitungsanlagen geschieht grundsätzlich nach der gleichen Sicher-
heiuphilosophie wie bei Kernkraftwerken und anderen kerntechnischen Anlagen, d.h. die Radioak-
tivität wird nach dem sogenannten "Mehrbarrierenprinzip' eingeschlossen. Die Schadstoffableitun-
gen und Vorkehrungen gegen Störfälle, sowie der ArbciL'ischutz, unterliegen gleich strengen 
Regelungen und Kontrollen. 
Die erwähnten langjährigen Erfahrungen mit der Wicderaufarbeitung schließen nicht aus, daß der 
PUREX-Prozcß weiterentwickelt und optimiert wird, wie dies auch in anderen Bereichen bereiU 
bewährter Technik der Fall ist In der Bundesrepublik DeuL'lchland gibt es hierzu Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten seit den 60er Jahren, die bis vor kurzem vor allem der deUL'lchen industriel-
len Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf dienen sollten und teilweise weltweit als Spitzen-
technologie eingeschätzt werden. Es wird angestrebt, diese erfolgreichen Forschungs- und Ent-
wicltlungsarbeiten im europäischen Rahmen weiterzuführen. 
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1m Hinblick auf die globale Energie- und K1imuitUition der kommenden Jahrzehnte sollte die 
Wicdcraufarbeitungstechnologie grundsitzlich verfügbar gehalten und weiterentwickelt werden. da 
nur mit der WicdcrauCirbcitung die Uranenergiercsourccn langfristig voll genutzt werden klinnen. 
Zudem stellt die Anwendung von modemen AbCallbehandJungs- und Endlagertcchniken nach 
erfolgter Wicderaufirbcitung einen besonders umweUfreundJitbcn Beitrag bei der Energieversor-
gung dar. 
Für den BrennstoCCkreislauC von Hochtemperaturreaktoren dürfte eine Wicdcraufarbcituog für viele 
Jahre nicht lohnend sein, sondern hier ist bis auf weiteres die direkte Endlagerung des bestrahlten 
Brennstoffs vorgcschen. 
HenteUuna yoa p1utoalumhaltJaea Breaaelemeatea 
Die Verarbeitung von plutoniumhaItigen Brennstoffen erfolgt in abgeschlossenen Systemen, überli-
chcrwcisc in abgeschirmten Handscbuhkisten, mit denen das Bcdienungspcrsooal vor der a-Strab-
luog des Plutoniums sowie vor der y-Strahlung eventuell vorhandener höherer Aktiniden gcscha~t 
wird. Darüber hinaus wird in Pu-Verarbcitungsanlagen zum Schu~ der Umgcbungihnlich wie bei 
Kernkraftwerken - das Prinzip der mehrfach binlcreioandcrgcscbalteten Barrieren mit Unterdruck 
eines Systems gegenüber dem jeweils nichsten verwirklicht. Neben dicscn reinen Strahlenschutz-
maßnahmen sind Pu-Vcrirbcitungsanlagen so ausgelegt, daß keine Kritikalitlten entstehen kannen, 
auBcrdem sind sie durch dicke Betonwinde gegen Einwirkuogen von auBcn gcscha~L 
Koadltioaierua, abgebraaoter BRDDelemeote zur Dln:ktea Eodlagcruna 
Von den Ländern, die heute Kernenergie kommerziell nutzen. haben sich bislang fünf für die 
direkte Endlagerung als RcferenzkoDZCpt entschieden: USA, Kanada. Schweden, Finnland und 
Spanien. Diese Länder repriscntieren etwa 40 % der heute in Betrieb befindlichen Kernkraft-
wcrbleistuog. 
Für die Direkte Endlagerung muß das ausgcdiente Brennelement so behandelt und verpackt 
(konditioniert) werden, daB es anschlicBcnd sicher in einer geologischen Formation eingelagert 
werden kann. Die Haup\aufgabe besteht dabei in der Entwicklung eines geeigneten Eodlager-
bebilters. 10 der Bundesrepublik Deutschland wurde das Bebiltcrsystem POlLUX als Rcfc-
renzsystem für die Direkte Endlagerung entwickeIL Der POlLUX-Bchllter kann mit bis zu acht 
zerlegten Drucltwasscrreaktor-Brennelementen beladen werden. Es ist auf eine effektive Gebirgs-
last von CI. 3S MPa ausgelegt und übernimmt e:ine: langfristige Barricrc:oCUDktion. Er hat einen 
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mehrschaligen Aufbau und wiegt bei einer Gcsamtlänge von 5,4 m und einem Durchmesser von 
1,5 m ca. 6S t. Da die Handhabung derartiger Lasten in einem Bergwerk noch nicht demonstriert 
ist. wird auch eine back-up Konditionierungsvariante verfolgt, bei der die Brennstäbe geschnitten 
und in Behilter mit den äußeren Abmessungen der HA W-Kokillen aus der Wiederaufarbeitung 
verpackt werden. 
Die DWK hat im Mai 1986 den atomrechtlichen Antrag zum Bau einer PiJot-Konditionierungsan-
lage (pKA) am Standort Gorleben gestellt, in der beide Konditionierungsvarianten demonstriert 
werden sollen. Außerdem können dort auch HTR-Brennelementkugeln verpackt werden. Die 
Anlage wird einen jährlichen Durchsatz von maximal 35 t Schwermetall haben. Die 1. Teilgeneh-
migung wird im Herbst 1989 erwartet, die Inbetriebnahme ist für 1994 vorgesehen. Die für die 
PKA vorgesehenen Komponenten wurden in den letzten Jahren entwickelt und inaktiv erprobt. 
Behandlung und Konditionierung radioaktiver Abflllle aus der Wiederaurarbeitung 
Art und Menge der radioaktiven Abfille, die einer Behandlung und Endlagerung zugeführt werden 
müssen, sind abhängig vom Standort der Wiederaufarbeitungsanlage (Binnenland oder küstennah) 
und damit von den zulässigen Emissionen im Abwasser und in der Fortluft. Eine Gegenüberstel-
lung der Wacltersdorfplanung und der Wiederaufarbeitungsanlage La Hague zeigen die zum Teil 
großen Unterschiede auf. 
Es werden die verschiedenen Abfallkategorien, die bei der Wiederaufarbeitung anfallen, charakteri-
siert und insbesondere die VergIasungstechnik für hochaktive Abfallösungen beschrieben. 
Abschließend werden die radioaktiven Abfälle, für die eine RücltnahmeverpOichtung bei der Wie-
deraufarbeitung im Ausland besteht, mengenmäßig erfaßt. 
StIIIqung von Kernkraftwerken 
Die Stillcgung von Nuklearanlagen erfolgt grundsätzlich in drei Stufen: 
Stufe 1 - Außerbetriebnahme der Anlage, 
Stufe 2 - Sicherer Einschluß 
Stufe 3 - Endgültige Beseitigung. 
Die Stufen 1 bzw. 2 sind Zwischenstufen zur Stufe 3, wobei in Europa bei Stillegungsprojekten 
bisher nur die Stufe 1 bzw. 2 ausgeführt wurde. In USA sind bereits kleinere Reaktoren total 
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beseitigt worden. In der Dundcsrepublik Deutschland ist bisher der NS "0U0 Habn" vollstlndig 
entsorgt worden. Die derzeit durehgeführte Beseitigung der Kernltraftwerltsanlage Nicdcraichbach 
ist die erste in dieser Lcistungsklasse. mit der dic Studie 3 - Endgllitige Beseitigung - realisiert 
wird. 
Die Erfahrungen mit der Beseitigung des KKW Nicdcraichbach - unter Einbezichung der Erfah-
rungen aus nationalen (9 laufenden bzw. abgcachlCl5SCDCn) und intcnationalen (derzeit 14 bedeut-
samen laufenden) Stillegunpvorhabcn - lassen dic Aussage zu. daß kcrntcchniscbc Anlagcn unter 
Ausschluß eines realen Risikos beseitigt werden ItöOOCD. Bei abgcachaltelCD Anlagen fchlen 
Antriebsmcchanismen. die zu einer unkontrollicrten Freisclzuog VOll Aktivitit innerhalb von 
Schulzbarricrcn oder in die Umgebung führen könnten. Der heutige KeMtnisstand bedeutet jedoch 
nicht, daß nicht durch weitere Fonchuop- und Entwicldungsarbcitcn die Sicherheit, Technik und 
Ökonomie von Stillegungcn verbessert werden kann. 
EadJaacf'WII radloakdnr AbrAlle 
Ziel der Endlagerung ist der langfristige und sichere Aussc:bluß der radioaktivCD AbCillc aus dem 
Diozyldus. GcmiB den vom DMI festgelegten "Sichcrhcitsltritcricn für die Endlagerung radioakti-
ver Ablllle in einem Bergwerk" dürfen die Belastungen, die von einem Endlagcr hcrrllhrcn, nicht 
zu lodividualdoscn führen, die die Werte des § 45 der Strahlenschutzvcrordouog Oherschreiten 
("30 mrem-Konzcpt"). 
In der Duodcsrepublik Deutschland soll die Endlagerung der Itonditiooicrtco radioaktiven AbCille 
in tiefen geologischen Formationen durchgeführt werden. Du ErMIlager wird dabei ihnlich einem 
Bergwerk angelegt, d.h. die in einer nefe von einigen 100 m liegende für die Endlagerung vorge-
sehene Formation wir durch Schichte und ein Syst.em von Strecken erschlossen, durch die die 
radioaktiven Abflllc bis zu den vOfgtaChcnen Einlagcrungsortcn traosportiert werden. Die Einlage-
rung der wlrmecntwickelnden Abfllle erfolgt in Bohrlöchern, die von den Strecken in du 
darunter liegende Gestein gebohrt werden, oder. wenn die wlrmccntwickelndcn AbllJle in schwe-
ren Behlltern verpackt sind, in Strecken. Nicht wlrmccotwicltclndc AbCille werden in Strecken 
bzw. größeren Kammern gelagert. Nach der Befülluog der Lagerbohrlöcbcr und Lagerstrecken 
werden sie versiegelt. Anschließend werden auch dic Zufahrtsstrccken mit Versatzmatcrial und 
AbschluBbauwerltcn verfüllt und verschlossen, so daß der ursprOnglichc Zustand der geologischen 
Formation wieder hergestellt wird. Abschlicßend werclcn die SchIchte verfüllt und mit Schacht-
stopfen vcrsehcn. 
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Nach dem Verschließen dc$ Endlagers ist der Transport mit dem Grundwasser der einzig mög-
liche Freiselzungspfad von Radinukliden aus dem Endlager in die Biosphäre. Die Verhinderung 
bzw. Verzögerung eines solchen Radionuklid-Transports wird durch eine Kombination von 
mehreren technischen und natürlichen Barrieren erreicht. Diese sind das Abfallprodukt und seine 
Verpackung, die Versatzstoffe und Puffermaterialien in den Strecken und Schächten, die Ver-
schlüsse der Bohrlöcher, Strecken und Schächte, die geologische Endlagerformation und das 
darüber liegende Deckgebirge. 
Der Nachweis, daß die festgelegten Schutzziele eingehalten werden. erfolgt durch Sicherheits-
analysen. in denen die Funktion und die Wirksamkeit der unterschiedlichen Barrieren untersucht 
werden. Diese Sicherheitsanalysen sind eine wesentliche Grundlage für das vor dem Bau des 
Endlager durchzuführende Genehmigungsverfahren. Zur Genehmigung ist nach § 9b des Atomge-
setzes ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen, in dem neben den Sicherheitsanalysen die 
sllndortspezifischen Gegebenheiten. der Bau und der Betrieb des Endlagers und die zu lagernden 
Abfälle exakt dargestellt werden. 
In der Bundcsrepublik Deutschland ist die Endlagerung radioaktiver Abfälle in zwei Anlagen 
geplant, in GerIeben und in der Schachtanlage Konrad. 1m Endlager Gerieben sollen radioaktive 
Abfille aller Kategorien in einem Endlagerbergwerk in einem Salzstock gelagert werden. Salz-
stöcke werden wegen einer Reihe von charakteristischen Eigenschaften des Steinsalzes schon seit 
den sechziger Jahren als grundsätzlich geeignet für die Einrichtung von Endlagern angesehen. 
Nach der eingehenden übertigigen Erkundung des Standorts Gerieben wurde 1986 mit dem 
Abteufen der zwei Schichte begonnen. Zur Erkundung der Endlagerformation sollen von diesen 
Schichten aus in einer Tiefe von ungefihr 840 m horizontale Strecken aufgefahren werden. von 
denen aus vertikale und horizontale Bohrungen in das umliegende Gestein vorgetrieben werden. 
die der geologischen und geophysikalischen Untersuchung der für die Einlagerung vorgesehenen 
Formation dienen. 
Die Erkundung des Salzstockes wird bis in die Mitte der neunziger Jahre dauern. Wenn durch die 
Erkundung die Eignung des Salzstocks festgestellt wird, kann mit der Beendigung des Geneh-
migungsverfahrens und dem Beginn des Einlagerungsbetriebs nicht vor Mitte des 1. Jahrzehnts 
des kommenden Jahrhunderts gerechnet werden. 
In der Schachtanlage Konrad bei Salzgitter ist im Gegensatz zum geplanten Endlager Gerieben 
nur die Endlagerung von Abfillen mit vemachlässigbarer thermischer Beeinflussung der Endlager-
formation vorgesehen. Durch das von 1965 bis 1976 betriebene Eisenerzbergwerk ist der geologi-
sche Aufbau des Untergrunds weitgehend bekannL Die vorgesehenen Endlagerfelder grenzen an 
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die von der Erzgcwinnung Slammenden Grubenfelder an. Die Endlagerung soll in Strcclten mit 
einem Querschnitt von 40 ml und einer Linge von bis zu 1.000 m erfolgen. 
Das PlanfcsutellungsverCahn:n wurde im August 1982 eingeleitet. Die AntragsunlCrlagcn liegen in 
ausiegungsrciCer Form vor und werden von der Gcnchmigungsbchörden und ihren Gu\acblcrn 
geprüft. Bei positivem Ausgang des Planfcsutellungsvcrfahrcns kann mit einem Belricbsbcginn in 
der Mille der ncunziger Jahn: gcm:hnet werden. 
Forschungs- und EntwicklungsarbcilcD für die Endlagerung von radioaktiven Abfllien werden in 
der Bundcsrepublik seit dem Anfang der scchziger Jahn: betrieben. Seit 1965 werden im Salz-
bergwerk Assc im Landkreis Wolfenbüllel Untersuchungen zur Endlagerung im Steinsalz durchge-
führt. Von 1967 bis 1978 wurden hier schwachaktive Abfille und von 1972 bis 1977 auch 
mittelaktivc Abfille eingelagert. Seit 1979 wird das Salzbcrgwerk für Untersuchungen zum 
Verbalten des Salzgesteins unter den in einem Endlagcr zu erwartenden Bedingungen genutzt. 
Neben den in situ Untersuchungen in der Assc werden FuE-Arbeiten auch in ForscbungszcnlrcD 
und anderen Institutionen durchgeführt. Durch diese Arbeiten wurde bisher ein Kenntnisstand 
erlangt, der, auch im Vergleich mit der internationale Situation, als fortgeschritten bezeichnet 
werden kann. 
Eodlagcruna koDdltJonlcrter Bmllxlcmentc 
Im Falle des back-up Konditionierungsvcrfahrens zur Direkten Endlagerung. der Herstellung von 
POlLUX-Kokillen, werden die EndIagertcchniken eingcaclzt, die für die Endlagerung von wirme-
produzierenden Wicclcraufarbcilungsabfillen entwickelt worden sind (Bohrlocblagerung). FIlr das 
Rcfcrcnzverfahrcn, der Herstellung von POlLUX-Bebiltcrn, ist im Bereich des Endlagcrs noch 
Entwicklungsarbeit zu leisten. Die hierzu erforderlichen F+E-Arbeiten, die in erster Linie auf die 
Handhabung und den Transport der groBen und schweren POlLUX-BehlllCr in einem Endlager 
(Strcckenlagcrung) ausgerichtet sind, befinden sich in einem fortgeschrittenen Stadium der Reali-
sierung und werden bis 1994 abgeschlossen, so daß dieser Entsorgungsweg im P1anfcststellungs-
verfahren für das am Standort Oorleben geplante Endlager berücksichtigt werden kann. 
Was die Langzcitsichcrheit eines Endlagers mit abgebrannten Brennelementen anbelangt, so zeigen 
nationale und internationale Untersuchungen, daß von einem derartigen Endlager lrolz des nicht 
abgetrennten Urans und Plutoniums keine höhere Langzcitgefibrdung ausgeht als von einem 
Endlager mit Wiederaufarbcitungsabfillen. 
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Exkurs: Radiologische Sicherheit der Entsorgung 
Eine geschlossene Darstellung der radiologischen Sicherheit der nuklearen EnlSorgung erfolgte 
1984 durch die Systemstudie Andere EnlSorgungstechniJcen. Die dieser Studie zugrundegelegten 
ReCercnzanlagen der EnlSorgung Slülzcn sich auf fortschrittliche Technik, die in den beute existie-
renden Anlagen teilweise noch niebt realisiert isL Trotzdem kÖMen die in dieser Studie erzielten 
RCllultate niherungsweise auf in Betrieb befindliche Anlagen übertragen werden. 
Grundsitzlich ist (estzuhalten, daß der EnlSorgungsweg mit Wiederaufarbeitung in den einzelnen 
Teilschritten der EnlSorgung rein rechnerisch zu höheren Individual- und Kollektivdoscn führt als 
der EnlSorgungsweg ohne Wiederaufarbeitung. In beiden FäDen werden jedoch die zulässigen 
Grenzwerte für den bestimmungsgemäßen Betrieb und bei SlÖrfällen deutlich unterschritten. In 
Relation zur natürlichen Strahlenbelastung fallen die ermittelten Unterschiede zwischen den beiden 
EnlSorgungswegen praktisch kaum ins GewiebL 
Wu die Langzeitsicherheit der Endlagerung anbelangt, so können Endlager mit Wiederaufar-
beitungsabfillen und Etidlager mit direkt endzulagernden abgebrannten BreMelementen gleich 
sicher konzipiert werden. 
Neben der Strahlenexposition, die die heute lebende Bevölkerung durch den Betrieb der einzelnen 
Brennstoffkrcislaufstationen erfährt, wurden auch globale Dosen aufgrund der Emissionen langlebi-
ger gasl'önniger Radionuklide aus Uranerzhalden, Kernkraftwerken und Wiederaufarbeitungsanla-
gen abgeschätzt. Die globalen Dosen liegen bei der Direkten Endlagerung bis zu Zeiträumen von 
einigen hundert Jahren niedriger als bei der integrierten EnlSorgung. Erst anschließend überwiegen 
die globalen Dosen bei der Direkten Endlagerung, was auf den erhöhten Uranerzabbau zurück-
zuführen ist. 
Im weiteren sei nun auf einzelne Aussagen in Kapitel 4.4 eingegangen. 
Radiologische Risiken der einzelnen Stationen des Brennstofflcreislaufs 
Für die Aussage, daß die Ergebnisse der EPRI-5tudie über die Risiken der einzelnen Stationen 
des Brennstofflcreililaufes "in keiner Weise abgesichert sind" führt Herr Hahn keinerlei Beleg an. 
Ergebnisse von in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten probabilistischen Sicherheits-
analysen für Brennstoffltreislaufanlagen bestätigen die in der EPRI-5tudie gemachten Aussagen. 
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Der h6chste Risikobcitrag stammt vom Kernkraftwerk, der gerinpac vom Endlagcr (Betriebs-
phase). Der Untersclüed in den Erwartungswcrten der kollektiven StrahJeoaposition durch 
SlÖrfalle (SlÖrfallrisiko) in der Wiederaufarbeitungsanlage und bei Transporten ist bedeutend 
geringer als in der EPRl-Studie. Schließt man auch den bcstimmungsgemiflcn Betrieb ein. ist das 
radiologische Risiko von Transporten sogar geringer als das einer Wiederaufarbeitungsanlage. 
Grundsätzlich gilt Iiir alle Stationen des Brennstoffkrcislsuf.s. daß das radiologische Risiko durch 
den bcstimmungsgcmiBcn Betrieb um ein bis zwei Zchnerpotenzen aber dem Störfallrisiko liegt. 
Die Strahlencxposition des gesamten Brennstorrkreislaufs ist schr klein im Vergleich zur natürli-
chen Stllhlcoaposition. 
Zwischenlagerung 
Die Lagerung der abgebrannten Brennelemente in den Zwischenlagcm erfolgt in den Trans-
portbchlltem (Typ CASTOR). Die CASTOR-Behiltcr verfOgcn über zwei abgedichtete Deckel-
systeme mit in Serie eingebauten Deckcldichtungen aus Metall und Elastomeren. Darüber sitzt 
eine Schutzplatte mit Fügcdeckcl. Die Dichtheit der Behllter wird kontinuierlich i1bcrwacht. 
Endlam Gorleben 
Die Inbetriebnahme des Endlagers in Godcbcn ist. wenn die laufenden Arbeiten die Eignung des 
Salzstockes erweisen. für das Jahr 2008 vorgesehen. Dieser offizielle Termin hat sich seit Novem-
ber 1988 nicht gelodert. Durch die Möglichkeit einer Zwischenlagerung ist er nicht zeitluitisch. 
Transport 
Eine systematische Abschltzung der Risiken durch Transportunlllle wurde Anfang der 80cr Jahre 
im Rahmen des Projektes ·Sicherheitsstudien· Entsorgung (PSE) durchgeCllhrt. 
Entsorgung 
Die vorliegenden Untersuchungen zu den beiden Wegen der Entsorgung haben ergeben. daß der 
EnbOrgungswcg mit Wiederaufarbeitung in den einzelnen TeiJschritten der Entsorgung rein 
rechnerisch zu höheren Individual- und Kollektivdoscn führt als der Entsorgungswcg ohne 
Wicdcraufarbeitung. In beiden Fillen werden jedoch die zulissigen Grenzwerte für den bcstim-
mungsgemlBen Betrieb und bei Störfillen deutlich unterschritten. In Relation zur natOrlichen 
Strahlenbelastung fallen die ermillelten Unterschiede zwischen den beiden Entsorgungswegen 
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praktisch nicht ins Gewicht. Dic Feststellung. "daß cinc Aussagckraft von Risilroabschälzungen im 
Hinblick auf konkrcte unterirdischc Lager praktisch nicht gegeben ist" ist nicht haltbar. 
6.1.5 Stellungnahmc zu Kap. 4.5 "Wirkung ionisicrender Strahlung und radioaktive 
Emissioncn aus Kernkraftwerkcn" 
Wirkung kleiner SIrahlendosen 
Allc bisher durchgeführten cpidemiologischen Untcrsuchungen von Personcngruppen, dic einer 
erhöhten Strahlencxposition ausgesetzt waren, haben im Bereich Ideiner Slrablendosen keinc 
statisch signifikanten Daten und Hinwcise filr Krebsinduktion und genetische Schädigungen 
crbradlt. Epidemiologischc Untersuchungen können damit keinc Aussagcn über dic Scbädlichkcit 
oder dic Unschidlichkcit niedriger Strahlcndoscn machcn. 
AlIc Abschilzungen der Strahlcnrisiken für k1cinc Dosisbcrcichc beruhcn auf Extrapolationen von 
Ergebnissen cpidemiologischcr Studien, dic sich auf höhere Dosen beziehcn und sic verlangen 
Hypothesen bezüglich der Art und Wcise dieser Extrapolationcn, dic durch epidemiologische 
Untersuchungen nicht beweisbar sind. Dic häufig verwendetc lineare Dosis-Wirlnmpbeziehung ist 
dabei als oberer Grenzwert anzusehen und wird im Sinnc des Schutzgcdankens filr Slrablenschulz-
überlegungen angewendet. Sic ist 'cinc Hypotbese, dic nicht notwcndigerwcise dic Realilit 
beschreibt. Dies gilt insbesondere wcnn sich Untersuchungen bcstätigco, dic cincn biopositiven 
Effckt im Bereich k1ciner Dosen (Anregung der Zellreperaturmcchanismcn, temporirc Resistenz 
gegen crneute Bestrahlung) aus Experimcnten ableiten. 
Grenzwerte für beruflich slrahlenexponierlc Personcn 
Dic in Großbritanien und Schweden getroffene Regelung ciner Begrenzung der Exposition durch 
berufliche Titigkcit von im Mittel jihrlich lS mSv, ohne cinc Begrenzung der Lcbenszeitdosis, 
führt über cin Berufsleben von 2S a zu ciner vcrgleichbaren mu. Lcbenszeitdosis, wic sic dic 
novellicrte Strahlenschutzvcrordnung zulißt. 
6J.6 Stellungsnabmc zu Kapitel 4.6 "Klimaaspektc radioaktiver Spurcngasc" 
Dic vorgelegten Untersuchungen weisen auf dic bestehenden Wisscnslückcn über die Wukung 
cincr crhöhtcn Ionisation der Luft auf dic luftelektrischen Vorgingen und luflchemischcn Prozesse 
in der Atmosphäre sowic ihre meteorologischen und klimatologischcn Wirkungen hin. Dennoch 
lassen sich anband dcr Größenordnungcn des gcgcnwirtigen und zukünftig zu crwartenden 
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EinOuScs von Kr-SS auf die Dllilrlichen Luftionisationsprozcssc einige Aussagen zur KlimlJele-
vanz des Kr-8S ableiten. 
Die Kr-8S-Aktivitlt in der Almospblre belrigt zur Zeit etwa 1 Bqfm'. Ihr Beitrag 
zur gesamten Luftionisation ist zum gegenwilligen Zeitpunkt vcmachIlssigbar klein 
(deutlich kleiDet als 1 IJ,). 
Der Anstieg der Kr-SS Aktivitlt in der Almospblre ist in der Vergangenheit 
übcrscbllzt worden. Die GriInde daCi1r liegen in dem geringeren Zubau an Kern-
luaftwcrksleistung und in der lingeren Zeitspanne bis zur Wicderaufarbcihmg des 
Brennstoffs (beute und in Zukunft etwa 10 Jahre) nach Entladung aus dem Reaktor. 
Damit wird. bei einer Annahme einer 100 IJ, Frcisclzung von Kr-8S in der Wicdc-
raufarbcitunpanlage nur SO IJ, des durch die Kernspaltung erzeugten Kr-8S in der 
Almospblre frcigcsctzL 
Bei der dcneitigen Kr-8S Konzentration lind strahlenchcmischc Wllltungen von 
Bedeutung auszusc:hlieBcn. Die luftc:hcmi.sc:hcn Prozesse: in der Almospblre werden 
auch bei den mittelfristig zu erwartel!dcn höheren Kr-8S-Komenlrationen durch 
photocbcmische und nicht durch Slrahlencbcmischc Reaktionen bestimm\. 
Die mittelfristig zu erwartenden Kr-8S-Konzcntrationen mhren nur zu einer gerin-
gen Erhöhung der gesamten loncnkonzcntration in der Atmosphlre und damit nlch 
derzeitigem Kenntnisstand zu keiner nenucnswcrtcn Verlnderung der luflclclc-
triscben Situation. 
Selbst bei einem massivcn AlISbau der Kernenergie, kann, durch die Rlk:khallung 
von Kr-SS bei der Wicderaufarbcilung (Rfk:khallefaklorcn beule vcrmgbarer Tcclmi-
ken 9S bis 99 IJ,) ein Anstieg der Luftionisation durch Kr-8S auf unter 1 IJ, 
begrenzt werden. 
6.1.7 Stellungnahme zu Kap. 4.9 "Integrale und vergleichende Risikobc\rachtungcn· 
Folgt man dem in diesem Kapitel benulzlcn, sehr weitgefaßten Risikobcgriff, der alle potentiell 
möglichen, malerielIen und im materiellen Wagnisse und Schidcn umfaßt, so ist festzusteHen, daß 
eine Ermittlung oder auch nur AbschItzung eines derartigen Gcsamtrisilcos vcm;hicdener Energie-
triger oder Energiesysteme nicht möglich ist, da sich viele der Einze1risilcen einer quantitativen 
Erfassung ehtziehen. Dennoch lassen sich far einzelne Bereiche z.B. Ci1r das eben und die 
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menschliche Gesundheit durchaus vergleichende Risikoanalysen für verschiedene Stromerzeugungs-
system durchführen, die wichtige Teilaspckte für eine umfassende Bewertung von Energietechno-
logien darstellen. 
Die im Rahmen des Studienkomplcxes A.4 durchgeführten vergleichenden Analysen von Risiken 
für die menschliche Gesundheit, die mit verschiedenen Tecbnologien zur Stromversorgung (Kohle, 
Öl, Gas, Kernenergie, Wind, Sonne) verbunden sein können und die alle Risiken im Zusammen-
hang mit dem Bau, dem Betrieb und daher Ver- und Entsorgung der betrachteten Energietechni-
ken umfassen, zeigen, daß trotz bestehender Daten- und Wisseoslücken folgende Schlußfolgerun-
gen-.gczogen werden können: 
1. Es gibt keine "Nullrisiko-Option". Auch die Stromcrzeugung mittels emeuerbarer 
Energicqucllen ist mit Risiken für das Leben und die Gesundheit verbunden. 
2. Nach gegenwärtigem Wissensstand liegen die Risiken für die menschliche Gesund-
heit der Nutzung von Kohle im oberen Bereich der aufgespannten Risikobandbreite, 
während die Risiken bei Gas, den regenerativen Energiequellen und der Kern-
energie im unteren Bereich liegen. 
3. Die ermittelten Risiken können nicht so interpretiert werden, daß einzelne Energie-
träger unter Risikogesichtspunkten von der Anwendung ausgeschlossen werden 
sollten, insbesondere, wenn die Risiken der Stromerzeugung in Relation zu anderen 
Lebeosrisiken gesehen werden. 
Zu Einzelaussagen in Kap. 4.9 ist folgendes anzumerken: 
Die Abschätzungen der gesundheitlichen Risiken der Kernenergie berücksichtigen 
in ihrer Bandbreite die Ergebnisse verschiedener Risikostudien für Kernkraftwerke 
unter anderem auch die der Deutschen Risikostudie Kernkraftwerke, Phase B. Diese 
verschieben die Ergebnisse keineswegs zu unguosten der Kernenergie. 
Die den einzelnen Energieträgern zuzuordnenden Risiken (obne die Risiken, die 
dem Back-up-System zuzurechnen sind) sind in den Untersuchungen des Studien-
komplexes A.4 ausgewiesen (siehe auch Abb. 4.3 dieses Berichtes). Sie sind 
Grundlage für die zuvor dargelegten Schlußfolgerungen. 
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Die ermittelten Risiken erfassen alle Slationen von der Brenostoffgcwinnung bis zur 
Entscxgung. 
6.1.8 Stellungnahme zu Kap. 4.10 "Alaeplanzaspekte und weitere Hemmnisse· 
Die Da~lIung in Kapitel 4.10 gibt wesentliche Ergebnisse: der enlsprccbcnden Untctsuc:hungcn 
des Studicnltomplcxcs A.4 nicht wieder und enthllt uhIrcicbc spekulative Aussagen sowie subjek-
tive Wertungen des Verfassers. 
Was die A1ttzeptanzaspekte der Kemcnc:rgienul%Ung betrifft, sei hier die zusammcnrasscndcu 
SchluBbcmcrltungen des Studienschwcrpunkts A.4.3.C zitiert: "Die Entwicklung der Akzeptanz der 
Kc:mcnc:rgie ist lelzlich nicht verllßlich vorhcrschbar. Allenfalls lassen sich plaUSIoie Szenarien 
entwerfen, die von folgender Ausgangslage auszugehen haben: Die Kernenergickontrovcrsc in. der 
Bundesrepublilt ist in einer prcltlrcn Pattsituation. Einerseits dlldtc die Mchrbcit der Bcv6lkcrung 
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nicht bereit sein. ernsthafte (wirtschaftlich) Opfer für eillCD Kernenergicausstieg aufzubringen; 
andcrcrscits bestehen aber große Vorbehalte gegen sie. vor allem wegen der wahrgcDommenen 
SicbcrbcilSproblematik und der als ungcl&t angesehenen Entsorgung. Die Mehrheit der BcvöIke-
rung ist im Hinblick auf die Kernenergie keillCD Schwan-WeiS-Dcnkcn verhaftet. Nur kleinere 
Teile der Bcv6lkcrung besitzen eine konsistente Meinung zur Ke:ncDagie, die nur positive oder 
nur negative Aspekte bcinhalteL Überwiegend werden sowohl (vor allem ökonomische. teilweise 
auch öltologiscbc) Vorteile als auch (vor allem sicherbcitsbczogenc und gcsc:llschaftlicbc) Nachtei-
le mit der Kemcncrgie assoziiert. 
Eine Erhöhung der Kemcncrgicaltzcptanz wilrde vermutlich eintretcn,wenn Krlsensymptome. etwa 
im ökonomischen. energicpolitischcn oder Umweltbcrcich auftreten und die Kernenergie in den 
Augen der Öffentlichkeit als eine plausible Lösung für die Krise erscheint. Beispiele für Krisen-
symptome sind EnergicversorgungssUlrungcn. Energicprcissteigerungcn. klare WeltbcwedlSlIICh-
teile in der EG aufgrund unterschiedlicher Stromprcisc oder für jedermann wahrnehmbar Anzei-
chen eines K1imawandcls durch die COa-Anrcicbcrung in der AtmosphIre. Auch ein R!lckzug des 
Staates aus seinem Engagement filr die Kernenergie, eine sichtbare politische Kontrolle der 
Kerncncrgieindustrie und der Energicversorgungsuntcrnchmen (z.B. durch Ausbau der Fcmüber-
wacbung der KemltraCtwcrke und öffentliche zuglnglichltcit der Me8wcrtc) wllrden eine erhöhte 
Alaeptanz tendenziell bcgilnstigen. 
Eine weitere Reduzierung der KernenergicaltzeplaDZ würde demgegenüber vermutlich ein\rcten, 
wenn sich die Sichcrbeitsbilanz der Kernenergie in der Bundcsrcpublilt und weltweit vcrscbIech-
terte (grOIlen:r Unfall), technische und ökonomische Alternativen zur Kernenergie (rationelle 
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Energienutzung ohne Komrortverlusl, regenerative Energien, Stromimport aus Drittländem) für die 
Bevölkerung plausible würden oder durch Skandale nach dem Muster des sog. Atommüllskandals 
das Vertrauen in die gesellschaftliche Kontrollierbarkeit der Kernenergie weiter belastet würde. 
Machbar und planbar ist Kernenergieakzcptanz wohl kaum. Soziale Akzeptanz entsteht in einem 
komplexen System von politischer Auseinandersetzung und persönlicher Meinungsbildung, das von 
tief verwunelten und kaum inderbaren Wahrnehmungsmechanismen und vom Verhalten vieler 
Akteure bestimmt wird. Wenngleich Teile dieses Systems durch wissenschaftliche Forschung recht 
gut bekannt sind, liegt ein Gesamtmodell dieses Systems doch nicht vor. Aber selbst wenn es ein 
solches Modell gäbe, wäre die bewußte 'Steuerung" der sozialen Akzeptanz aufgrund der kom-
plexen Wechselwirkungen des Systems immer noch nicht möglich." 
